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A. Zusammenfassung

1. Die NGT-Verordnung steht nationalen Koexistenzregelungen für NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse nicht entgegen. Das Gleiche 
gilt für naturschutzrechtliche Beschränkungen des Anbaus oder der sonsti-
gen Verwendung von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 oder ihrer Erzeugnisse 
in geschützten Gebieten nach nationalem Recht.

2. Nationale Koexistenzregelungen für GVO sowie naturschutzrechtliche Be-
schränkungen für GVO gelten damit auch nach Geltungsbeginn der NGT-
Verordnung für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse. Dies 
deshalb, weil NGT-Pflanzen der Kategorie 1 weiterhin GVO sind und die 
NGT-Verordnung nur die Geltung von EU-Vorschriften für GVO für NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse ausdrücklich ausschließt 
(Art. 5 Abs. 1 NGT-Verordnung), nicht aber die Anwendung nationaler Vor-
schriften für GVO. Nationale Vorschriften für GVO dürfen nur dann und nur 
insoweit nicht mehr auf NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse 
angewendet werden, als ihnen der Anwendungsvorrang des Unionsrechts 
entgegensteht.

3. Aufgrund des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts dürfen die nationalen 
Regelungen über die Zulassung und die Pflichtkennzeichnung von GVO für 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 nach Geltungsbeginn der NGT-Verordnung 
nicht mehr angewendet werden. Insoweit enthält die NGT-Verordnung eine 
abschließende Regelung. Diese schließt die Anwendung von entgegenste-
hendem nationalen Recht aus.

4. Die NGT-Verordnung steht nationalen Koexistenzregelungen für NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse nicht entgegen, weil es keine 
abschließenden unionsrechtlichen Regelungen für die Koexistenz von NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse einerseits und anderen Pflan-
zen und Erzeugnissen andererseits gibt. Im Rahmen der geteilten Zustän-
digkeiten der EU und der Mitgliedstaaten für die Bereiche Landwirtschaft, 
Binnenmarkt, Gesundheits- und Umweltschutz (Art. 4 Abs. 2 AEUV) behal-
ten die Mitgliedstaaten ihre Gesetzgebungskompetenz, sofern und soweit 
die Union ihre Zuständigkeit nicht ausgeübt hat (Art. 2 Abs. 2 Satz 2 AEUV).

5. Die NGT-Verordnung enthält kein Verbot nationaler Koexistenzregelungen 
für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse. Die NGT-Verord-
nung verweist auf die Regelung der EU-Öko-Basisverordnung, wonach na-
tionale Koexistenzregelungen für die biologische Produktion ausdrücklich 
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zulässig sind (Erwägungsgrund 33 der NGT-Verordnung in Verbindung mit 
Art. 29 Abs. 7 EU-Öko-Basisverordnung 2018/848). Diese Regelung der EU-
Öko-Basisverordnung ist nicht auf den in Erwägungsgrund 33 der NGT-Ver-
ordnung beispielhaft genannten Schutz bestimmter geografischer Gebiete 
wie Inselregionen beschränkt, sondern hat den gleichen weiten Anwen-
dungsbereich wie die koexistenzbezogene Regelung des Art. 26a Abs. 1 der 
Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG. Daraus, dass die Freisetzungsrichtlinie 
2001/18/EG nur noch für NGT-Pflanzen der Kategorie 2, aber nicht mehr für 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 gilt, ergibt sich lediglich, dass die koexistenz-
bezogenen Regelungen in Art. 26a der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG 
nicht mehr gelten. Daraus ergibt sich aber kein Verbot nationaler Koexis-
tenzregelungen für NGT-Pflanzen der Kategorie 1. 

6. Da nationale Koexistenzregelungen für die ökologische Produktion zulässig 
bleiben, gilt Entsprechendes für die sonstige gentechnikfreie Produktion, 
insbesondere für die Herstellung von Lebensmitteln ohne Gentechnik. Denn 
entsprechende freiwillige nationale Kennzeichnungsregelungen sind nach 
allgemeiner Auffassung kraft eigener nationaler Zuständigkeit und ohne 
unionsrechtliche Ermächtigung zulässig. Da Koexistenzregeln in die Berei-
che der geteilten Zuständigkeit für Landwirtschaft und Binnenmarkt fallen, 
da das Unionsrecht hierzu keine Regelungen trifft und da freiwillige „ohne 
Gentechnik“-Kennzeichnungen für den Aspekt der Gentechnik die gleichen 
Ziele verfolgen wie die ökologische Produktion müssen für sie in gleicher 
Weise wie für die ökologische Produktion auch nationale Koexistenzrege-
lungen zulässig sein.

7. Fraglich ist, inwieweit nationale Koexistenzmaßnahmen für GVO zum 
Schutz konventioneller Kulturen vor Einträgen von NGT-Pflanzen der Kate-
gorie 1 zulässig sind. Konventionelle Kulturen sind weder genetisch verän-
dert noch als ökologische oder sonst als gentechnikfreie Kulturen deklariert. 
Es mag sein, dass bestimmte nationale Koexistenzregelungen zum Schutz 
konventioneller Kulturen wegen des Anwendungsvorrangs des Unions-
rechts nicht mehr anwendbar sind, wenn sie die praktische Wirksamkeit der 
NGT-Verordnung qualifiziert beeinträchtigen und nicht gerechtfertigt sind. 
Das kommt insbesondere für Informationspflichten und Abstandsregelun-
gen bezüglich eines benachbarten konventionellen Anbaus in Betracht, da 
Einträge von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in konventionelle Pflanzen an-
ders als Einträge von sonstigen GVO nicht mehr zu einer Kennzeichnungs-
pflicht führen können. Deshalb droht bei einem benachbarten konventio-
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nellen Anbau anders als bei einer ökologischen oder sonstigen gentechnik-
freien Produktion kein Verlust der Kennzeichnungsmöglichkeit als ökolo-
gisch oder ohne Gentechnik. Eine wesentliche Beeinträchtigung kann sich 
jedoch auch bei Einträgen in konventionelle Kulturen ergeben. Das gilt ins-
besondere dann, wenn Einträge von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in Le-
bensmittel dazu führen, dass die Anforderungen der Novel-Food-Verord-
nung 2015/2283 gelten und diese Anforderungen für NGT-Erzeugnisse nicht 
erfüllt sind, so dass die Lebensmittel nicht mehr ohne Prüfung oder Zulas-
sung nach der Novel-Food-Verordnung in den Verkehr gebracht werden 
dürfen. Ob und inwieweit eine nationale Koexistenzregelung zum Schutz 
der konventionellen Produktion gegen Unionsrecht verstößt und deshalb 
unanwendbar ist, muss deshalb gesondert geprüft werden. 

8. Auch die nationalen Regelungen zur nachbarrechtlichen Abwehr und zur 
Haftung bei Nutzungsbeeinträchtigungen durch GVO bleiben für NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse anwendbar. Das Unionsrecht 
enthält generell keine nachbarrechtlichen Regelungen. Eine abschließende 
unionsrechtliche Regelung kommt deshalb nicht in Betracht. Auch sonst 
steht weder die NGT-Verordnung noch die Warenverkehrsfreiheit einem 
nachbarrechtlichen Schutz der ökologischen oder sonstigen gentechnik-
freien Produktion vor wesentlichen Beeinträchtigungen entgegen. Für die 
konventionelle Produktion kommt eine Haftung für das unbeabsichtigte 
Vorhandensein von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in anderen Erzeugnissen 
nach deutschem Recht in Betracht, wenn sie jenseits des in § 36a Abs. 1 Nr. 2 
GenTG genannten Regelbeispiels des Entstehens einer GVO-Kennzeich-
nungspflicht zu einer wesentlichen Beeinträchtigung führt. Das kann insbe-
sondere dann der Fall sein, wenn ein NGT-Erzeugnis der Kategorie 1 unter 
die Novel-Food-Verordnung fällt (siehe oben zu 7.).

9. Die Pflicht zur Mitteilung von Anbaustandorten an das Bundesamt für Ver-
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) und dessen Pflicht zur 
Veröffentlichung der Anbaustandorte im Standortregister gilt schon nach 
dem bereits geltendem § 16a GenTG weiterhin auch für NGT-Pflanzen der 
Kategorie 1. Die NGT-Verordnung steht dem nicht entgegen. Art. 29 Abs. 7 
EU-Öko-Basisverordnung 2018/848 bestätigt die Kompetenz der Mitglieds-
taaten zur Festlegung von Koexistenzmaßnahmen zum Schutz der ökologi-
schen Produktion (dazu oben 5.). Die Kompetenz der Mitgliedstaaten zur 
Festlegung von Koexistenzmaßnahmen zum Schutz der gentechnikfreien 
Produktion ergibt sich unmittelbar aus der zwischen Union und Mitglieds-
taaten geteilten Zuständigkeit für die Landwirtschaft und den Binnenmarkt 
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(dazu oben 6.) Im Rahmen dieser Kompetenzen steht es den Mitgliedstaa-
ten frei, zu regeln, wie benachbarte Betriebe über Anbaustandorte infor-
miert werden müssen. Dafür können die Mitgliedstaaten auf Basis nationa-
ler Regelungen auch weiterhin das Standortregister für GVO verwenden. 
Solange NGT-Pflanzen der Kategorie 1 vom Anwendungsbereich der Rege-
lung über das Standortregister in § 16a GenTG nicht explizit ausgenommen 
werden, gelten deren Anforderungen deshalb weiterhin auch für NGT-
Pflanzen der Kategorie 1. Die Unanwendbarkeit der Freisetzungsrichtlinie 
2001/18/EG führt lediglich dazu, dass die Mitgliedstaaten nicht mehr ver-
pflichtet sind, Anbaustandorte von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in einem 
Standortregister nach Art. 31 Abs. 3 der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG 
zu veröffentlichen. Sie schränkt das Recht der Mitgliedstaaten zur Regelung 
einer verpflichtenden Anzeige von Anbaustandorten von NGT-Pflanzen der 
Kategorie 1 im nationalen Recht aber nicht ein.

10. Die Kompetenz der Mitgliedstaaten zur Regelung von Koexistenzmaßnah-
men umfasst auch die Möglichkeit, vertragliche Informations- und Aufklä-
rungspflichten über den NGT-Status von Erzeugnissen bei der Abgabe sol-
cher Erzeugnisse an Dritte zu regeln. Solche Regelungen unterscheiden sich 
von Kennzeichnungspflichten dadurch, dass sie keine Produktvorschriften, 
sondern Verkaufsmodalitäten sind. Sie können sich schon nach geltendem 
Recht aus zivilrechtlichen Regelungen über Aufklärungspflichten ergeben. 
Die NGT-Verordnung steht der ausdrücklichen gesetzlichen Regelung sol-
cher Aufklärungspflichten jedenfalls dann nicht entgegen, wenn ein berech-
tigtes Interesse des Käufers an dieser Information bestehen kann. Das ist 
nicht nur der Fall, wenn ein Erzeugnis für die ökologische oder sonstige gen-
technikfreie Produktion oder als oder für Lebensmittel verwendet werden 
soll oder das Lebensmittel wegen der genetischen Veränderung als Novel 
Food eingestuft werden kann, sondern auch dann, wenn der Erwerber der 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 oder ihrer Erzeugnisse Vorsorgemaßnahmen 
zum Schutz Dritter vor unbeabsichtigten Einträgen treffen muss. Deshalb 
gilt die für GVO bereits geregelte Pflicht zur Mitlieferung einer Produktin-
formation über die Erfüllung der koexistenzbezogenen Vorsorgepflichten 
(§ 16b Abs. 5 GenTG) auch für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 fort.

11. Die NGT-Verordnung steht der weiteren Anwendung naturschutzrechtli-
cher Verbote und Beschränkungen der Verwendung von GVO auf NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 und deren Erzeugnisse nicht entgegen. Das Uni-
onsrecht enthält keine abschließende Regelung des Naturschutzrechts. 
Vielmehr sind die Mitgliedstaaten schon kraft der EU-Verträge berechtigt, 
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verstärkte Schutzmaßnahmen zum Zwecke des Naturschutzes zu ergrei-
fen.

12. Zur Gewährleistung der praktischen Wirksamkeit der Regelungen der NGT-
Verordnung und der Warenverkehrsfreiheit können naturschutzrechtlichen 
Beschränkungen und Verboten zwar Grenzen gesetzt sein. Diese reichen für 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 aber nicht weiter als für sonstige GVO. Die 
durch die NGT-Verordnung bezweckte Gleichstellung von NGT-Pflanzen 
der Kategorie 1 mit herkömmlichen Pflanzen verlangt keine naturschutz-
rechtliche Gleichstellung. Sie darf sich schon kompetenzrechtlich nur auf 
eine landwirtschafts-, binnenmarkt- und gesundheitsrechtliche Gleichstel-
lung mit herkömmlichen Pflanzen beziehen.
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B. Fragestellung

Gegenstand dieses Rechtsgutachtens ist die Auswirkung der Verordnung über mit 
bestimmten neuen genomische Techniken gewonnene Pflanzen und deren Er-
zeugnisse (NGT-Verordnung, dazu I.) auf die Anforderungen an die Koexistenz 
von genetisch veränderten, konventionellen und ökologischen Kulturen (dazu II.) 
und den Naturschutz (III.).

I. Die NGT-Verordnung

Das Europäische Parlament hat am 17.06.2026 die Verordnung des Europä-
ischen Parlaments und des Rates über mit bestimmten neuen genomische 
Techniken gewonnene Pflanzen und ihre Erzeugnisse (NGT-Verordnung) in 
2. Lesung beschlossen. Auf Grundlage des Kommissionsvorschlages vom 
05.07.2023,1 nach der Festlegung des Standpunktes des Europäischen Par-
lamentes am 12.04.20242 und dem Verhandlungsmandat des Rates vom 
14.03.20253 einigte sich der Trilog am 03.12.2025 auf einen Verordnungs-
text.4 Er wurde vom Rat am 21.04.2026 angenommen.5 Nach einer Mittei-
lung der Kommission zu diesem Standpunkt vom 23.04.20266 hat das Par-
lament diesen Standpunkt am 17.06.2026 abschließend gebilligt.7 Die Ver-
ordnung tritt dann am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt in 
Kraft und gilt nach Ablauf von 2 Jahren ab ihrem Inkrafttreten unmittelbar 
in jedem Mitgliedstaat (Art. 38 NGT-Verordnung).

Die NGT-Verordnung definiert sogenannte NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
als genetisch veränderte Pflanzen und damit gentechnisch veränderte Or-
ganismen (GVO), die die in Anhang 1 der NGT-Verordnung näher bestimm-
ten Gleichwertigkeitskriterien erfüllen und weder herbizidtolerant sind 
noch insektizide Substanzen produzieren, sowie die Nachkommen dieser 
Pflanzen (Art. 3 Nr. 9 und Nr. 13 in Verbindung mit Anhang I und II der NGT-
Verordnung). Zur Prüfung, ob NGT-Pflanzen der Kategorie 1 diese Anforde-
rungen erfüllen, ist eine Statusprüfung und Erklärung über den Status als 

___________________________________________________________________________

1  https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2023:411:FIN.
2 https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2024-0325_DE.html.
3 https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-6426-2025-INIT/en/pdf.
4 https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16660-2025-INIT/en/pdf. Der Rat hat eine Synopse der 

verschiedenen Fassungen der Organe veröffentlicht unter https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-
16661-2025-INIT/en/pdf.

5 ST 17037/1/25 Rev. 1 vom 21.04.2026, https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-17037-2025-REV-
1/de/pdf.

6 KOM (2026) 151 final, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52026PC0151.
7 Vgl. zum Verfahren https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/HIS/?uri=COM:2023:411:FIN.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2023:411:FIN
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2024-0325_DE.html
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-6426-2025-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16660-2025-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16661-2025-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16661-2025-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-17037-2025-REV-1/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-17037-2025-REV-1/de/pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52026PC0151
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/HIS/?uri=COM:2023:411:FIN
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NGT-Pflanze der Kategorie 1 (nachfolgend: Statuserklärung)8 durch den Be-
schluss einer nationalen Behörde oder einen Durchführungsbeschluss der 
EU-Kommission vorgesehen (Art. 6 und 7 NGT-Verordnung). Die Be-
schlüsse über Statuserklärungen werden in einer von der Kommission ge-
führten Datenbank veröffentlicht (Art. 9 Abs. 1 NGT-Verordnung). Das Vor-
liegen einer Statuserklärung ist Voraussetzung für die Freisetzung und das 
Inverkehrbringen von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihren Erzeugnissen 
[vgl. Art. 4 Buchst. a) und b) NGT-Verordnung].

Für NGT-Pflanzen der Kategorie 1, die eine behördliche Entscheidung zur 
Erklärung dieses Status erhalten haben, und die daraus hergestellten NGT-
Erzeugnisse der Kategorie 1 gelten die Vorschriften nicht, die in den Rechts-
vorschriften der EU für GVO gelten (vgl. Art. 5 Abs. 1 NGT-Verordnung). 

Damit müssen NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und NGT-Erzeugnisse der Ka-
tegorie 1 künftig nicht mehr als GVO gekennzeichnet werden, obwohl es 
sich weiter um GVO im Sinne der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG, der 
Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 über genetisch veränderte Lebensmittel 
und Futtermittel und der Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 über die Rückver-
folgbarkeit und Kennzeichnung von GVO und daraus hergestellten Lebens-
mitteln und Futtermitteln handelt. 

Die gesetzliche Kennzeichnungspflicht für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
und ihre Erzeugnisse beschränkt sich künftig auf Saatgut und anderes 
pflanzliches Vermehrungsmaterial, das NGT-Pflanzen der Kategorie 1 ent-
hält oder aus solchen besteht. Es muss ein Etikett mit der Angabe „NGT-1" 
tragen, gefolgt von den Kennnummern der NGT-Pflanzen, aus denen es ge-
wonnen wurde (Art. 10 Abs. 1 NGT-Verordnung).

In den Erwägungsgründen wird betont, dass es sich um eine spezifisch für 
NGT-Pflanzen geschaffenen Rechtsrahmen als lex specialis zu den GVO-
Vorschriften der EU handelt (vgl. Erwägungsgründe 9 und 12 der NGT-Ver-
ordnung). 

Die Privilegierung von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 gegenüber anderen 
GVO wird damit begründet, dass diese NGT-Pflanzen genauso behandelt 
werden sollen wie Pflanzen, die natürlich vorkommen oder durch konventi-
onelle Züchtungstechniken erzeugt wurden, da sie gleichwertig und ihre Ri-

___________________________________________________________________________

8 Der Begriff „Erklärung über den Status als NGT-Pflanze der Kategorie 1“ wird gleichlautend in Art. 6 Abs. 1, 
Art. 7 Abs. 1 und den Erwägungsgründen 22, 23, 27, 28, 34 und 50 der NGT-Verordnung verwendet. Der Sache 
nach dürfte es sich um eine rechtsverbindliche Feststellungsentscheidung handeln.
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siken vergleichbar seien. Daher soll in Bezug auf diese NGT-Pflanzen der Ka-
tegorie 1 in vollem Umfang von den Rechtsvorschriften der EU, die für GVO 
gelten, abgewichen werden (Erwägungsgrund 16 der NGT-Verordnung). 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 sollten einem Rechtsrahmen unterliegen, der 
für konventionell gezüchtete Pflanzen und aus ihnen gewonnene Erzeug-
nisse gilt. Wie es bei herkömmlichen Pflanzen und Erzeugnissen der Fall ist, 
unterliegen NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse den gelten-
den sektoralen Rechtsvorschriften für Saatgut und anderes Pflanzenver-
mehrungsmaterial, Lebens- und Futtermittel und andere Erzeugnisse, so-
wie horizontalen Rahmen wie den Naturschutzvorschriften und der Um-
welthaftung. Schutzmaßnahmen, die zum Schutz der Gesundheit von 
Mensch und Tier und Umwelt erforderlich sind, können im Rahmen der gel-
tenden Rechtsvorschriften der EU ergriffen werden (Erwägungsgrund 31 der 
NGT-Verordnung).

Die NGT-Verordnung enthält in ihrem Regelungsteil keine Regelungen, die 
sich explizit auf die Koexistenz genetisch veränderter, konventioneller und 
ökologischer Kulturen beziehen. 

Die NGT-Verordnung bestimmt in Form einer Rückausnahme, dass sich das 
GVO-Verwendungsverbot für Bioprodukte weiterhin auch auf NGT-Pflan-
zen der Kategorie 1 und deren Erzeugnisse erstreckt (Art. 5 Abs. 2 Satz 1 
NGT-Verordnung in Verbindung mit Art. 11 EU-Öko-Basisverordnung 
2018/848). Das zufällige oder technisch unvermeidbare Vorhandensein von 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihrer Erzeugnisse in Bioprodukten stellt 
jedoch keinen Verstoß gegen die EU-Öko-Basis-Verordnung 2018/848 dar 
(Art. 5 Abs. 2 Satz 2 NGT-Verordnung). 

In den Erwägungsgründen der NGT-Verordnung heißt es, dass die ökologi-
sche Produktion bereits weitgehend von der konventionellen Produktion 
getrennt ist, um ein unbeabsichtigtes Vorhandensein von in der ökologi-
schen Produktion nicht zugelassenem konventionellen Material zu vermei-
den. Um ökologische Erzeuger nicht unverhältnismäßig zu belasten, sollte 
das zufällige oder technisch unvermeidbare Vorhandensein von NGT-Pflan-
zen der Kategorie 1 und ihren Erzeugnissen in der ökologischen Produktion 
bei Anwendung der gleichen Vorsorgemaßnahmen, die bereits für her-
kömmliche Pflanzen und Erzeugnisse, die für die ökologische/biologische 
Produktion nicht zugelassen sind, angewandt werden, keinen Verstoß ge-
gen die EU-Öko-Basis-Verordnung 2018/848 darstellen. Darüber hinaus 
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könnte es unter bestimmten Umständen für Mitgliedstaaten nötig sein, ge-
mäß Art. 29 Abs. 7 der EU-Öko-Basis-Verordnung 2018/848 angemessene 
Maßnahmen in ihrem Hoheitsgebiet zu ergreifen, um das unbeabsichtigte 
Vorhandensein von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in der ökologischen 
Landwirtschaft zu vermeiden, insbesondere in Gebieten mit besonderen 
geografischen Gegebenheiten, etwa bestimmten Inselmitgliedstaaten im 
Mittelmeerraum und Inselgebieten (Erwägungsgrund 33 der NGT-Verord-
nung). 

NGT-Pflanzen der Kategorie 2 und ihre Erzeugnisse unterliegen weiterhin 
den Anforderungen der GVO-Rechtsvorschriften der EU, insbesondere de-
ren spezifischen Anforderungen bezüglich Zulassung, Kennzeichnung und 
Rückverfolgbarkeit (vgl. dazu Art. 12 und Erwägungsgrund 35 der NGT-Ver-
ordnung). 

Die Möglichkeit der Mitgliedstaaten, den Anbau von GVO in ihrem Hoheits-
gebiet zu beschränken oder zu untersagen (Opt out gemäß Art. 26b der 
Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG) und geeignete Maßnahmen zu ergrei-
fen, um das unbeabsichtigte Vorhandensein von GVO in anderen Produkten 
zu vermeiden (Koexistenzmaßnahmen gemäß Art. 26a der Freisetzungs-
richtlinie 2001/18/EG), gilt auch weiterhin für NGT-Pflanzen der Kategorie 2. 
Die Erfahrung habe gezeigt, dass der Anbau genetisch veränderter Pflanzen 
eine Frage mit ausgeprägter nationaler, regionaler und lokaler Dimension, 
wobei unter anderem die Vielfalt der Bewirtschaftungssysteme und die na-
türlichen und wirtschaftlichen Bedingungen, wie jene bei Insellage, zu be-
rücksichtigen seien (Erwägungsgrund 35 der NGT-Verordnung). 

II. Anforderungen an die Koexistenz 

Anforderungen an die Koexistenz ergeben sich aus unionsrechtlichen (1.) 
und nationalen Regelungen (2.). Zu Koexistenzanforderungen im weiteren 
Sinne gehören das Standortregister (3.) und die Kennzeichnungsanforde-
rungen (4.).

1. Unionsrechtliche Regelungen

Nach Art. 26a Abs. 1 der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG können die 
Mitgliedstaaten die geeigneten Maßnahmen ergreifen, um das unbe-
absichtigte Vorhandensein von GVO in anderen Produkten zu verhin-
dern. Die Kommission sammelt und koordiniert Informationen auf der 
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Grundlage von Untersuchungen auf gemeinschaftlicher und nationa-
ler Ebene, beobachtet die Entwicklungen bei der Koexistenz in den 
Mitgliedstaaten und entwickelt auf der Grundlage dieser Informatio-
nen und Beobachtungen Leitlinien für die Koexistenz von genetisch 
veränderten, konventionellen und ökologischen Kulturen (Art. 26a 
Abs. 2 der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG).

Die Kommission hat erstmals im Jahr 2003 Koexistenz-Leitlinien9 ent-
wickelt, die sie 2010 aktualisiert hat.10 In den Jahren 2006 und 2009 
hat sie jeweils einen Bericht über die Koexistenz erstellt.11 

Nach den aktuellen Koexistenz-Leitlinien von 2010 ist es Ziel der 
Koexistenz-Maßnahmen, auf Flächen, auf denen GVO angepflanzt 
werden, das unbeabsichtigte Vorhandensein von GVO in anderen 
Produkten zu vermeiden und damit möglichen wirtschaftlichen Ein-
bußen und den Auswirkungen der Vermischung gentechnisch verän-
derter und nicht veränderter Kulturen (einschließlich ökologischer 
Kulturen) vorzubeugen (Erwägungsgrund 4 der Koexistenz-Leitli-
nien). Die Landwirte sollten grundsätzlich die Möglichkeit haben zu 
wählen, welche Arten von Kulturen sie anbauen möchten, ob gene-
tisch veränderte, konventionelle oder ökologische Anbaukulturen 
(Nr. 1.1 Abs. 1 Satz 2 der Koexistenz-Leitlinien).

Die Koexistenz-Leitlinien gehen auch auf die Ohne-Gentechnik-
Kennzeichnung ein. Dort heißt es, dass die Erzeuger bestimmter land-
wirtschaftlicher (beispielsweise ökologisch angebauter) Erzeugnisse 
nicht nur dann Einkommenseinbußen zu befürchten haben, wenn der 
in den EU-Rechtsvorschriften auf 0,9 % festgesetzte Schwellenwert 
überschritten wird. Je nach Marktnachfrage und den jeweiligen Be-
stimmungen der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften (einige Mit-

___________________________________________________________________________

9 Empfehlung 2003/556/EG der Kommission v. 23.07.2003 mit Leitlinien für die Erarbeitung einzelstaatlicher 
Strategien und geeigneter Verfahren für die Koexistenz gentechnisch veränderter, konventioneller und ökolo-
gischer Kulturen (ABl. EU Nr.  L 189 v. 29.07.2003, S. 36 ff.).

10 Empfehlung 2010/C 200/01 der Kommission v. 13.07.2010 mit Leitlinien für die Entwicklung nationaler 
Koexistenz-Maßnahmen zur Vermeidung des unbeabsichtigten Vorhandenseins von GVO in konventionellen 
und ökologischen Kulturpflanzen (ABl. EU Nr. C 200 v. 22.07.2010, S. 1 ff.).

11 Vgl. den Bericht über die Durchführung der einzelstaatlichen Maßnahmen für die Koexistenz gentechnisch 
veränderter, konventioneller und ökologischer Kulturen, Mitteilung der Kommission an den Rat und das Euro-
päische Parlament v. 09.03.2006, KOM (2006) 104 endg., vgl. dazu die Schlussfolgerungen des Rates vom 
22.05.2006, Pressemitteilung 132/06, sowie den Bericht der Kommission an den Rat und das Europäische Par-
lament über die Koexistenz gentechnisch veränderter, konventioneller und ökologischer Kulturen vom 
02.04.2009, KOM (2009) 153 endg.
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gliedstaaten haben beispielsweise nationale Standards für unter-
schiedliche Arten der Kennzeichnung von „GVO-freien" Produkten 
entwickelt), kann das Vorhandensein von Spuren genetisch veränder-
ter Organismen in bestimmten Lebensmittelkulturen – selbst unter 
dem Schwellenwert von 0,9 % – wirtschaftliche Einbußen für die 
Marktteilnehmer bedeuten, die sie als nicht GVO-haltige Erzeugnisse 
vermarkten möchten (Nr. 1.1 Abs. 4 Satz 2 der Koexistenz-Leitlinien). 
Es muss daher anerkannt werden, dass die Mitgliedstaaten einen aus-
reichend großen Gestaltungsspielraum brauchen, um ihren besonde-
ren regionalen und lokalen Bedürfnissen beim Anbau von GVO Rech-
nung zu tragen, damit das Vorhandensein von GVO in ökologischen 
und sonstigen Kulturen möglichst gering ausfällt, wenn ausreichende 
Reinheitsgrade nicht anders erreicht werden können (Nr. 1.1 Abs. 6 
der Koexistenz-Leitlinien).

Die Koexistenz-Leitlinien betonen, dass es wichtig ist, klar zwischen 
den wirtschaftlichen Aspekten des Anbaus von GVO und den Aspek-
ten der Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterscheiden, die im Rah-
men des Genehmigungsverfahrens der Freisetzungsrichtlinie 
2001/18/EG und der Verordnung Nr. 1829/2003 über genetisch verän-
derte Lebensmittel und Futtermittel behandelt werden. Da in der EU 
nur zugelassene GVO angebaut werden dürfen und die Umwelt- und 
Gesundheitsaspekte bereits durch die Umweltverträglichkeitsprü-
fung im Zuge der EU-Genehmigungsverfahren abgedeckt seien, be-
träfen die Themen, die im Zusammenhang mit der Koexistenz noch 
erörtert werden müssten, die wirtschaftlichen Aspekte im Zusam-
menhang mit der Vermischung von genetisch veränderten und gene-
tisch nicht veränderten Kulturen (Nr. 1.2 Abs. 1 und Abs. 4 der 
Koexistenz-Leitlinien).

Die Maßnahmen zur Vermeidung des unbeabsichtigten Vorkommens 
von GVO in anderen Kulturpflanzen sollten im Verhältnis zu dem Ziel 
stehen, die spezifischen Bedürfnisse der Landwirte, die konventionel-
len oder ökologischen Anbau betreiben, zu schützen. Koexistenz-
Maßnahmen sollten für die Landwirte, Saatguterzeuger, Genossen-
schaften und sonstigen mit den einzelnen Erzeugungsmethoden ver-
bundenen Unternehmer keine unnötigen Belastungen mit sich brin-
gen (Nr. 2.2 der Koexistenz-Leitlinien).
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Unter bestimmten wirtschaftlichen und natürlichen Bedingungen 
sollten die Mitgliedstaaten die Möglichkeiten in Erwägung ziehen, 
weite Bereiche ihres Hoheitsgebietes vom GVO-Anbau auszuneh-
men, um das unbeabsichtigte Vorhandensein von GVO in konventio-
nellen und ökologischen Kulturpflanzen zu vermeiden, wenn andere 
Maßnahmen in den betreffenden Gebieten nicht genügen, um ausrei-
chende Reinheitsniveaus zu erzielen („GVO-freie Zonen ", vgl. Nr. 2.4 
Abs. 2 Koexistenz-Leitlinien).

Zu Haftungsbestimmungen heißt es, dass Fragen im Zusammenhang 
mit einem finanziellen Ausgleich oder der Haftung für wirtschaftliche 
Schäden der ausschließlichen Zuständigkeit der Mitgliedstaaten un-
terliegen (Nr. 2.5 der Koexistenz-Leitlinien).

In Übereinstimmung mit Nr. 3 der Koexistenz-Leitlinien hatte die EU-
Kommission eine Netzwerkgruppe für den Austausch und die Koordi-
nierung von Informationen über die Koexistenz gentechnisch verän-
derter, konventioneller und ökologischer Kulturen (COEX-NET)12 und 
ein Europäisches Büro für Koexistenz (ECoB) für die technische Bera-
tung eingerichtet. Das ECoB veröffentlichte in den Jahren 2010 bis 
2018 mehrere Best-Practice-Dokumente zur Koexistenz beim Anbau 
von Mais, Soja, Baumwolle und Kartoffeln.13

2. Nationale Regelungen

Auf nationaler Ebene dient in Deutschland das Gentechnikgesetz 
(GenTG) unter anderem dazu, die Möglichkeit zu gewährleisten, dass 
Produkte, insbesondere Lebens- und Futtermittel, konventionell, 
ökologisch oder unter Einsatz gentechnisch veränderter Organismen 
erzeugt und in den Verkehr gebracht werden können (§ 1 Nr. 2 
GenTG). Das GenTG enthält hierzu koexistenzbezogene Vorsorge-
pflichten für den Umgang mit GVO [a)] und Haftungsvorschriften [b)].

a) Koexistenzbezogene Vorsorgepflichten

___________________________________________________________________________

12Beschluss 2005/463/EG der Kommission vom 21.6.2005 zur Einsetzung einer Netzwerkgruppe für den Aus-
tausch und die Koordinierung von Informationen über die Koexistenz gentechnisch veränderter, konventionel-
ler und ökologischer Kulturen (ABl. EU Nr.  L 164 v. 24.06.2005, S. 50 f.).

13 Verlinkt über die Internetseite des ECoB unter https://joint-research-centre.ec.europa.eu/projects-and-
activities/european-coexistence-bureau-ecob_en.

https://joint-research-centre.ec.europa.eu/projects-and-activities/european-coexistence-bureau-ecob_en
https://joint-research-centre.ec.europa.eu/projects-and-activities/european-coexistence-bureau-ecob_en
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Zur Vorsorge gegen wirtschaftliche Beeinträchtigungen durch 
das unbeabsichtigte Vorhandensein von GVO in Produkten ent-
hält § 16b Abs. 1 GenTG die grundlegende Anforderung, dass 
derjenige, der zum Inverkehrbringen zugelassene Produkte, die 
GVO enthalten oder daraus bestehen, anbaut, weiterverarbei-
tet oder diese erwerbswirtschaftlich, gewerbsmäßig oder in 
vergleichbarer Weise in den Verkehr bringt, Vorsorge dafür zu 
treffen hat, dass die Sicherheit von Mensch und Umwelt sowie 
die Koexistenz der verschiedenen Kulturen nicht wesentlich be-
einträchtigt werden (vgl. § 16b Abs. 1 GenTG i. V. m. § 1 Nr. 1 
und 2 GenTG). Durch Gewährleistung der Koexistenz der Gen-
technik verwendenden Landwirtschaft mit konventioneller und 
ökologischer Landwirtschaft werden das Prinzip der Wahlfrei-
heit für Verbraucher und Produzenten sowohl der Landwirt-
schaft als auch der Lebensmittelwirtschaft, ob sie gentechnisch 
veränderte Produkte oder Produktionsmittel kaufen, verwen-
den oder erzeugen möchten oder nicht, gewahrt.14

Diese Vorsorgepflicht wird beim Anbau von Pflanzen, beim 
sonstigen Umgang mit Pflanzen und bei der Haltung von Tieren 
durch die Einhaltung der guten fachlichen Praxis erfüllt (§ 16b 
Abs. 2 GenTG). Zur guten fachlichen Praxis gehören insbeson-
dere beim Anbau von gentechnisch veränderten Pflanzen (gv-
Pflanzen) Maßnahmen, um Einträge in andere Grundstücke zu 
verhindern sowie Auskreuzungen in andere Kulturen benach-
barter Flächen und die Weiterverbreitung durch Wildpflanzen 
zu vermeiden, und bei Beförderung, Lagerung und Weitervera-
rbeitung von GVO die Verhinderung von Verlusten sowie von 
Vermischung und Vermengung mit anderen Erzeugnissen 
(§ 16b Abs. 3 Nr. 2 und Nr. 4 GenTG).

Die Bundesregierung hat die Grundsätze der guten fachlichen 
Praxis aufgrund der entsprechenden Ermächtigung in § 16b 
Abs. 6 GenTG durch die Verordnung über die gute fachliche 
Praxis bei der Erzeugung gentechnisch veränderter Pflanzen 
(GenTPflEV – Gentechnik-Pflanzenerzeugungsverordnung) nä-
her bestimmt. Nach zutreffender Auffassung gelten die Vorsor-

___________________________________________________________________________

14 Gesetzesbegründung zum GenTG, BT-Drucksache 15/3088, S. 1.
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gepflichten des § 16b GenTG außerdem unmittelbar kraft Ge-
setzes, ohne dass erst eine Rechtsverordnung erlassen werden 
müsste.15 

Die GenTPflEV regelt die Grundsätze der guten fachlichen Pra-
xis im Sinne des § 16b Abs. 3 GenTG bei der erwerbsmäßigen Er-
zeugung gentechnisch veränderter Pflanzen (§ 1 GenTPflEV). 
Sie verpflichtet den Bewirtschafter einer landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gartenbauwirtschaftlich genutzten Flä-
che (Anbaufläche), die mit gv-Pflanzen bestellt werden soll, den 
Bewirtschafter einer benachbarten Fläche spätestens drei Mo-
nate vor der Aussaat oder Anpflanzung über die Anbaufläche 
und die vorgesehene gv-Pflanzenart zu informieren (§ 3 GenT-
PflEV). Weiter treffen den Bewirtschafter besondere Sorgfalts-
pflichten bei Lagerung und Beförderung des gv-Saat- und 
Pflanzguts bzw. Ernteguts von gv-Pflanzen (§§ 6, 7 GenTPflEV). 
Die Anforderungen der GenTPflEV beschränken sich allerdings 
auf die erste Stufe der Produktion: Nur dem Bewirtschafter ei-
ner Anbaufläche werden konkrete Pflichten auferlegt.

Von diesen allgemeinen Anforderungen an dem Umgang mit 
GVO kann auf Grund von privaten Vereinbarungen mit dem je-
weiligen Nachbarn abgewichen werden. Der Bewirtschafter hat 
die Abweichungen von der guten fachlichen Praxis dann der für 
die Überwachung zuständigen Behörde und der für das Stand-
ortregister (dazu 3.) zuständigen Behörde zur Veröffentlichung 
im Standortregister mitzuteilen (§ 16b Abs. 1 Satz 2 bis 4 und 
Abs. 1a GenTG).

Zu den koexistenzbezogenen Vorsorgepflichten gehört 
schließlich, beim Inverkehrbringen von Produkten, die GVO 
enthalten oder daraus bestehen, eine Produktinformation mit-
zuliefern, die die Bestimmung der Genehmigung enthält, so-
weit diese sich auf den Umgang mit dem Produkt beziehen, und 
aus der hervorgeht, wie die koexistenzbezogenen Pflichten er-
füllt werden können (§ 16b Abs. 5 GenTG).

___________________________________________________________________________

15 So zutreffend VG Augsburg, Beschl. v. 04.05.2007, Az. 7 E 07.259, ZUR 2007, S. 437 (440); vgl. auch Gesetzes-
begründung, BT-Drucksache 15/3088, S. 27.
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Mit § 16b GenTG setzte der Bundesgesetzgeber Art. 26a Abs. 1 
der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG um.16 

b) Zivilrechtliche Abwehr- und Haftungsansprüche

Zivilrechtliche Abwehr- und Haftungsansprüche bei Gesund-
heitsbeeinträchtigungen durch GVO und bei Nutzungsbeein-
trächtigungen durch unabsichtliche Einträge von GVO in Pro-
dukte richten sich in Deutschland grundsätzlich nach den allge-
meinen Regeln des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) und des 
Produkthaftungsgesetzes (ProdHaftG). Sie werden durch gen-
technikspezifische Haftungsvorschriften in den §§ 32 bis 37 
GenTG ergänzt. 

Zur Abwehr gegen und Haftung bei Nutzungsbeeinträchtigun-
gen durch unabsichtliche Einträge von GVO in Produkte be-
stimmt § 36a GenTG, dass Einträge von gentechnisch veränder-
ten Organismen eine wesentliche Beeinträchtigung eines 
Grundstücks i.S.v. § 906 BGB darstellen, wenn entgegen der 
Absicht des Nutzungsberechtigten wegen des Eintrags Erzeug-
nisse insbesondere nicht mit einer Kennzeichnung in den Ver-
kehr gebracht werden dürfen, die nach den für die Produktions-
weise jeweils geltenden Rechtsvorschriften möglich gewesen 
wäre (§ 36a Abs. 1 Nr. 3 GenTG). 

Durch diese Präzisierung des Nachbarrechts ist klargestellt, 
dass Landwirte, die Ausgangserzeugnisse für Lebensmittel 
ohne Gentechnik herstellen wollen und deshalb auf die Abwe-
senheit von GVO angewiesen sind, einen Abwehr- und einen 
Ausgleichsanspruch gegen benachbarte Landwirte haben, die 
GVO anbauen, wenn Einträge solcher GVO in die benachbarten 
Flächen dazu führen, dass die Ernte nicht mehr für Lebensmittel 
ohne Gentechnik verwendbar ist (§§ 1004, 906 BGB i. V. m. § 36a 
Abs. 1 Nr. 3 GenTG). 

Ferner wird klargestellt, dass die Einhaltung der guten fachli-
chen Praxis im Sinne des GenTG und der GenTPflEV als wirt-
schaftlich zumutbar im Sinne des § 906 BGB gilt (§ 36a Abs. 2 
GenTG). Damit kann die Nichteinhaltung der im GenTG und der 

___________________________________________________________________________

16 Vgl. die Gesetzesbegründung zu § 16c des damaligen Entwurfes, BT-Drucksache 15/3088, S. 19, 26 f.
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GenTPflEV vorgesehenen Koexistenz-Maßnahmen nicht nur 
behördliche Maßnahmen nach sich ziehen, sondern auch haf-
tungsrechtliche Konsequenzen haben.

Die haftungsrechtlichen Erleichterungen werden mit dem Ziel 
eines verträglichen Nebeneinanders der verschiedenen land-
wirtschaftlichen Produktionsmethoden unter Verweis auf § 1 
Nr. 2 GenTG und Art. 26a der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG 
begründet.17

3. Das Standortregister 

Die Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG verlangt von den Mitgliedstaa-
ten, öffentliche Register einzurichten, in denen der Ort einer Freiset-
zung bzw. eines Anbaus von GVO festgehalten werden soll, insbeson-
dere um die Überwachung der etwaigen Auswirkungen dieser GVO 
auf die Umwelt nach den Anforderungen der Freisetzungsrichtlinie zu 
ermöglichen (Art. 31 Abs. 3 der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG).

Für Deutschland ist die Einrichtung des Standortregisters in § 16a 
GenTG geregelt. Danach werden Freisetzungs- und Anbauflächen für 
GVO in einem allgemein zugänglichen Bundesregister erfasst (§ 16a 
Abs. 1 bis Abs. 3 GenTG).

Nach der deutschen Regelung dient das Standortregister nicht nur 
dem Schutz und der Vorsorge gegen Gefahren für Menschen und die 
Umwelt, sondern auch der Gewährleistung der Möglichkeit, dass Pro-
dukte, insbesondere Lebens- und Futtermittel, konventionell, ökolo-
gisch oder unter Einsatz von GVO erzeugt und in den Verkehr ge-
bracht werden können (§ 16a Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 1 Nr. 1 und 2 
GenTG). Das Standortregister wird vom Bundesamt für Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) geführt; der letzte Eintrag 
einer Anbaufläche stammt aus dem Jahr 2014.18

Das Standortregister erfüllt damit eine Doppelfunktion: Auf der einen 
Seite dient es im Rahmen der unionsrechtlichen Vorgaben der Frei-

___________________________________________________________________________

17 Vgl. die Gesetzesbegründung, BT-Drucksache 15/3088, S. 30.
18 Verlinkt unter https://www.bvl.bund.de/DE/Arbeitsbereiche/06_Gentechnik/1_Aufgaben_im_Bereich_Gen-

technik/05_Ueberwachung/02_Koexistenz/01_Standortregister/standortregister_node.html.

https://www.bvl.bund.de/DE/Arbeitsbereiche/06_Gentechnik/1_Aufgaben_im_Bereich_Gentechnik/05_Ueberwachung/02_Koexistenz/01_Standortregister/standortregister_node.html
https://www.bvl.bund.de/DE/Arbeitsbereiche/06_Gentechnik/1_Aufgaben_im_Bereich_Gentechnik/05_Ueberwachung/02_Koexistenz/01_Standortregister/standortregister_node.html
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setzungsrichtlinie dem Gesundheits- und Umweltschutz. Auf der an-
deren Seite dient es jedenfalls nach der deutschen Regelung des 
GenTG explizit auch der Gewährleistung der Koexistenz.19

Diese koexistenzbezogene Funktion wird dadurch bestätigt, dass et-
waige Abweichungen von Koexistenzanforderungen aufgrund priva-
ter Vereinbarungen [s. dazu 2.a)] in das Standortregister einzutragen 
sind (§ 16b Abs. 1 Satz 2 GenTG).

4. Kennzeichnungsanforderungen 

Anforderungen an die Kennzeichnung und Rückverfolgbarkeit sind 
der Sache nach ebenfalls zumindest auch Koexistenzanforderungen. 
Denn sie dienen nicht primär dem Schutz vor Umwelt- und Gesund-
heitsrisiken, sondern in erster Linie der Gewährleistung der Wahlfrei-
heit der Unternehmen und der Verbraucher in Bezug auf die Verwen-
dung oder Nichtverwendung von GVO.

Die Verpflichtungen bezüglich der Kennzeichnung und Rückverfolg-
barkeit sind durch die Verordnungen Nr. 1829/200320 und 
Nr. 1830/200321 sowie die Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG22 im Uni-
onsrecht geregelt.

Die Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 schließt allerdings die freiwillige 
Kennzeichnung der Vermeidung von GVO nicht aus.23 Das ergibt sich 
aus der unterschiedlichen Auswirkung von zwingenden und freiwilli-
gen Kennzeichnungsvorschriften auf Warenverkehrsfreiheit und Bin-
nenmarkt im EU-Recht: Nationale Kennzeichnungspflichten haben 
ähnliche negative Wirkungen auf die Zirkulationsfähigkeit einer Ware 
wie Vorschriften über ihren Inhalt, weil sie Importeure zu einer unter-
schiedlichen Gestaltung der Produkte zwingen.24 Dagegen behindern 
freiwillige Kennzeichnungsregelungen das Inverkehrbringen eines 
nicht entsprechend gekennzeichneten Produktes nicht. 

___________________________________________________________________________

19 In Umsetzung des Art. 26a der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG, vgl. Gesetzesbegründung, BT-Drucksache 
15/3088, S. 26.

20 Art. 12 ff., 24 ff. Verordnung Nr. 1829/2003.
21 Art. 4 lit. B. Verordnung Nr. 1830/2003.
22 Vgl. insb. Art. 19b Abs. 3 lit. e), Art. 21 der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG und die Umsetzung insb. in § 17b 

GenTG.
23 So auch die Kommission in ihrem Bericht zur Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003, KOM (2006) 626 

endg., S. 31 f. 
24 Kingreen, in: Calliess/Ruffert, EUV/EGV, 6. Aufl. 2022, Art. 34 bis 36, Rn. 146. 
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III. Naturschutzrecht

Beschränkungen des Ausbringens von GVO sind teilweise auch im nationa-
len Naturschutzrecht geregelt.

So sind die Freisetzung von GVO sowie die land-, forst- und fischereiwirt-
schaftliche Nutzung sowie ein in seinen Auswirkungen vergleichbarer Um-
gang mit rechtmäßig in den Verkehr gebrachter Produkten, die GVO ent-
halten oder aus solchen bestehen, vor ihrer Freisetzung, ihrer Nutzung oder 
ihrem Umgang auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Na-
tura 2000-Gebiets im Rahmen einer FFH-Verträglichkeitsprüfung zu über-
prüfen, wenn sie einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten 
oder Plänen geeignet sind, das Gebiet erheblich zu beeinträchtigen, und 
nicht unmittelbar der Verwaltung des Gebiets dienen. In Baden-Württem-
berg, Bayern, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein ist diese Prüf-
pflicht auf einen Umgriff von 1.000 m25 bzw. 3.000 m26 um das jeweilige Ge-
biet oder generell außerhalb eines Natura 2.000-Gebiets27 und/oder eine 
Anzeigepflicht28 erweitert.

Ergibt diese FFH-Verträglichkeitsprüfung, dass die Freisetzung zu erhebli-
chen Beeinträchtigungen des Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder 
den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen kann, ist die Freiset-
zung unzulässig (vgl. hierzu insgesamt § 35 i.V.m. § 34 Abs. 1 und 2 
BNatSchG). 

Der Verweis in § 35 BNatSchG ist ausdrücklich auf § 34 Abs. 1 und 2 
BNatSchG beschränkt, sodass die Ausnahmeregelungen zur Durchführung 
von Projekten aus Gründen eines überwiegenden öffentlichen Interesses 
trotz erheblicher Beeinträchtigungen eines FFH-Gebiets nach § 34 Abs. 3 bis 
5 BNatSchG nicht anwendbar sind.29 

§ 35 BNatSchG dient der Umsetzung der FFH-Richtlinie 92/43/EWG.30 Der 
Ausschluss des Abweichungsverfahrens (vgl. Art. 6 Abs. 4 FFH-Richtlinie) ist 

___________________________________________________________________________

25 Art. 21 BayNatSchG. Soweit das landesweite GVO-Anbauverbot gemäß Art. 11b BayNatSchG wirksam ist, 
geht die Prüfpflicht nach Art. 21 BayNatSchG allerdings ins Leere, weil der Anbau ohnehin unzulässig ist.

26 § 35 Abs. 5 Satz 1 LNatSchG BW, § 54 Abs. 2 LNatSchG NRW.
27 § 26 Abs. 1 Satz 1 LNatSchG SH.
28 § 54 Abs. 2 Satz 2 LNatSchG NRW, § 26 Satz 2 LNatSchG SH.
29 Kauch, in: Frenz/Müggenborg, BNatSchG, 4. Aufl. 2024, BNatSchG § 35 Rn. 43 m. w. N.; Lüttgau, in: BeckOK 

UmweltR, 77. Ed. 1.7.2025, BNatSchG § 35 Rn. 3.
30 Vgl. zur Vorgängervorschrift des § 34a BNatSchG die Gesetzesbegründungen, BT-Drs. 15/3344, S. 34 f., 40, 

41 f.; BT-Drucksache 15/3088, S. 16, 26, beide verlinkt unter: https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-
neuordnung-des-gentechnikrechts-g-sig-15019360/97174; vgl. auch Kauch, in: Frenz/Müggenborg, BNatSchG, 
4. Aufl. 2024, BNatSchG, § 35 Rn. 7.

https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-neuordnung-des-gentechnikrechts-g-sig-15019360/97174
https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-neuordnung-des-gentechnikrechts-g-sig-15019360/97174
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kein Verstoß gegen EU-Recht, weil die Mitgliedstaaten ausdrücklich weiter-
gehende Schutzmaßnahmen treffen dürfen.31 

Darüber hinaus haben die vier Bundesländer Baden-Württemberg, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz und Thüringen die Freisetzung32 und den An-
bau33 von GVO bzw. den einer land- oder forstwirtschaftlichen Nutzung ver-
gleichbaren Umgang mit GVO34 in Naturschutzgebieten,35 Na-
tionalparken,36 Kern- und Pflegezonen von Biosphärenreservaten37 
und/oder Natura 2000-Gebieten38 sowie innerhalb eines Abstands von bis zu 
1000 m39 bzw. 3000 m40 von solchen Gebieten verboten.

Nach dem Bayerischen und dem Hessischen Naturschutzgesetz ist der An-
bau gentechnisch veränderter Pflanzen in ganz Bayern bzw. ganz Hessen 
kategorisch verboten.41 

Verstöße gegen die jeweiligen GVO-Anbauverbote können in Baden-Würt-
temberg, Bayern, Rheinland-Pfalz und Thüringen mit Geldbußen bis zu 
50.000 € und in Hessen mit bis zu 1.000 € geahndet werden.42

IV. Rechtliche Fragestellung

Nach Maßgabe der NGT-Verordnung sind NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
und ihre Erzeugnisse vom Anwendungsbereich der Freisetzungsrichtlinie 
2001/18/EG künftig ausgenommen.

Wenn die nationalen Anforderungen des Gentechnikgesetzes an die Koexis-
tenz und die naturschutzrechtlichen Anforderungen an das Ausbringen von 
GVO bis zum Geltungsbeginn der NGT-Verordnung nicht geändert werden, 

___________________________________________________________________________

31 Kauch, in: Frenz/Müggenborg, BNatSchG, 4. Auf. 2024, BNatSchG, § 35 Rn. 7 m. w. N.
32 § 35 Abs. 5 LNatSchG BW, § 54 Abs. 1 LNatSchG NRW, § 19 Satz 1 LNatSchG RP, § 17 Abs. 1 LNatSchG Th.
33 § 19 Satz 1 LNatSchG RP, § 17 Abs. 1 LNatSchG Th.
34 § 35 Abs. 5 LNatSchG BW, § 54 Abs. 1 LNatSchG NRW.
35 § 54 Abs. 1 LNatSchG NRW, § 19 Satz 1 LNatSchG RP, § 17 Abs. 1 LNatSchG Th.
36 § 54 Abs. 1 LNatSchG NRW, § 19 Satz 1 LNatSchG RP, § 17 Abs. 1 LNatSchG Th.
37 § 17 Abs. 1 LNatSchG Th.
38 § 35 Abs. 5 LNatSchG BW, § 54 Abs. 1 LNatSchG NRW, § 19 Satz 1 LNatSchG RP, § 17 Abs. 1 LNatSchG Th.
39 § 54 Abs. 1 LNatSchG NRW, § 17 Abs. 1 LNatSchG Th.
40 § 35 Abs. 2 Satz 1 LNatSchG BW, § 19 Satz 1 LNatSchG RP.
41 Art. 11b BayNatSchG, § 18 HeNatG. Nach der Gesetzesbegründung des Bayerischen Landtags ist das Bayeri-

sche GVO-Anbauverbot auf die (für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 nicht anwendbare) Opt-out-Regelung ge-
mäß Art. 26b der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG in der Fassung der Änderungsrichtlinie 2015/412 gestützt 
(Landtags-Drucksache 18/1816, S. 14). Das Hessische Verbot wird unabhängig davon allein mit der allgemeinen 
bundesrechtlichen Abweichungskompetenz gemäß Art. 72 Abs. 3 GG begründet (Landtags-Drucksache 
20/10374, S. 39).

42 § 69 Abs. 1 Nr. 7 bis 9 und Abs. 3 LNatSchG BW, Art. 57 Abs. 1 Nr. 1a BayNatSchG, § 37 Abs. 1 Nr. 6 und Abs. 3 
LNatSchG RP, § 35 Abs. 1 Nr. 9 und Abs. 3 ThürNatSchG sowie § 63 Abs. 1 Nr. 3 HeNatG i.V.m. § 17 OWiG.
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stellt sich damit die Frage, ob und inwieweit diese Anforderungen künftig 
weiterhin für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse gelten.

C. Rechtliche Würdigung

Nach dem Wortlaut der NGT-Verordnung sind lediglich die für GVO geltenden Re-
gelungen des Unionsrechts auf NGT-Pflanzen der Kategorie 1 nicht anwendbar 
(Art. 5 Abs. 1 der NGT-Verordnung).

Es stellt sich daher die Frage, ob und inwieweit diese Regelung mittelbar auch 
Auswirkungen auf die für GVO geltenden Regelungen des nationalen Rechts hat.

Zunächst sind die nationalen Regelungen des Gentechnikgesetzes so formuliert, 
dass sie eigenständig und aus sich heraus gelten. Sie beruhen also nicht auf Ver-
weisungen auf das Unionsrecht. Die durch die NGT-Verordnung bewirkte Unan-
wendbarkeit des für GVO geltenden Unionsrechts auf NGT-Pflanzen der Katego-
rie 1 und ihre Erzeugnisse führen also nicht bereits über solche Verweisungen auf 
das Unionsrecht zur Unanwendbarkeit von Koexistenzanforderungen.

Sodann ist das deutsche Gentechnikgesetz nach seinem Wortlaut grundsätzlich 
auch auf NGT-Pflanzen der Kategorie 1 anwendbar. Denn bei NGT-Pflanzen der 
Kategorie 1 handelt es sich um GVO im Sinne der Freisetzungsrichtlinie und damit 
auch um GVO im Sinne des GenTG.43

Dennoch schränkt die Herausnahme der NGT-Pflanzen der Kategorie 1 aus dem 
unionsrechtlichen Gentechnikrecht durch die NGT-Verordnung auch die Anwend-
barkeit des GenTG auf NGT-Pflanzen der Kategorie 1 ein. Das folgt aus dem An-
wendungsvorrang des Unionsrechts (dazu I.).

Fraglich ist danach, ob und inwieweit die unionsrechtlichen Vorgaben für NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse die Anwendung der jeweiligen na-
tionalen Regelungen für GVO auf NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeug-
nisse ausschließt (II.).

I. Anwendungsvorrang des Unionsrechts

Das Unionsrecht genießt gegenüber kollidierendem nationalen Recht An-
wendungsvorrang, um Einheit, Funktionsfähigkeit und Wirksamkeit des 

___________________________________________________________________________

43 Vergleiche die Begriffsbestimmung für NGT-Pflanzen in Art. 3 Abs. 2 der NGT-Verordnung sowie die Begriffs-
bestimmung für GVO in Art. 3 Abs. 1a der NGT-Verordnung, die auf die Begriffsbestimmung in Art. 2 Abs. 2 
der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG verweist, sowie die Begriffsbestimmung für GVO in § 3 Abs. 3 GenTG.
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Unionsrechts zu sichern.44 Im Kollisionsfall muss also die mitgliedstaatliche 
Regelung unangewendet bleiben. Dies gilt unabhängig davon, ob die natio-
nale Bestimmung früher oder später als die Unionsrechtsnorm ergangen 
ist.45 

Mit diesem Anwendungsvorrang korreliert auf nationaler Ebene eine Sperr-
wirkung. Soweit unionsrechtliche Regelungen das nationale Recht verdrän-
gen, hindern sie die Mitgliedstaaten daran, neues nationales Recht zu erlas-
sen, das diesem Unionsrecht widerspricht.46 

Für die Frage der Vereinbarkeit einer nationalen Maßnahme mit dem Uni-
onsrecht ist zunächst zu klären, ob und inwieweit den Mitgliedstaaten ein 
eigener Regelungsspielraum verbleibt. Soweit das Unionsrecht eine ab-
schließende Regelung trifft, bleibt für nationale Regelungen gar kein Spiel-
raum. Der Vorrang des Unionsrechts verdrängt die Anwendung des natio-
nalen Rechts (dazu 1.).

Soweit das Unionsrecht dagegen keine abschließenden Regelungen trifft, 
können die Mitgliedstaaten eigene Regelungen treffen. Diese Spielräume 
werden aber durch das Unionsrecht begrenzt. Diese Grenzen sind im Einzel-
fall zu ermitteln. Solche Grenzen können sich sowohl durch das Sekundär-
recht, also EU-Verordnungen oder Richtlinien, als auch durch das Primär-
recht, namentlich die Grundfreiheiten des Vertrags über die Arbeitsweise 
der EU (AEUV), insbesondere die Warenverkehrsfreiheit, ergeben47 
(dazu 2.).

1. Abschließende Regelung in der NGT-Verordnung

Die NGT-Verordnung ist insbesondere auf die Zuständigkeit der EU 
für die Bereiche Landwirtschaft, Binnenmarkt und Gesundheitsschutz 
gestützt (Art. 43, 114 und 168 AEUV, vgl. die Präambel der NGT-Ver-
ordnung). Dabei handelt es sich um geteilte Zuständigkeiten (Art. 4 
Abs. 2 Buchst. a, d und k AEUV). 

In diesen Bereichen können die Union und die Mitgliedstaaten gesetz-
geberisch tätig werden (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 AEUV). Die Mitgliedstaa-
ten nehmen ihre Zuständigkeit wahr, sofern und soweit die Union ihre 

___________________________________________________________________________

44  Ruffert, in: Calliess/Ruffert, 6. Aufl. 2022, AEUV Art. 1 Rn. 18 f.
45 EuGH, Urt. v. 22.10.1998, verb. Rs. C-10/97 bis C-22/97, ECLI:EU:C:1998:498, Rn. 20 m.w.N.
46 Vgl. Streinz/Streinz, 3. Aufl. 2018, EUV Art. 4 Rn. 39.
47 Vgl. Müller-Graff, in: von der Groeben/Schwarze/Hatje/Terhechte, EU-Recht, 8. Aufl. 2025, AEUV Art. 36 

Rn. 13.
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Zuständigkeit nicht ausgeübt hat (Art. 2 Abs. 2 Satz 2 AEUV). Ist die 
Union in einem bestimmten Bereich in diesem Sinne tätig geworden, 
so erstreckt sich die Ausübung der Zuständigkeit nur auf die durch den 
entsprechenden Rechtsakt der Union geregelten Elemente und nicht 
auf den gesamten Bereich.48

Es handelt sich also der Sache nach um eine konkurrierende Zustän-
digkeit: Soweit die Union von ihrer Gesetzgebungszuständigkeit Ge-
brauch gemacht hat, entfaltet die Regelung eine Sperrwirkung. Die 
Mitgliedstaaten dürfen in diesem gesamten Bereich keine Regelun-
gen erlassen und bestehende Regelungen werden unanwendbar.49 

Ob eine Rechtsfrage auf Unionsebene abschließend geregelt wird, ist 
mittels Auslegung zu ermitteln.50 Dabei ist es nicht ausgeschlossen, 
dass das Unionsrecht zwar bestimmte Bereiche abschließend regelt, 
für andere hingegen nur eine Mindest- oder Teilharmonisierung vor-
sieht.51 Entscheidend ist danach die Feststellung, welcher Bereich ab-
schließend geregelt ist und welcher Bereich von der abschließenden 
Regelung nicht erfasst ist.

Dabei kann auf die allgemeinen Auslegungsregeln zurückgegriffen 
werden. Diese Auslegung hat sich im Wesentlichen an Wortlaut, Sys-
tematik und Zusammenhang und verfolgte Ziele der unionsrechtli-
chen Regelung zu orientieren.52 

Zur Frage, ob die Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG für durch klassi-
sche Mutageneseverfahren erzeugte Organismen, die vom Anwen-
dungsbereich der Richtlinie ausgenommen sind, eine abschließende 
Regelung trifft, hat der EuGH festgestellt, dass dieser Ausschluss vom 
Anwendungsbereich nicht mit Vorgaben einhergeht, welcher rechtli-
chen Regelung diese GVO unterworfen werden dürfen. Insbesondere 
ergibt sich aus der Freisetzungsrichtlinie nicht, dass dieser Ausschluss 
bedeuten würde, dass GVO nach Belieben absichtlich freigesetzt oder 

___________________________________________________________________________

48 Einziger Artikel des Protokolls (Nr. 25) über die Ausübung der geteilten Zuständigkeiten, C 202/306, 
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:12016M/PRO/25; vgl. auch Calliess, in: Cal-
liess/Ruffert, 6. Aufl. 2022, AEUV Art. 2 Rn. 15.

49 Obwexer, in: von der Groeben/Schwarze/Hatje/Terhechte, 8. Aufl. 2025, AEUV Art. 2 Rn. 29 und Rn. 16.Vgl. zur 
Vollharmonisierung im Binnenmarkt M. Schröder, in: Streinz, EUV/AEUV, 3. Aufl. 2018, Art. 114 Rn. 46.

50 M. Schröder, in: Streinz, EUV/AEUV, 3. Aufl. 2018, Art. 114 Rn. 46 m.w.N. 
51 M. Schröder, in: Streinz, EUV/AEUV, 3. Aufl. 2018, Art. 114 Rn. 46 m.w.N. 
52 Vgl. EuGH, Urt. v. 25.07.2018 – Rs. C-528/16, ECLI:EU:C:2008:583, Rn. 31, 42 m.w.N.; ähnlich auch: von der 

Groeben/Müller-Graff, 8. Aufl. 2025, AEUV Art. 34 Rn. 202, m. V. a. EuGH – C-1/96, Slg 1998, I-1251, 1298, 
Rn. 54 – Compassion. Vgl. Bauerschmidt, in: EuR 2014, 277, 292 f. m. V. a. EuGH, Urt. v. 08.09.2008 – Rs. C-
478/07, ECLI:EU:C:2009:521, Rn. 113-129.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:12016M/PRO/25
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=EUGH&az=C196
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&z=EuGH-Slg&b=1998&ax=I&s=1251
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&z=EuGH-Slg&b=1998&ax=I&sx=1298
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&z=EuGH-Slg&b=1998&ax=I&s=1251&rn=54
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in den Verkehr gebracht werden dürften. Es fehlt mithin an einer Re-
gelung auf Unionsebene dafür. Damit sind die Mitgliedstaaten be-
fugt, für durch klassische Mutageneseverfahren erzeugte Organis-
men eine rechtliche Regelung zu erlassen und sie unter Beachtung des 
Unionsrechts und insbesondere der Warenverkehrsfreiheit den in den 
Freisetzungsrichtlinie vorgesehenen Verpflichtungen oder anderen 
Verpflichtungen zu unterwerfen.53

Demnach ist zunächst zu prüfen, ob der Unionsrechtsakt abschlie-
ßende Regelungen für die Koexistenz von Produktionsformen unter 
Verwendung von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und deren Erzeug-
nisse mit anderen Produktionsformen, die diese nicht verwenden, 
trifft. Ist das der Fall, sind nationale Regelungen der Koexistenz voll-
ständig gesperrt.

2. Sonstiger unionsrechtlicher Anwendungsvorrang gegenüber nati-
onalen Einzelregelungen

Liegt keine abschließende unionsrechtliche Regelung eines bestimm-
ten Regelungsbereiches vor, kann der Anwendungsvorrang des Uni-
onsrechts dennoch dazu führen, dass nationale Regelungen unan-
wendbar bleiben müssen. Das ist insbesondere der Fall, wenn eine 
Kollision mit einem Sekundärrechtsakt vorliegt [dazu a)] oder eine na-
tionale Regelung gegen eine Grundfreiheit, insbesondere die Waren-
verkehrsfreiheit, verstößt [b)].

a) Kollision mit Sekundärrecht

Für die Kollision mit Sekundärrecht wird regelmäßig zwischen 
direkten und indirekten Kollisionsfällen unterschieden.

Die direkte Kollision erfasst Fälle, in denen eine unionsrechtli-
che und eine nationale Norm dieselbe Rechtsfrage regeln, sich 
aber in der angeordneten Rechtsfolge widersprechen.54 Hierzu 
gehören u. a. Fälle, in denen die Norm der einen Rechtsordnung 

___________________________________________________________________________

54 Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, 86. EL September 2025, AEUV Art. 1 Rn. 75; vgl. auch Ruffert, in: Cal-
liess/Ruffert, 6. Aufl. 2022, AEUV Art. 1 Rn. 22.
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eine Freiheit (Erlaubnis) begründet, die Norm der jeweils ande-
ren Rechtsordnung demgegenüber ein Ge- oder Verbot vor-
sieht.55

Eine indirekte Kollision liegt vor, wenn eine nationale Bestim-
mung die Verwirklichung des unionsrechtlich bezweckten Erfol-
ges in qualifizierter Weise behindert, also der praktischen Wirk-
samkeit des Unionsrechts entgegensteht.56 Mitgliedstaatliches 
Recht darf zum einen zwischen unionsrechtlichen und nationa-
len Sachverhalten nicht zum Nachteil des Unionsrechts unter-
scheiden (Diskriminierungsverbot bzw. Äquivalenzprinzip). 
Zum andern darf die Anwendung des mitgliedstaatlichen 
Rechts die Wirksamkeit des Unionsrechts nicht praktisch un-
möglich machen oder übermäßig erschweren (Effektivitäts-
prinzip).57 

Während die Anwendung des Diskriminierungsverbots nur ge-
ringe Schwierigkeiten bereitet, setzt die Anwendung des Effek-
tivitätsprinzips eine komplexe Abwägung voraus, in die auf der 
einen Seite die mitgliedstaatliche Gestaltungsautonomie, auf 
der anderen Seite hingegen das Gemeinschaftsinteresse an der 
Wirksamkeit ihrer Bestimmung einzustellen ist. Die Anwen-
dung entsprechender mitgliedstaatlicher Bestimmungen ist da-
nach unionsrechtlich untersagt, wenn ein Vergleich des hypo-
thetischen Zustands nach Anwendung der nationalen Norm mit 
jenem Zustand der Durchführung des Unionsrechts unter Au-
ßerachtlassen der staatlichen Norm Wirksamkeitsunterschiede 
aufzeigt, die unter dem Gesichtspunkt der einheitlichen Trag-
weite des Unionsrechts nicht mehr hinzunehmen sind. 

Im Wesentlichen sind dies Fälle, in denen der unionsrechtlich er-
strebte Regelungserfolg nicht nur behindert, sondern weitge-
hend vereitelt wird. Bei der Bildung der einschlägigen konkre-
ten Fallnorm besteht trotz zahlreicher zwischenzeitlich ergan-
gener Entscheidungen noch beträchtliche Unsicherheit; wegen 
des geringen Aussagegehalts des Begriffs der „praktischen Un-

___________________________________________________________________________

55 Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, 86. EL September 2025, AEUV Art. 1 Rn. 75.
56 So Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, 86. EL September 2025, AEUV Art. 1 Rn. 76.
57 Ruffert, in: Calliess/Ruffert, 6. Aufl. 2022, AEUV Art. 1 Rn. 22 mit zahlreichen Nachweisen zu der ständigen 

Rechtsprechung des EuGH, u.a. EuGH, Urt. v. 29.06.1988 – Rs. C-240/87, ECLI:EU:C:1988:349, Rn. 12 m.w.N.; 
EuGH, Urt. v. 11.07.2002 - Rs. C-62/00, ECLI:EU:C:2002:435, Rn. 34 m.w.N.
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möglichkeit“ lassen sich auftauchende Probleme im Wesentli-
chen nur durch Vergleich mit Präjudizien und durch Abwägung 
der Prinzipien der einheitlichen Tragweite des Unionsrechts 
bzw. der Regelungsautonomie lösen.58

b) Vereinbarkeit mit Warenverkehrsfreiheit

Die Anforderungen der Warenverkehrsfreiheit ergeben sich aus 
den Artikeln 34 bis 36 AEUV. Danach sind mengenmäßige Ein-
fuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung 
zwischen den Mitgliedstaaten grundsätzlich verboten. Jedes in 
einem Mitgliedstaat rechtmäßig hergestellte und in den Ver-
kehr gebrachte Erzeugnis ist grundsätzlich auf dem Markt der 
anderen Mitgliedstaaten zuzulassen (sog. Prinzip der gegensei-
tigen Anerkennung).59 

Unter Maßnahmen gleicher Wirkung wie eine mengenmäßige 
Einfuhrbeschränkung fällt dabei grundsätzlich jede Handelsre-
gelung der Mitgliedstaaten, die dazu geeignet ist, den innerge-
meinschaftlichen Handel unmittelbar oder mittelbar, tatsäch-
lich oder potentiell zu behindern.60 

Auch Verwendungsverbote oder -beschränkungen und Nut-
zungsmodalitäten können Maßnahmen gleicher Wirkung dar-
stellen, wenn sie sich als Absatzhemmnisse und damit marktzu-
gangsbehindernd auswirken.61 Verbraucher, die wissen, dass 
die von einer Regelung gestattete Benutzung sehr begrenzt ist, 
haben nämlich nur ein geringes Interesse daran, das fragliche 
Erzeugnis zu kaufen.62 

___________________________________________________________________________

58 Dazu insgesamt Nettesheim, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, 86. EL September 2025, AEUV Art. 1 Rn. 76. Vgl. zur 
vom EuGH verneinten Frage, ob eine nationale Lagerabgabe für Zucker das ordnungsgemäße Funktionieren 
der Gemeinsamen Marktorganisation behindert, EuGH, Urt. v. 27.11.1997 – C-27/96, BeckRS 2004, 75860, Rn. 
24 m. w. N.

59 Leible/T. Streinz, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, 86. EL September 2025, AEUV Art. 34 Rn. 71.
60 Kingreen, in: Calliess/Ruffert, 6. Aufl. 2022, AEUV Art. 36 Rn. 37 m. V. a. EuGH, Urt. v. 11.07.1974 – Rs. C-8/74, 

ECLI:EU:C:1974:82, Rn. 5.
61 Vgl. dazu Leible/T. Streinz, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim/, 86. EL September 2025, AEUV Art. 34 Rn. 101 m. w.N. 

Müller-Graff in: von der Groeben/Schwarze/Hatje/Terhechte, 8. Aufl. 2025, AEUV Art. 34 Rn. 101 m. V. a. EuGH, 
Urt. v. 10.02.2009 – Rs. C-110/05, ECLI:EU:C:2009:66, Rn. 49 ff.; EuGH, Urt. v. 04.06.2009 – C-142/05, 
ECLI:EU:C:2009:336, Rn. 24 ff.

62 EuGH, Urt. v. 04.06.2009 – C-142/05, ECLI:EU:C:2009:336, Rn. 27 m. V. a. EuGH, Urt. v. 10.02.2009 – Rs. C-
110/05, ECLI:EU:C:2009:66, Rn. 57.
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Eine Maßnahme gleicher Wirkung liegt dagegen nicht mehr 
vor, wenn die marktbehindernde Wirkung einer Maßnahme zu 
ungewiss und zu mittelbar ist.63 Insoweit trägt derjenige, der 
eine nationale Regelung aufgrund einer ungerechtfertigten 
Marktzugangsbehinderung für unanwendbar hält, die Darle-
gungs- und Beweislast für die Behinderungseignung der Maß-
nahme.64

Beschränkungen der Warenverkehrsfreiheit können gerecht-
fertigt sein, wenn dies die Art. 36 AEUV genannten Gründe oder 
zwingende Erfordernisse im Allgemeininteresse erfordern, bei-
spielsweise Erfordernisse des Verbraucherschutzes und der 
Lauterkeit des Handelsverkehrs.65 Daneben können Koexis-
tenzregelungen durch Grundrechte wie das Eigentumsrecht 
(Art. 14 GG, Art. 17 GRCh) und die unternehmerische Freiheit 
(Art. 16 GRCh) gerechtfertigt sein. Der EuGH erkennt auch 
Grundrechte als Rechtfertigungsgründe an.66 Darüber hinaus 
dürfen Beschränkungen der Warenverkehrsfreiheit nicht diskri-
minierend im Hinblick auf innerstaatliche und aus anderen Mit-
gliedstaaten importierte Erzeugnisse und nicht unverhältnis-
mäßig sein.

3. Fazit

Zur Prüfung der Reichweite des Anwendungsvorrangs und der Sperr-
wirkung der NGT-Verordnung für nationale Koexistenzregelungen 
muss somit zunächst geprüft werden, ob der gesamte Regelungsbe-
reich durch das Unionsrecht abschließend geregelt ist. Ist das nicht 
der Fall, muss für jede nationale Koexistenznorm im Einzelfall geprüft 
werden, ob und inwieweit deren Anwendung durch das Unionsrecht 
ausgeschlossen ist. Dazu werden nachfolgend unter II. einzelne Rege-
lungsbereiche separat geprüft.

II. Reichweite des Anwendungsvorrangs der NGT-Verordnung

Die NGT-Verordnung regelt klar und eindeutig, dass die in den Rechtsvor-
schriften der EU geltenden Vorschriften für GVO auch für NGT-Pflanzen der 

___________________________________________________________________________

63 Müller-Graff in: von der Groeben/Schwarze/Hatje/Terhechte, 8. Aufl. 2025, AEUV Art. 34 Rn. 60 m.w.N.
64 Müller-Graff in: von der Groeben/Schwarze/Hatje/Terhechte, 8. Aufl. 2025, AEUV Art. 34 Rn. 60 m.w.N.
65 Vgl. dazu grundlegend: EuGH, Urt. v. 20.02.1979 – Rs. 120/78, ECLI:EU:C:1979:42, Rn. 8.
66 Vgl. Calliess/Ruffert/Kingreen, 6. Aufl. 2022, AEUV Art. 36 Rn. 222 m.w.N.
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Kategorie 2 und ihre Erzeugnisse gelten, soweit sie nicht durch die NGT-
Verordnung ausgenommen sind (Art. 12 NGT-Verordnung). Damit gelten 
auch die Koexistenzregeln der Art. 26a f. der Freisetzungsrichtlinie 
2001/18/EG und die hierzu erlassenen nationalen Koexistenzregelungen für 
GVO weiterhin uneingeschränkt für NGT-Pflanzen der Kategorie 2 und ihre 
Erzeugnisse. Das wird durch Erwägungsgrund 35 der NGT-Verordnung ex-
plizit bestätigt.

Für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse regelt die NGT-Ver-
ordnung nur, dass die die in den Rechtsvorschriften der EU geltenden Vor-
schriften für GVO nicht für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeug-
nisse gelten (Art. 5 Abs. 1 NGT-Verordnung). Sie trifft indes keine Regelung 
dazu, ob und inwieweit die von den Mitgliedstaaten getroffenen Regelun-
gen für GVO für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse weiter 
gelten. Den Erwägungsgründen der NGT-Verordnung lässt sich nur mittel-
bar entnehmen, dass die NGT-Verordnung mitgliedstaatlichen Regelungen 
über den Umgang mit NGT-Pflanzen der Kategorie 1 nicht entgegensteht 
(dazu näher unten).

Nach den oben genannten Maßstäben ist deshalb durch Auslegung des Uni-
onsrechts nach Maßgabe seines Wortlauts, seiner Ziele und seiner Systema-
tik die Reichweite des Anwendungsvorrangs und der Sperrwirkung der 
NGT-Verordnung für mitgliedstaatliche Regelungen zum Umgang mit 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihren Erzeugnissen zu ermitteln (vgl. 
oben C.I.). 

Dabei steht nach der klaren Definition der NGT-Pflanzen in Art. 3 Nr. 9 der 
NGT-Verordnung fest, dass NGT-Pflanzen der Kategorie 1 genetisch verän-
derte Pflanzen sind. Sie sind damit GVO im Sinne der Freisetzungsrichtlinie 
2001/18/EG, der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 über genetisch veränderte 
Lebens- und Futtermittel, der Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 über die Rü-
ckverfolgbarkeit und Kennzeichnung von GVO sind.

Gleichzeitig sind sie weiterhin GVO im Sinne des deutschen GenTG. Zum 
einen entspricht die Definition des GVO im deutschen GenTG weitgehend 
der Definition der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG (vgl. § 3 Nr. 3 GenTG 
und Art. 2 Nr. 2 der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG). Zum anderen dient 
das GenTG der Umsetzung der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG, so dass 
die nationale Definition richtlinienkonform im Sinne der Definition der Frei-
setzungsrichtlinie auszulegen ist. 
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Ferner sind aus NGT-Pflanzen der Kategorie 1 hergestellte Lebensmittel ge-
netisch veränderte Lebensmittel im Sinne der Verordnungen (EG) 
Nr. 1829/2003 und 1830/2003. Die NGT-Verordnung ändert also nichts an 
der Definition von GVO und daran, dass NGT-Pflanzen der Kategorie 1 wei-
terhin GVO sind. Sie regelt nur, dass diese unionsrechtlichen Regelungen für 
GVO für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und deren Erzeugnisse nicht mehr 
gelten.

Im Hinblick auf die Reichweite des Anwendungsvorrang des Unionsrechts 
ist klar, dass die Anwendung der zulassungs- und kennzeichnungsbezoge-
nen Anforderungen des GenTG auf NGT-Pflanzen der Kategorie 1 durch den 
Anwendungsvorrang der NGT-Verordnung ausgeschlossen sind (1.). 

Umgekehrt enthalten weder die NGT-Verordnung noch die sonstigen EU-
Rechtsvorschriften haftungsrechtliche Regelungen für GVO. Deshalb bleibt 
die Regelung des Haftungsrechts auch im Hinblick auf NGT-Pflanzen der 
Kategorie 1 weiter den Mitgliedstaaten überlassen (2.). 

Näher zu prüfen ist, ob und inwieweit die Koexistenzanforderungen im Hin-
blick auf die Vorsorge gegen wesentliche Beeinträchtigungen und die Ein-
haltung der guten fachlichen Praxis (3.) und die Anforderungen an die Ein-
tragung von Anbaustandorten in das Standortregister (4.) auf NGT-Pflan-
zen der Kategorie 1 anwendbar sind.

Fraglich ist ferner, ob und inwieweit jenseits der abschließenden Kennzeich-
nungsanforderungen der NGT-Verordnung die Regelung von innerstaatli-
chen Informationspflichten zwischen den Unternehmen der Lebensmittel-
kette in Bezug auf NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse zu-
lässig ist (5.).

Schließlich prüfen wir, ob und inwieweit die naturschutzrechtlichen Be-
schränkungen für GVO auf NGT-Pflanzen der Kategorie 1 anwendbar sind 
(6.).

1. Zulassungs- und kennzeichnungsbezogene Anforderungen

Für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse gelten nach 
der NGT-Verordnung nicht mehr die Anforderungen der EU-Rechts-
vorschriften für GVO, sondern die speziellen Regelungen für die Sta-
tusprüfung und Kennzeichnung in den Art. 5 bis 11 NGT-Verordnung 
(vgl. Art. 5 Abs. 1 der NGT-Verordnung).
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Damit sind die in der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG sowie in den 
Verordnungen Nr. 1929/2003 und 1830/2003 vorgesehen zulassungs- 
und kennzeichnungsbezogenen Anforderungen für NGT-Pflanzen der 
Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse nicht mehr anwendbar.

Die NGT-Verordnung macht die Freisetzung und das Inverkehrbrin-
gen dieser Erzeugnisse allein von der Statuserklärung abhängig. Es 
handelt sich damit um eine abschließende unionsrechtliche Rege-
lung. Sie ersetzt die bisherigen unionsrechtlichen Zulassungsanforde-
rungen für die Freisetzung und das Inverkehrbringen von GVO bezo-
gen auf NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse. 

Kennzeichnungspflichtig ist nur noch Pflanzenvermehrungsmaterial, 
das NGT-Pflanzen der Kategorie 1 enthält oder aus solchen besteht, 
und Dritten zur Verfügung gestellt wird. Auch das ist eine abschlie-
ßende Sonderregelung, die die bisherigen Kennzeichnungsregelun-
gen vollständig ersetzt.

Der Anwendungsvorrang der NGT-Verordnung führt damit dazu, dass 
nicht nur die explizit erwähnten unionsrechtlichen, sondern auch die 
zur Umsetzung der Freisetzungsrichtlinie erlassenen nationalen zu-
lassungs- und kennzeichnungsbezogenen Anforderungen für GVO für 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse nicht mehr an-
wendbar sind (vgl. §§ 14 bis 16 GenTG).

Das ergibt sich aus dem Wortlaut der Regelungen in der NGT-Verord-
nung, die keine entsprechenden Handlungsspielräume für die Mit-
gliedstaaten eröffnen. Auch der Zweck der NGT-Verordnung, das ef-
fektive Funktionieren des Binnenmarktes in Bezug auf NGT-
Pflanzen67 und die Rechtsgrundlage68 sprechen für eine abschlie-
ßende Regelung. Schließlich ergibt sich aus der Rechtsform der Ver-
ordnung, die unmittelbar, also ohne weitere nationale Umsetzung für 
alle EU-Bürger gilt (Art. 288 Abs. 2 AEUV), dass eine abschließende 
unionsrechtliche Regelung bezweckt war und den Mitgliedstaaten da-
her kein nationaler Regelungsspielraum bleiben soll.

So ist der abschließende Charakter der Anforderungen der Freiset-
zungsrichtlinie an die Zulässigkeit des Inverkehrbringens von GVO 

___________________________________________________________________________

67 Vgl. Art. 1 Abs. 1 und Erwägungsgrund 10 der NGT-Verordnung.
68 Gemeinsame Agrarpolitik (Art. 43 AEUV) Rechtsangleichung im Binnenmarkt (Art. 114 Abs. 1 AEUV) und Ge-

sundheitsschutz in den Bereichen Veterinärwesen und Pflanzenschutz (Art. 168 Abs. 4 Buchst. b AEUV; vgl. die 
Präambel der NGT-Verordnung).
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mittelbar gerichtlich bestätigt: Das Land Oberösterreich wollte zu-
nächst per Gesetz den Einsatz von GVO aufgrund der kleinräumigen 
Struktur seiner Landwirtschaft generell verbieten. Die Regelung zielte 
primär auf ein Verbot von Saatgut. Zufällige Spuren sollten nur bis zu 
einem Grenzwert von 0,1 % toleriert werden, und zwar offenbar so-
wohl für zugelassenes als auch für nicht zugelassenes genetisch ver-
ändertes Saatgut. 

Die Kommission hat die Zulässigkeit eines solchen Verbotes abge-
lehnt, weil durch das europäische Gentechnikrecht die Anforderun-
gen an die Produktsicherheit im Hinblick auf Gesundheits- und Um-
weltschutz abschließend geregelt sind.69 Strengere nationale Rege-
lungen zum Schutz von Umwelt und Gesundheit sind daher nur unter 
den sehr engen Voraussetzungen der Schutzklauseln des Sekundär-
rechts (hier: Art. 34 der Verordnung Nr. 1829/2003) bzw. des Art. 114 
Abs. 5 und 6 AEUV zulässig. Dazu müsste ein Mitgliedstaat im We-
sentlichen neue Erkenntnisse nachweisen, aus denen sich ein ernstes 
Risiko für die Gesundheit von Mensch oder Tier oder die Umwelt er-
gibt. Zwar dürfen die Mitgliedstaaten Anforderungen an die Koexis-
tenz der verschiedenen Kulturen regeln. Nach der Entscheidung der 
Kommission müssen Koexistenzmaßnahmen aber im Verhältnis zum 
wirtschaftlichen Risiko stehen sowie, im Einklang mit dem damals 
neuen Art. 26a der Freisetzungsrichtlinie, die jeweilige Art der Kultur, 
den jeweiligen Verwendungszweck und andere Möglichkeiten, eine 
ausreichende Reinheit zu erzielen, berücksichtigen.70 Im Ergebnis darf 
damit die unionsrechtliche Grundentscheidung nicht durch nationale 
Koexistenzmaßnahmen unterlaufen werden. 

Das Europäische Gericht erster Instanz (EuG) und der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) haben diese Kommissionsentscheidung im Ergebnis 
bestätigt.71

___________________________________________________________________________

69 Entscheidung 2003/653/EG der Kommission v. 02.09.2003 über die einzelstaatlichen Bestimmungen zum Ver-
bot des Einsatzes gentechnisch veränderter Organismen im Land Oberösterreich, die von der Republik Öster-
reich gemäß Art. 95 Abs. 5 EG-Vertrag mitgeteilt wurden (ABl. EU Nr. L 230 v. 16.09.2003, S. 34 ff.), vgl. insbe-
sondere die Erwägungsgründe 20, 52 f., 55, 57 und 67 ff.

70 Erwägungsgrund 69 der Entscheidung 2003/653/EG der Kommission vom 02.09.2003. Art. 26a der Freiset-
zungsrichtlinie, der durch Art. 43 der Verordnung 1829/2003 in die Freisetzungsrichtlinie eingefügt wurde, war 
zu diesem Zeitpunkt bereits vom Parlament (22.07.2003) und vom Rat (22.07.2003) beschlossen. Die Verord-
nung wurde am 22.09.2003 unterzeichnet und am 18.10.2003 im Amtsblatt veröffentlicht.

71 EuGH, Urt. v. 13.09.2007, Rs. C-439/05 P, ECLI:EU:C:2007:510; EuG, Urt. v. 05.10.2005, Rs. T-366/03 u. a.
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Im Ergebnis sind damit nationale Anforderungen an die Zulassung 
und Kennzeichnung von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Er-
zeugnisse durch den Anwendungsvorrang der NGT-Verordnung ver-
drängt. Da gilt sowohl für bereits geltende nationale Anforderungen 
an die Zulassung und Kennzeichnung, insbesondere diejenigen des 
GenTG, als auch für etwaige künftige Regelungen.

2. Zivilrechtliche Abwehr- und Haftungsansprüche

Für zivilrechtliche Abwehr- und Haftungsansprüche [dazu oben 
B.II.2.b)] stellt sich die Frage, ob die diesbezüglichen nationalen Re-
gelungen für GVO weiterhin auch für Einträge von NGT-Pflanzen der 
Kategorie 1 und ihren Erzeugnissen gelten. Fraglich ist vor allem, ob 
es eine abwehrfähige und ersatzpflichtige Eigentumsbeeinträchti-
gung ist, wenn ein Eintrag von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 oder ih-
rer Erzeugnisse in ein Lebensmittel ohne Gentechnik oder in ein Bio-
produkt dazu führt, dass diese nicht mehr mit einer entsprechenden 
Kennzeichnung in den Verkehr gebracht werden dürfen (§ 36a Abs. 1 
Nr. 3 GenTG).

Diese Frage ist zu bejahen. Zivilrechtliche Abwehr- und Haftungsan-
sprüche sind unionsrechtlich nicht abschließend geregelt [a)]. Die An-
forderungen der NGT-Verordnung [b)] und der Warenverkehrsfreiheit 
[c)] stehen der Anwendung nationaler Abwehr- und Haftungsregelun-
gen auf NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse ebenfalls 
nicht entgegen.

a) Keine abschließende Regelung 

Zivilrechtliche Abwehr- und Haftungsansprüche sind unions-
rechtlich generell und damit auch für NGT-Erzeugnisse der Ka-
tegorie 1 nicht abschließend harmonisiert. 

Das zivilrechtliche Haftungsrecht der EU beschränkt sich auf 
spezielle Regelungen. Es betrifft insbesondere spezielle unions-
rechtliche Aufgabenbereiche wie den Binnenmarkt oder den 
Umweltschutz. Zu einschlägigen haftungsrechtlichen Regelun-
gen der EU gehören das Produkthaftungsrecht [vgl. die Pro-
dukthaftungsrichtlinie (EU) 2024/2853], die Bestimmung des 
maßgeblichen Rechts bei internationalen Sachverhalten [inter-
nationales Privatrecht, vgl. die Rom-II-Verordnung (EG) 
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Nr. 864/2007] und die Umwelthaftungsrichtlinie 2004/35/EG, 
auf die Erwägungsgrund 31 der NGT-Verordnung verweist.72 

Die Produkthaftungsrichtlinie schließt zwar abweichende nati-
onale Produkthaftungsregelungen aus (Art. 3 ProdHaftRL 
2024/2853). Sie berührt aber nicht nationale Ansprüche über die 
vertragliche oder außervertragliche Haftung aus anderen Grün-
den als der Fehlerhaftigkeit eines Produkts [Art. 2 Abs. 4 
Buchst. b) ProdHaftRL 2024/2853]. Sie steht damit insbeson-
dere nationalen Regelungen zu Ansprüchen bei Nutzungsbe-
einträchtigungen durch Einträge von Produkten wie NGT-
Pflanzen oder andere GVO entgegen, die keine fehlerhaften 
Produkte im Sinne der ProdHaftRL 2024/2853 sind.

Die EU-Rechtsvorschriften für GVO enthalten keine Regelun-
gen zu zivilrechtlichen Abwehr- und Haftungsansprüchen. 73

Nach den Koexistenz-Leitlinien unterliegen Fragen im Zusam-
menhang mit einem finanziellen Ausgleich oder der Haftung für 
wirtschaftliche Schäden der ausschließlichen Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten (Nr. 2.5 der Koexistenz-Leitlinien von 2010, 
dazu oben B.II.1.). 

Daran ändert auch nichts, dass die Koexistenzregelungen der 
Freisetzungsrichtlinie einschließlich der Koexistenz-Leitlinien 
für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 nicht mehr gelten (Art. 5 
Abs. 1 NGT-Verordnung). Die in den Koexistenz-Leitlinien ge-
troffenen Aussagen zur Haftung haben offensichtlich rein de-
klaratorischen Charakter. Sie stellen lediglich die bereits beste-
hende Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fest. Sie übertragen 
keine Zuständigkeit auf die Mitgliedstaaten.

Auch die NGT-Verordnung trifft keine Regelungen zu zivilrecht-
lichen Abwehr- und Haftungsansprüchen. 

___________________________________________________________________________

72 Vgl. hierzu ausführlich Buchholz, Rechtsgutachten zur Haftung von Lebensmittelunternehmen für neue Gen-
technik im Falle einer Deregulierung vom 12.12.2024, S. 52 ff., verlinkt über 
https://www.ohnegentechnik.org/artikel/rechtsgutachten-haftungsrisiken-bei-neuer-gentechnik-nicht-auf-
eu-lebensmittelwirtschaft-abwaelzen.

73 Vgl. EuGH, Urt. v. 01.07.2014 – Rs. C-573/12, ECLI:EU:C:2014:2037, Rn. 61-63, mit der Feststellung, dass die 
Erneuerbare-Energien-Richtlinie 2009/28/EG keine abschließende Harmonisierung nationaler Förderregelun-
gen bewirkte.

https://www.ohnegentechnik.org/artikel/rechtsgutachten-haftungsrisiken-bei-neuer-gentechnik-nicht-auf-eu-lebensmittelwirtschaft-abwaelzen
https://www.ohnegentechnik.org/artikel/rechtsgutachten-haftungsrisiken-bei-neuer-gentechnik-nicht-auf-eu-lebensmittelwirtschaft-abwaelzen
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Schließlich könnte Erwägungsgrund 34 so verstanden werden, 
dass er nationalen Haftungsregelungen entgegensteht. Erwä-
gungsgrund 34 begründet die in der NGT-Verordnung geregelte 
Kennzeichnungspflicht für Pflanzenvermehrungsmaterial der 
Kategorie 1 mit dem Ziel der Rückverfolgbarkeit, Transparenz 
und Wahlmöglichkeiten für Unternehmer. Man könnte dies so 
verstehen, dass diese Kennzeichnungspflicht eine abschlie-
ßende Regelung der Koexistenz sei.

Das würde allerdings den Regelungsgehalt der Kennzeich-
nungspflicht überspannen. Die Kennzeichnungspflicht für 
Pflanzenvermehrungsmaterial beinhaltet weder eine Haftungs-
regelung noch schließt sie eine solche aus. Auch die Freiset-
zungsrichtlinie enthält Kennzeichnungspflichten für GVO. Auch 
diese Regelungen schließen nationale Haftungsregelungen für 
GVO nicht aus (siehe Nr. 2.5 der Koexistenz-Leitlinien). Gene-
rell sind Kennzeichnungsregelungen für eine Produktkategorie 
nicht geeignet, die Haftung und Risikoverteilung bei divergie-
renden Nutzungs- und Kennzeichnungsinteressen zu regeln 
oder Regelungen hierzu auszuschließen. Dem entsprechend 
hat die Kommission die Regelung der Haftung in ihren Koexistenz-
Leitlinien als ausschließliche Zuständigkeit der Mitgliedstaaten 
bezeichnet. Danach dient die Kennzeichnungspflicht zwar der 
Koexistenz, sie ist aber lediglich eine punktuelle Regelung und 
jedenfalls keine abschließende Haftungsregelung.

Von einer abschließenden unionsrechtlichen Regelung zivil-
rechtlicher Abwehr- und Haftungsansprüche bei Nutzungsbe-
einträchtigungen kann daher weder bei GVO im Allgemeinen 
noch bei NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihren Erzeugnissen 
im Besonderen die Rede sein.

b) Kein Anwendungsvorrang von Sekundärrecht

Gegen besondere nationale Regelungen zu Ansprüchen bei 
Nutzungsbeeinträchtigungen durch Einträge von NGT-Pflan-
zen der Kategorie 1 und ihrer Erzeugnisse könnte vorgetragen 
werden, dass die NGT-Verordnung ausweislich ihres Erwä-
gungsgrundes 31 darauf abzielt, NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
und ihre Erzeugnisse nach dem Vorliegen einer entsprechenden 
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Statuserklärung demselben Rechtsrahmen zu unterwerfen wie 
herkömmliche Pflanzen und deren Erzeugnisse. Hieraus ließe 
sich – auch in Verbindung mit den oben unter a) angeführten Ar-
gumenten für einen abschließenden Charakter der NGT-Ver-
ordnung – möglicherweise ein unionsrechtliches Verbot derge-
stalt ableiten, dass die NGT-Verordnung den Mitgliedstaaten 
jede unterschiedliche Behandlung von herkömmlichen Pflan-
zen und NGT-Pflanzen der Kategorie 1 verbietet. 

Das hält allerdings einer näheren rechtlichen Prüfung nicht 
stand. Zunächst ist ein Erwägungsgrund für sich allein genom-
men keine verbindliche Regelung [aa)]. Sodann lässt sich aus 
den Regelungen der NGT-Verordnung kein derartiges Unter-
scheidungsverbot ableiten [bb)].

aa) Zur Rechtswirkung von Erwägungsgründen

Erwägungsgründe eines EU-Rechtsakts sind keine ver-
bindlichen Regelungen, sondern die nach Art. 296 Abs. 2 
AEUV erforderlichen Begründungen der Rechtsakte.74

Sie haben deshalb keinen eigenen Regelungscharakter. 
Sie sind rechtlich nicht verbindlich und können weder her-
angezogen werden, um von den Bestimmungen eines 
Rechtsakts abzuweichen, noch, um diese Bestimmungen 
in einem Sinn auszulegen, der ihrem Wortlaut offensicht-
lich widerspricht.75 

Die Erwägungsgründe können und sollen allerdings zur 
Auslegung der Bestimmungen des jeweiligen Rechtsakts 
herangezogen werden.76 Sie erläutern den Regelungs-
zweck der jeweiligen Norm, auf die sich der Erwägungs-
grund bezieht. Dieser Zweck ist neben dem Wortlaut der 
Norm maßgeblich für deren Auslegung.

___________________________________________________________________________

74 Vgl. nur Krajewski/von Achenbach, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, 86. EL 2025, AEUV Art. 296 Rn. 35 f. Vgl. zur 
Rechtmäßigkeit eines Erwägungsgrundes einer Kommissionsverordnung Willand/Buchholz, Environmental 
Risk Assessment of GMO Notes on a Draft Commission Directive to Adapt Directive 2001/18/EC, JEEPL 2018, 
S. 69 ff.

75 Vgl. EuGH, Urt. v. 19.11.1998 – Rs. C-162/97, ECLI:EU:C:1998:554, Rn. 54, 55; EuGH, Urt. v. 25.11.1998 – Rs. C-
308/97, ECLI:EU:C:1998:566, Rn. 29 f.; Urt. v. 24.11.2005 – Rs. C-136/04, ECLI:EU:C:2005:716, Rn. 32.

76  Vgl. u.a. EuGH, Urt. v. 12.07.2005 – verb. Rs. C-154/04 und C-155/04, ECLI:EU:C:2005:449, z.B. Rn. 77 f.,  85 ff., 
91 f.
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Vor diesem Hintergrund verbietet es sich, allein aus ei-
nem Erwägungsgrund wie Erwägungsgrund 31 der NGT-
Verordnung eine verbindliche Regelung abzuleiten. Der 
Erwägungsgrund 31 kann zwar – wie die anderen Erwä-
gungsgründe – zur Auslegung der Bestimmungen der 
NGT-Verordnung herangezogen werden. Er rechtfertigt 
es aber nicht, aus ihm weitere Regelungen abzuleiten, die 
sich zwar mit ihm rechtfertigen ließen, die im Regelungs-
teil der NGT-Verordnung aber nicht enthalten sind. 

bb) Kein Unterscheidungsverbot zwischen NGT-Pflanzen 
der Kategorie 1 und herkömmlichen Pflanzen

Der Regelungsteil der NGT-Verordnung enthält kein ge-
nerelles rechtliches Verbot einer unterschiedlichen Be-
handlung von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und her-
kömmlichen Pflanzen.

Im Regelungsteil der NGT-Verordnung heißt es nur, dass 
die GVO-Rechtsvorschriften der EU auf NGT-Pflanzen 
der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse nicht mehr anwend-
bar sind (Art. 5 Abs. 1 NGT-Verordnung). Das sagt aber 
nichts darüber aus, ob und inwieweit das nationale Recht 
bei der Regelung von Abwehr- und Haftungsansprüchen 
die Tatsache, dass es sich auch bei NGT-Pflanzen der Ka-
tegorie 1 um GVO handelt, berücksichtigen darf. 

Umgekehrt folgt aus der Sonderregelung für die biologi-
sche Produktion in Art. 5 Abs. 2 NGT-Verordnung, dass 
der Unionsgesetzgeber für diesen Bereich explizit an der 
Differenzierung zwischen NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
und herkömmlichen Pflanzen festhält. Ferner erkennt die 
NGT-Verordnung hier ausdrücklich an, dass NGT-Pflan-
zen der Kategorie 1 für die biologische Produktion weiter-
hin mit sonstigen GVO gleich behandelt werden dürfen.

Ferner ist es allgemein anerkannt, dass die EU-Rechtsvor-
schriften für GVO einer nationalen Regelung nicht entge-
genstehen, die eine freiwillige Kennzeichnung der Abwe-
senheit und Nichtverwendung von GVO ermöglicht. So 
gelten in Deutschland die Sonderregelungen der §§ 3a f. 
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EGGenTDurchfG für die Kennzeichnung von Lebensmit-
teln ohne Gentechnik. Ähnliche Regelungen gibt es in Ös-
terreich, Frankreich und weiteren Mitgliedstaaten (vgl. 
dazu bereits oben B.II.4.).

Die NGT-Verordnung enthält dazu genauso wie die bishe-
rigen EU-Rechtsvorschriften für GVO keine Regelungen. 
Es steht deshalb außer Frage, dass die NGT-Verordnung 
solchen Regelungen weiterhin nicht entgegensteht. Das 
gilt auch dann, wenn sich diese Regelungen auf die Nicht-
verwendung von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihrer 
Erzeugnisse erstrecken. Ein entsprechendes Verbot der 
damit verbundenen Unterscheidung von NGT-Pflanzen 
der Kategorie 1 und ihrer Erzeugnisse von herkömmli-
chen Pflanzen und deren Erzeugnissen war, soweit er-
sichtlich, niemals auch nur Gegenstand der Erörterungen 
der NGT-Verordnung.  Auch insoweit lässt sich deshalb 
aus Erwägungsgrund 31 kein Verbot einer Ungleichbe-
handlung von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und her-
kömmlicher Pflanzen durch die Mitgliedstaaten ableiten.

Für die Regelung zivilrechtlicher Abwehr- und Haftungs-
ansprüche folgt daraus, dass die Mitgliedstaaten auch in-
soweit zwischen den für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
und den für herkömmlichen Pflanzen geltenden Anforde-
rungen an Abwehr- und Haftungsansprüche differenzie-
ren dürfen. Dies ist erforderlich, um dem Schutzbedürfnis 
der biologischen Produktion und der Herstellung von Le-
bensmitteln ohne Gentechnik gerecht zu werden.

Insoweit sind auch Grundrechte, namentlich die Eigentums-
, Berufs- und Unternehmensfreiheit der Unternehmen 
betroffen, die biologisch oder ohne Gentechnik und da-
mit auch ohne die Verwendung von NGT-Pflanzen der Ka-
tegorie 1 wirtschaften wollen. Auch insoweit fehlt jeder 
Anhaltspunkt und jede Rechtfertigung dafür, dass die 
NGT-Verordnung die Grundrechte dieser Wirtschaftsteil-
nehmer einschränken und ihnen einen angemessenen zi-
vilrechtlichen Schutz nach Maßgabe der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten versagen wollte.



Dokumentnummer: 1361563  40  |  81

Zu den Zielen der NGT-Verordnung gehört damit nach ih-
rem objektiven Regelungsgehalt gerade nicht die voll-
ständige rechtliche Gleichstellung von NGT-Pflanzen der 
Kategorie 1 mit herkömmlichen Pflanzen. Vielmehr soll 
der freiwillige Verzicht auf GVO einschließlich NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 explizit in der biologischen Pro-
duktion, aber auch für Lebensmittel ohne Gentechnik 
weiter zulässig sein.

Zur Kernfrage der Koexistenzregelungen, wer in welchem 
Umfang die Schäden tragen soll, wenn es aufgrund der 
unterschiedlichen Produktionsweisen zu wirtschaftlichen 
Schäden bei Bioproduzenten oder bei der Herstellung von 
Lebensmitteln ohne Gentechnik durch Einträge von NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 kommt, trifft die NGT-Verord-
nung aber keine Regelungen.

cc) Fazit

Im Ergebnis lässt sich damit auch Erwägungsgrund 31 der 
NGT-Verordnung kein Verbot der Unterscheidung zwi-
schen NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und herkömmlichen 
Pflanzen bei der Ausgestaltung zivilrechtlicher Abwehr- 
und Haftungsansprüche entnehmen.

c) Warenverkehrsfreiheit

Da die zivilrechtlichen Abwehr- und Haftungsansprüche für 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 nicht abschließend geregelt 
sind, stellt sich die Frage, ob die weitere Anwendung der die 
§§ 1004, 906 BGB konkretisierenden Regelungen in § 36a 
GenTG auf NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse 
mit der Warenverkehrsfreiheit vereinbar ist. 

Rechtsdogmatisch stellt sich insoweit zunächst die Frage, ob zi-
vilrechtliche Abwehr- und Haftungsansprüche bei Nutzungsbe-
einträchtigungen überhaupt Maßnahmen gleicher Wirkung wie 
Einfuhrbeschränkungen sein können, oder ob ihre marktbehin-
dernde Wirkung zu ungewiss und zu mittelbar ist [vgl. dazu 
oben C.I.2.b)]. Wenn man die marktbehindernde Wirkung auf 
Grund der weiten Auslegung der Maßnahmen gleicher Wirkung 
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bejaht, wird man sie grundsätzlich als durch zwingende Erfor-
dernisse gerechtfertigt einstufen können. Zwingende Erforder-
nisse sind Erfordernisse des Verbraucherschutzes im Hinblick 
auf Lebensmittel ohne Gentechnik und Bioprodukte, Gründe 
der Lauterkeit des Handelsverkehrs und die Grundrechte der 
Unternehmen der Lebensmittelkette.

Im Rahmen dieses Gutachtens kann die Vereinbarkeit der Ab-
wehr- und Haftungsregelungen des § 36a GenTG in Verbindung 
mit den jeweiligen Regelungen des BGB nicht im Einzelnen ge-
prüft werden. Bisher sind die Regelungen, die schon seit Jahren 
für alle GVO gelten, keiner gerichtlichen Prüfung ihrer Verein-
barkeit mit Unionsrecht unterzogen worden. 

Die Vereinbarkeit einiger Aspekte dieser Haftungsregelung für 
GVO mit den Anforderungen der Warenverkehrsfreiheit und 
grundgesetzlichen Anforderungen sind in der Vergangenheit in 
Zweifel gezogen worden. Das gilt insbesondere für die Rege-
lung über die Haftung bei einer Mehrheit von Verursachern in 
§ 36a Abs. 4 GenTG.77 

Das Bundesverfassungsgericht hat die Vereinbarkeit der Haf-
tungsregelungen mit dem nationalen Verfassungsrecht jedoch 
uneingeschränkt bestätigt. Nach seinem Urteil vom 24.11.2010 
stellt die Ergänzung und Konkretisierung des privaten Nachbar-
rechts in § 36a GenTG einen angemessenen und ausgewogenen 
Ausgleich der widerstreitenden Interessen dar, indem sie zu ei-
nem verträglichen Nebeneinander konventioneller, ökologi-
scher und mit dem Einsatz von Gentechnik arbeitender Produk-
tionsmethoden beiträgt.78

Die Bundesregierung hat ferner die Haftungsregelungen des 
§ 36a GenTG gemäß der TRIS-Richtlinie über ein Informations-
verfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften notifi-

___________________________________________________________________________

77 Vgl. Annette Rutz, Europäischer Verbraucherschutz – Grüne Gentechnik und Haftung, Berliner Online-Beiträge 
zum Europarecht Nr. 41 vom 03.02.2006, S. 16, 20 ff. m.w.N., https://www.jura.fu-
berlin.de/forschung/europarecht/bob/berliner_online_beitraege/Paper41-Rutz/Paper41---Europaeischer-Ver-
braucherschutz---Gruene-Gentechnik-und-Haftung.pdf. 

78 BVerfG, Urteil vom 24.11.2010, 1 BvF 2/05, BVerfGE 128, 1, insbesondere Leitsatz 4 und Rn. 253 ff., veröffent-
licht unter https://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/fs20101124_1bvf000205.html.

https://www.jura.fu-berlin.de/forschung/europarecht/bob/berliner_online_beitraege/Paper41-Rutz/Paper41---Europaeischer-Verbraucherschutz---Gruene-Gentechnik-und-Haftung.pdf
https://www.jura.fu-berlin.de/forschung/europarecht/bob/berliner_online_beitraege/Paper41-Rutz/Paper41---Europaeischer-Verbraucherschutz---Gruene-Gentechnik-und-Haftung.pdf
https://www.jura.fu-berlin.de/forschung/europarecht/bob/berliner_online_beitraege/Paper41-Rutz/Paper41---Europaeischer-Verbraucherschutz---Gruene-Gentechnik-und-Haftung.pdf
https://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/fs20101124_1bvf000205.html
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ziert.79 Die Kommission kritisierte damals das Konzept der ge-
samtschuldnerischen Haftung in § 36a Abs. 4 GenTG und kün-
digte an, dem Entwurf nur unter der Bedingung zuzustimmen, 
dass durch diese Bestimmungen nicht tatsächlich der Anbau 
von GVO in Deutschland verhindert wird.80 Dennoch hat die 
Kommission, soweit bekannt, kein Vertragsverletzungsverfah-
ren eingeleitet. 

Nach alledem wird hier davon ausgegangen, dass die seit über 
12 Jahren geltenden Regelungen für GVO im Allgemeinen mit 
der Warenverkehrsfreiheit vereinbar sind.

Die NGT-Verordnung ändert hieran nichts.

Die NGT-Verordnung führt zwar dazu, dass das unbeabsichtigte 
Vorhandensein von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 oder deren 
Erzeugnisse in herkömmlichen Pflanzen nicht mehr zu einer 
Kennzeichnungspflicht führen kann. Damit kann der Eintrag 
von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 oder deren Erzeugnisse nicht 
mehr zu einer wesentlichen Beeinträchtigung auf Grund des 
Entstehens einer GVO-Kennzeichnungspflicht führen (vgl. § 36a 
Abs. 1 Nr. 2 GenTG). 

Für Lebensmittel ohne Gentechnik und Bioprodukte kann der 
Eintrag von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 oder ihrer Erzeug-
nisse indes wie bisher zu einem Verlust der entsprechenden 
Kennzeichnungsmöglichkeit führen. Deshalb ändert die NGT-
Verordnung insoweit nichts am Bedarf für die Regelung, dass 
ein solcher Eintrag eine wesentliche Beeinträchtigung darstellt, 
die abwehrfähig oder ausgleichspflichtig ist (vgl. § 36a Abs. 1 
Nr. 3 GenTG).

___________________________________________________________________________

79 Heute Richtlinie (EU) 2015/1535, früher Richtlinie 98/34/EG. Die Bundesregierung hatte § 36a GenTG als Teil 
des Entwurfs und der Endfassung des Gesetzes zur Neuordnung des Gentechnikrechts vom 21.12.2004 bei der 
Kommission notifiziert (vgl. die Notifizierungsverfahren 2004/0133/D und 2004/0241/D, veröffentlicht in der 
Datenbank der Kommission unter https://technical-regulation-information-system.ec.europa.eu/en/home.

80 Vgl. die Mitteilung Nr. 201 der EU Kommission vom 29.09.04- SG(2004) D/52130 zur Notifizierung 
2004/0241/D, zitiert nach Nischwitz u.a., Sondierungsstudie gentechnikfreie Regionen in Deutschland, Okto-
ber 2004, S. 27, veröffentlicht unter https://www.ioew.de/fileadmin/_migrated/tx_ukioewdb/Sondierungsstu-
die_Gentechnikfreie_Regionen.pdf. Die dort zitierten Mitteilungen der Kommission selbst scheinen über die 
TRIS-Datenbank der Kommission (siehe vorherige Fußnote) nicht mehr abrufbar zu sein.

https://technical-regulation-information-system.ec.europa.eu/en/home
https://www.ioew.de/fileadmin/_migrated/tx_ukioewdb/Sondierungsstudie_Gentechnikfreie_Regionen.pdf
https://www.ioew.de/fileadmin/_migrated/tx_ukioewdb/Sondierungsstudie_Gentechnikfreie_Regionen.pdf
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Diese wesentliche Beeinträchtigung der GVO-freien Produktion 
stellt eine Beeinträchtigung der eigentums- und unterneh-
mensbezogenen Grundrechte dar. Diese rechtfertigt die mit der 
Haftungsregelung verbundene mittelbare Einschränkung der 
Warenverkehrsfreiheit für GVO. Da die NGT-Verordnung keine 
Regelung enthält, durch die die freiwillige Kennzeichnungs-
möglichkeit von Lebensmitteln ohne Gentechnik oder Biopro-
dukte eingeschränkt wird, ist diese für NGT-Pflanzen der Kate-
gorie 1 und ihre Erzeugnisse bereits bisher geltende Regelung 
weiterhin auch im Lichte der Warenverkehrsfreiheit gerechtfer-
tigt.

Ob und inwieweit eine haftungsrelevante wesentliche Beein-
trächtigung auch in anderen Fällen entstehen kann, wäre ge-
sondert zu prüfen. Denkbar ist insbesondere, dass ein Eintrag 
von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 dazu führt, dass ein zur Ver-
wendung als oder für Lebensmittel vorgesehenes Erzeugnis 
den besonderen Anforderungen der Novel-Food-Verordnung 
unterfällt.

Lebensmittel, die NGT-Erzeugnisse der Kategorie 1 enthalten 
oder daraus hergestellt sind, können neuartige Lebensmittel im 
Sinne der Novel-Food-Verordnung (EU) 2015/2283 sein (vgl. Er-
wägungsgrund 31 Satz 4 der NGT-Verordnung). Ist das der Fall, 
dürfen solche Lebensmittel nur in den Verkehr gebracht wer-
den, wenn sie als Novel Food zugelassen, in der Unionsliste neu-
artiger Lebensmittel aufgeführt und nach Maßgabe der dort 
festgelegten Bedingungen und Kennzeichnungsvorschriften in 
den Verkehr gebracht werden (Art. 6 Abs. 2 EU-Novel-Food-
Verordnung 2015/2283). Wenn sich Lebensmittelunternehmen 
bezüglich der Anforderungen nicht sicher sind, müssen sie ein 
Konsultationsverfahren bei der zuständigen nationalen Be-
hörde durchlaufen (Art. 4 Abs. 2 EU-Novel-Food-Verordnung 
2015/2283).81 

Daher kann der Eintrag von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 auch 
für Unternehmen außerhalb der ökologischen oder sonstigen 

___________________________________________________________________________

81 Vgl. hierzu ausführlich Buchholz, Zur Haftung von Lebensmittelunternehmen im Falle einer Deregulierung 
vom 12.12.2024, S. 14 ff., verlinkt unter https://www.ohnegentechnik.org/artikel/rechtsgutachten-haftungsrisiken-
bei-neuer-gentechnik-nicht-auf-eu-lebensmittelwirtschaft-abwaelzen.
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gentechnikfreien Produktion zu einer wesentlichen Beeinträch-
tigung führen. Denn auch aus den genannten Regelungen der 
Novel-Food-Verordnung 2015/2283 kann sich ergeben, dass ein 
Erzeugnis, das NGT-Pflanzen der Kategorie 1 oder deren Er-
zeugnisse enthält, nicht oder erst nach einem aufwändigen 
Konsultations- und ggf. Zulassungsverfahren als oder für Le-
bensmittelzwecke in den Verkehr gebracht werden darf (vgl. 
§ 36a Abs. 1 Nr. 1 GenTG) oder einer besonderen Kennzeich-
nungspflicht nach der Novel-Food-Verordnung unterliegt (vgl. 
§ 36a Abs. 1 Nr. 2 GenTG).

Auch solche Beeinträchtigungen können als wesentliche Beein-
trächtigungen einzustufen sein. Die in § 36a Abs. 1 GenTG ge-
nannten Regelbeispiele sind jedenfalls nicht abschließend („ins-
besondere“). 

Auch solche, aus der EU-Novel-Food-Verordnung 2015/2283 re-
sultierende wesentlichen Beeinträchtigungen sind Beeinträch-
tigungen der eigentums- und unternehmensbezogenen Grund-
rechte der Betroffenen. Auch insoweit rechtfertigen diese die 
mit der Haftungsregelung verbundene mittelbare Einschrän-
kung der Warenverkehrsfreiheit für NGT-Pflanzen der Katego-
rie 1 und ihre Erzeugnisse.

d) Fazit

Im Ergebnis steht die NGT-Verordnung der Fortgeltung der 
nachbarrechtlichen Abwehr- und Haftungsregelungen des 
§ 36a GenTG auch für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihrer 
Erzeugnisse nicht entgegen.

Weder die NGT-Verordnung noch die sonstige EU-Rechtsvor-
schriften enthalten eine abschließende Regelung zivilrechtli-
cher Abwehr- und Haftungsansprüche. Solche Regelungen blei-
ben somit den Mitgliedstaaten überlassen.

Der NGT-Verordnung lässt sich auch kein Verbot unterschiedli-
cher Regelungen für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und her-
kömmlicher Pflanzen sowie ihrer jeweiligen Erzeugnisse ent-
nehmen. Vielmehr lässt die NGT-Verordnung eines solche Un-
terscheidung für den Bereich der Bioprodukte ausdrücklich zu. 



Dokumentnummer: 1361563  45  |  81

Für den Bereich von freiwillig als „ohne Gentechnik“ gekenn-
zeichneten Produkten steht sie ihr nicht entgegen. Deshalb dür-
fen die Mitgliedstaaten den berechtigten Interessen der ent-
sprechenden Wirtschaftsteilnehmer am Schutz ihrer Produkte 
vor Einträgen durch NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Er-
zeugnisse im Rahmen zivilrechtlicher Abwehr- und Haftungsan-
sprüche Rechnung tragen.

Auch die Warenverkehrsfreiheit steht zivilrechtlichen Abwehr- 
und Haftungsansprüchen zum Schutz der gentechnikfreien Pro-
duktion vor Einträgen von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und 
ihren Erzeugnissen nicht entgegen. Da eine gentechnikfreie 
Produktion weiterhin auch ohne NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
zulässig ist, sind die entsprechenden Wirtschaftsteilnehmer 
nach Erlass der NGT-Verordnung genauso schutzwürdig wie zu-
vor.

3. Vorsorge gegen wesentliche Beeinträchtigungen

Die Vorsorgepflicht gegen wesentliche Beeinträchtigungen durch 
Einträge von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in andere Erzeugnisse ist 
ebenfalls nicht durch die NGT-Verordnung oder sonstiges Unions-
recht abschließend harmonisiert [a)]. Die Vorsorgeregelungen des 
§ 16b GenTG entsprechen jedenfalls bezüglich der Maßnahmen zum 
Schutz der gentechnikfreien Produktion vor Einträgen von NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 und deren Erzeugnisse den unionsrechtli-
chen Anforderungen [b)].

a) Keine abschließende Regelung 

Weder die NGT-Verordnung noch sonstiges Unionsrecht ent-
halten eine abschließende Harmonisierung der Regelungen 
zum Schutz vor Einträgen von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
und ihrer Erzeugnisse in die gentechnikfreie Produktion. Das er-
gibt sich aus den Regelungen zur Koexistenz in Art. 26a der Frei-
setzungsrichtlinie 2001/18/EG [aa)]. Dem steht nicht entgegen, 
dass Art. 26a der Freisetzungsrichtlinie auf NGT-Pflanzen der 
Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse nicht anwendbar ist [bb)]. Der 
fehlende abschließende Charakter ergibt sich ferner aus den 
Regelungen der NGT-Verordnung zu Bioprodukten und den 
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fehlenden Regelungen zu sonstigen gentechnikfreien Produk-
ten [cc)].

aa) Koexistenz nach Art. 26a der Freisetzungsrichtlinie

Nach Art. 26a der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG kön-
nen die Mitgliedstaaten die geeigneten Maßnahmen tref-
fen, um das unbeabsichtigte Vorhandensein von GVO in 
anderen Produkten zu verhindern. Die Kommission ent-
wickelt hierzu Leitlinien (vgl. hierzu oben B.II.1.).

Weder die Freisetzungsrichtlinie noch sonstiges Unions-
recht enthält eigene Regelungen über Maßnahmen zur 
Verhinderung des unbeabsichtigten Vorhandenseins von 
GVO. Vielmehr überlässt die Freisetzungsrichtlinie die 
Regelung von Koexistenzfragen, also den Ausgleich wirt-
schaftlicher Interessen zwischen den Marktbeteiligten, 
ausschließlich den Mitgliedstaaten.

Die Regelung des Art. 26a der Freisetzungsrichtlinie 
2001/18/EG beinhaltet deshalb keine konstitutive Er-
mächtigung der Mitgliedstaaten, von entsprechenden 
unionsrechtlichen Regelungen abzuweichen. Sie stellt le-
diglich klar, dass die Mitgliedstaaten entsprechende Re-
gelungen treffen dürfen, weil das Unionsrecht hierzu 
keine Regelung enthält. Es handelt sich deshalb nicht um 
eine Rückübertragung von Zuständigkeiten an die Mit-
gliedstaaten, die zuvor durch eine abschließende unions-
rechtliche Regelung gesperrt gewesen wäre. Vielmehr 
hat die Regelung deklaratorischen Charakter. Sie stellt 
nur fest, was ohnehin auf Grund des Primärrechts gilt: 
Dass nämlich die Mitgliedstaaten im Bereich der geteilten 
Zuständigkeiten kraft eigener Kompetenz Regelungen 
treffen dürfen, solange und soweit die Union für diesen 
Bereich keine abschließende Regelung getroffen hat. 

Die Mitgliedstaaten bedürfen insoweit keiner Ermächti-
gung durch die Union, sondern können umgekehrt kraft 
eigener Kompetenz handeln, weil sie ihre Kompetenzen 
bisher nicht durch Billigung einer abschließenden Rege-
lung auf Unionsebene an die Union abgegeben haben 
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(vgl. zur Kompetenzverteilung zwischen Union und Mit-
gliedstaaten oben C.I.1.).

Die abschließende Regelung der Freisetzungsrichtlinie 
beschränkt sich insoweit auf die abschließende Prüfung 
von Risiken für Mensch und Umwelt. 

Das zeigt sich auch an der Regelung zu nationalen Anbau-
verboten in Art. 26b Abs. 3 der Freisetzungsrichtlinie. 
Dort wird klargestellt, dass die Mitgliedstaaten nationale 
Anbauverbote unter anderem auf umweltpolitische Ziele 
oder die Verhinderung des Vorhandenseins von GVO in 
anderen Erzeugnissen stützen können, dass diese Gründe 
jedoch auf keinen Fall im Widerspruch zu der ausschließ-
lich nach Unionsrecht durchzuführenden Umweltverträg-
lichkeitsprüfung stehen darf (Art. 26b Abs. 3 Satz 1 
Buchst. a bis g sowie Satz 2 letzter Halbsatz der Freiset-
zungsrichtlinie 2001/18/EG). Damit wird der Umfang der 
abschließenden Regelung der Freisetzungsrichtlinie und 
der Verordnung 1829/2003 über genetisch veränderte Le-
bens- und Futtermittel klar von den bei den Mitgliedstaa-
ten verbleibenden Kompetenzen abgegrenzt.

Die NGT-Verordnung trifft im Hinblick auf die Verhinde-
rung des Vorhandenseins von NGT-Pflanzen der Katego-
rie 1 oder deren Erzeugnisse in anderen Erzeugnissen 
ebenfalls keine unionsrechtliche Regelung. Die NGT-Ver-
ordnung ersetzt die Risikoprüfung für NGT-Pflanzen der 
Kategorie 1 durch eine Statusprüfung, sie enthält aber 
keine Regelung zum Ausgleich wirtschaftlicher Interes-
sen verschiedener Marktteilnehmer.

bb) Nichtgeltung des Art. 26a der Freisetzungsrichtlinie

Nach Art. 5 Abs. 1 NGT-Verordnung gelten die EU-
Rechtsvorschriften für GVO nicht für NGT-Pflanzen der 
Kategorie 1 und deren Erzeugnisse. 

Damit gilt auch Art. 26a der Freisetzungsrichtlinie 
2001/18/EG nicht für NGT-Pflanzen der Kategorie 1.
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Das ändert jedoch nichts daran, dass das Unionsrecht 
keine abschließende Regelung zum Ausgleich wirtschaft-
licher Interessen der Marktbeteiligten bei einem unbeab-
sichtigten Vorhandensein von GVO enthält. Wie darge-
legt enthält Art. 26a der Freisetzungsrichtlinie 
2001/18/EG keine konstitutive Ermächtigung der Mit-
gliedstaaten zum Erlass von Koexistenzregelungen, son-
dern lediglich eine deklaratorische Feststellung, die sich 
bereits aus den Kompetenznormen der EU-Verträge und 
dem Fehlen einer abschließenden unionsrechtlichen Re-
gelung dieser Frage ergibt.

Damit kann die Nichtgeltung des Art. 26a der Freiset-
zungsrichtlinie 2001/18/EG die Kompetenz der Mitglieds-
taaten zur Regelung wirtschaftlicher Fragen der Koexis-
tenz zwischen NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und anderer 
Erzeugnisse nicht ausschließen. Aus der Nichtgeltung des 
Art. 26a der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG für NGT-
Produkte der Kategorie 1 folgt lediglich, dass die Mit-
gliedstaaten nicht verpflichtet sind, Maßnahmen zur Ver-
meidung grenzüberschreitender Verunreinigungen in be-
nachbarten Mitgliedstaaten zu treffen, in denen der An-
bau dieser GVO untersagt ist (Art. 26a Abs. 1a der Freiset-
zungsrichtlinie 2001/18/EG) sowie dass die Kommission 
nicht verpflichtet ist, in Bezug auf den Anbau von NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 Informationen zur Koexistenz zu 
sammeln und zu koordinieren und Koexistenz-Leitlinien 
zu entwickeln (Art. 26a Abs. 2 der Freisetzungsrichtlinie 
2001/18/EG).

Nach Erwägungsgrund 35 Satz 2 der NGT-Verordnung 
gelten die Möglichkeiten der Mitgliedstaaten zur Be-
schränkung des Anbaus und zur Ergreifung von Maßnah-
men zur Vermeidung des unbeabsichtigten Vorhanden-
seins von Erzeugnissen für NGT-Pflanzen der Kategorie 2 
auch weiterhin. Zu entsprechenden Möglichkeiten der 
Mitgliedstaaten bezüglich NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
enthalten indes weder die Regelungen noch die Erwä-
gungsgründe der NGT-Verordnung eine vergleichbare 
Aussage.
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Hieraus ließe sich der Schluss ziehen, der Unionsgesetz-
geber habe mitgliedstaatliche Koexistenzmaßnahmen 
lediglich für NGT-Pflanzen der Kategorie 2, nicht aber für 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 zulassen wollen.

Allerdings gilt auch hier, dass Erwägungsgründe zwar zur 
Auslegung der getroffenen Regelungen heranzuziehen 
sind, dass sich aus ihnen aber keine weitergehenden Re-
gelungen ableiten lassen als diejenigen, die im Rege-
lungsteil eines Rechtsaktes getroffen wurden, auch wenn 
diese weitergehenden Regelungen denselben Zweck ver-
folgen wie die in dem Rechtsakt getroffenen Regelungen 
[dazu ausführlich oben C.II.2.b)aa)].

Allein aus den Erwägungsgründen kann daher keine Re-
gelung abgeleitet werden, die in der NGT-Verordnung 
selbst nicht getroffen wird. Es widerspräche vielmehr der 
Kompetenzordnung der EU-Verträge, wenn die Kompe-
tenz der Mitgliedstaaten zur Regelung eines auf Unions-
ebene gar nicht geregelten Bereichs allein durch ein voll-
ständiges Schweigen der NGT-Verordnung zu dieser 
Frage ausgeschlossen werden könnte.

Dem Erwägungsgrund 35 der NGT-Verordnung lässt sich 
damit nur entnehmen, dass sich die Fortgeltung der Re-
gelungen der Freisetzungsrichtlinie für NGT-Pflanzen der 
Kategorie 2 explizit auch auf die Koexistenzregelungen 
des Art. 26a und Art. 26b der Freisetzungsrichtlinie er-
strecken soll.

Dagegen muss das Fehlen sowohl einer Regelung als auch 
eines vergleichbaren Erwägungsgrundes zur Koexistenz 
bezüglich NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und deren Er-
zeugnisse schlicht so verstanden werden, dass der Uni-
onsgesetzgeber hierzu keine Regelung getroffen hat.

Aus der Kompetenzordnung der Union folgt, dass es dann 
bei der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten verbleibt, ent-
sprechende Regelungen zu treffen.
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cc) Regelung für Bioprodukte

Nach Art. 5 Abs. 2 Satz 2 NGT-Verordnung stellt das zu-
fällige oder technisch nicht zu vermeidende Vorhanden-
sein von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und deren Erzeug-
nisse in Bioprodukten keine Verletzung der EU-Öko-Ba-
sisverordnung 2018/848 dar. In Erwägungsgrund 33 der 
NGT-Verordnung heißt es dazu, dass das zufällige Vor-
handensein von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und deren 
Erzeugnisse in Bioprodukten bei Anwendung der gleichen 
Vorsorgemaßnahmen, die bereits für herkömmliche in 
der biologischen Produktion nicht zugelassene Erzeug-
nisse angewandt werden, keinen Verstoß gegen die EU-
Öko-Basisverordnung 2018/848 darstellen sollte. Darüber 
hinaus könne es unter bestimmten Umständen für Mit-
gliedstaaten nötig sein, gemäß Art. 29 Abs. 7 EU-Öko-
Basisverordnung 2018/848 angemessene Maßnahmen zu 
ergreifen, um das unbeabsichtigte Vorhandensein von 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in der ökologischen Land-
wirtschaft zu vermeiden, insbesondere in Gebieten mit 
besonderen geographischen Gegebenheiten, etwa be-
stimmten Inselmitgliedstaaten im Mittelmeerraum und 
Inselgebieten.

Die EU-Öko-Basisverordnung enthält auf der einen Seite 
Anforderungen an Vorsorgemaßnahmen zur Vermei-
dung des Vorhandenseins nicht zugelassener Erzeugnisse 
in Bioprodukten, die der für Bioprodukte Verantwortliche 
zu treffen hat (Art. 28 f. EU-Öko-Basisverordnung 
2018/848). Auf der anderen Seite bestimmt der in Erwä-
gungsgrund 33 der NGT-Verordnung in Bezug genom-
mene Art. 29 Abs. 7 EU-Öko-Basisverordnung 2018/848, 
dass die Mitgliedstaaten angemessene Maßnahmen er-
greifen können, um das unbeabsichtigte Vorhandensein 
in der ökologischen Landwirtschaft von nicht für die Ver-
wendung in der ökologischen Produktion gemäß Art. 9 
Abs. 3 UAbs. 1 zugelassenen Erzeugnissen und Stoffen zu 
vermeiden. 
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Nach Art. 9 Abs. 3 UAbs. 1 EU-Öko-Basisverordnung 
2018/848 dürfen in der ökologischen Produktion für die in 
Art. 24 und 25 sowie in Anhang 2 genannten Zwecke und 
Verwendungen nur gemäß diesen Bestimmungen zuge-
lassen Erzeugnisse und Stoffe verwendet werden. Art. 24 
und 25 EU Öko Basisverordnung regeln die in der ökolo-
gischen Produktion zugelassenen Stoffe und Erzeug-
nisse, beispielsweise Futtermittel oder Lebensmittelzuta-
ten aus der nicht ökologischen Produktion, Pflanzenschutz-
, Dünge- und Reinigungsmittel. Für all diese Stoffe gilt 
das GVO-Verwendungsverbot in Art. 11 Abs. 1 EU-Öko-
Basisverordnung 2018/848.

In Erwägungsgrund 72 der EU-Öko-Basisverordnung 
2018/848 heißt es, dass zusätzlich zu den Verpflichtungen 
in Bezug auf Maßnahmen, die die Unternehmer, die öko-
logische Erzeugnisse produzieren, und die zuständigen 
Behörden oder Kontrollstellen zu ergreifen haben, um 
eine Kontamination von ökologischen Erzeugnissen 
durch Erzeugnisse oder Stoffe, die nicht für die Verwen-
dung in der ökologischen Produktion zugelassen wurden, 
zu vermeiden, die Mitgliedstaaten auch die Möglichkeit 
haben sollten, in ihrem Hoheitsgebiet andere angemes-
sene Maßnahmen zu ergreifen, um das unbeabsichtigte 
Vorhandensein nicht zugelassener Erzeugnisse und 
Stoffe in der ökologischen Landwirtschaft zu vermeiden.

Damit enthält Art. 29 Abs. 7 EU-Öko-Basisverordnung 
2018/848 im Kern die gleiche Regelung wie Art. 26a 
Abs. 1 der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG. Er be-
stimmt, dass Mitgliedstaaten Koexistenzmaßnahmen zur 
Vermeidung des unbeabsichtigten Vorhandenseins von 
unzulässigen Stoffen in der ökologischen Produktion er-
lassen können.

Erwägungsgrund 33 der NGT-Verordnung bestätigt, dass 
diese Regelung auch für Koexistenzmaßnahmen zum 
Schutz der ökologischen Produktion vor NGT-Pflanzen 
der Kategorie 1 und deren Erzeugnisse gilt.
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Auch nach der ausdrücklichen Auffassung der Kommis-
sion soll durch diese Regelungen das Nebeneinanderbe-
stehen (so die deutsche Fassung; in der englischen Fas-
sung: the coexistence) von ökologischen/biologischen, 
herkömmlichen und NGT-Produktionsketten im Einklang 
mit dem Kommissionsvorschlag erleichtert werden.82 

Nationale Koexistenzmaßnahmen zum Schutz der biolo-
gischen Produktion sind nicht auf den Schutz von Gebie-
ten mit besonderen geographischen Gegebenheiten wie 
Inselgebiete beschränkt. Art. 29 Abs. 7 EU-Öko-Basisver-
ordnung enthält insoweit keine Einschränkung. Bei den in 
Erwägungsgrund 33 der NGT-Verordnung genannten 
handelt es sich danach nur um Beispiele. Der Sache nach 
ist das gleiche Spektrum von Maßnahmen zulässig wie 
nach Maßgabe des Artikels 26a Abs. 1 der Freisetzungs-
richtlinie 2001/18/EG in Verbindung mit den hierzu erlas-
senen Koexistenz-Leitlinien der Kommission.

In den Koexistenz-Leitlinien der Kommission wird ausdrü-
cklich Bezug darauf genommen, dass die Erzeuger be-
stimmter landwirtschaftlicher (beispielsweise ökologisch 
angebauter) Erzeugnisse nicht nur dann Einkommensein-
bußen zu befürchten haben, wenn sie ihre Produkte mit 
einem Hinweis auf GVO kennzeichnen müssen, sondern 
auch dann, wenn sie diese nicht mehr als nicht GVO-hal-
tige Erzeugnisse vermarkten können. Ferner kann es auf-
grund der örtlichen Zwänge und Gegebenheiten sehr 
schwierig und teuer sein, diese besonderen Trennungsan-
forderungen in bestimmten geographischen Gebieten 
wirkungsvoll zu erfüllen. Es muss daher anerkannt wer-
den, dass die Mitgliedstaaten einen ausreichend großen 
Gestaltungsspielraum brauchen, um ihren besonderen 
regionalen und lokalen Bedürfnissen beim Anbau von 
GVO Rechnung zu tragen, damit das Vorhandensein von 
GVO in ökologischen und sonstigen Kulturen möglichst 
gering ausfällt, wenn ausreichende Reinheitsgrade nicht 

___________________________________________________________________________

82 So die Mitteilung der Kommission vom 23.04.2026 betreffend den Standpunkt des Rates zur NGT-Verord-
nung, KOM (2026) 151 final, S. 2.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52026PC0151
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52026PC0151
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anders erreicht werden können (Nr. 1.1 Abs. 4 bis 6 
Koexistenz-Leitlinien).

Diese Feststellung gilt für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
und ihre Erzeugnisse weiterhin. Sie ist allgemeingültig 
und unabhängig davon, dass Art. 26a der Freisetzungs-
richtlinie und die Koexistenz-Leitlinien für NGT-Pflanzen 
der Kategorie 1 nicht mehr gelten. Sie gilt deshalb in glei-
cher Weise für Koexistenzmaßnahmen nach Art. 29 
Abs. 7 EU-Öko-Basisverordnung 2018/848.

Dass Bioproduzenten nicht allein für die Einhaltung der 
Anforderungen an Bioprodukte verantwortlich sind, son-
dern auch von ihren Nachbarn Rücksicht auf ihre Produk-
tionsweise verlangen können, ist im Übrigen auch durch 
die Rechtsprechung zum Zivilrecht anerkannt. Danach 
hängt die Frage, ob die Benutzung eines Grundstücks we-
sentlich oder nur unwesentlich beeinträchtigt ist, allein 
davon ab, in welchem Ausmaß die Benutzung nach der 
tatsächlichen Zweckbestimmung des Grundstücks ge-
stört wird. Es kommt insoweit nicht darauf an, ob der bio-
logische Landbau im Unterschied zur konventionellen 
Landwirtschaft besonders störanfällig ist. Eigentümer 
dürfen ihre Grundstücke grundsätzlich nach eigenem Be-
lieben nutzen und brauchen sich nicht auf eine Art des An-
baus zu beschränken, die den störenden Einwirkungen 
standgehalten hätte.83

Diese für Bioprodukte geltenden Regelungen gelten in 
gleicher Weise für andere GVO-freie Produktionsweisen, 
insbesondere für die Herstellung von Lebensmitteln ohne 
Gentechnik.

Daher kann erst recht nicht von einer abschließenden Re-
gelung des Unionsrechts ausgegangen werden, weil es 
dafür gar keine unionsrechtlichen Regelungen gibt.

___________________________________________________________________________

83 Vgl. zum nachbarrechtlichen Ausgleichsanspruch bei Pestizid-Abschwemmungen BGH, Urteil vom 
02.03.1984, Az. V ZR 54/83, BGHZ 90, 255; zum Schadensersatzanspruch bei Pestizid-Abdrift OLG Rostock, 
Urteil vom 20.07.2006, 7 U 117/04, NJW 2006, 3650.



Dokumentnummer: 1361563  54  |  81

dd) EuGH-Urteil zur klassischen Mutagenese 

Das Fehlen einer abschließenden unionsrechtlichen Re-
gelung wird auch durch die Rechtsprechung des EuGH zur 
klassischen Mutagenese bestätigt (s.o., C.I.1.). 

Wenn der geregelte Ausschluss der klassischen Mutage-
nese vom Anwendungsbereich der Freisetzungsrichtlinie 
nicht mit Vorgaben einhergehe, welcher rechtlichen Re-
gelung diese GVO unterworfen werden dürfen, es also an 
einer Regelung auf Unionsebene dafür fehlt, können die 
Mitgliedstaaten nach dieser Entscheidung des EuGH für 
diese GVO eine rechtliche Regelung unter Beachtung des 
Unionsrechts und insbesondere der Warenverkehrsfrei-
heit erlassen.84

Das gilt entsprechend für Koexistenzmaßnahmen zum 
Schutz vor einem unbeabsichtigten Vorhandensein von 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihren Erzeugnissen in 
anderen Produkten. Wenn die in der NGT-Verordnung 
geregelte Nicht-Geltung der Freisetzungsrichtlinie hin-
sichtlich der darin enthaltenen Koexistenzregelungen 
nicht mit Vorgaben einhergeht, welcher rechtlichen Re-
gelung NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeug-
nisse zur Wahrung der Koexistenz unterworfen werden 
dürfen, es also an einer Regelung auf Unionsebene dafür 
fehlt, können die Mitgliedstaaten dafür eine rechtliche 
Regelung unter Beachtung des Unionsrechts und insbe-
sondere der Warenverkehrsfreiheit erlassen.

ee) Fazit

Im Ergebnis trifft die NGT-Verordnung damit auch in Be-
zug auf die Anforderungen an die Vorsorge gegen we-
sentliche wirtschaftliche Beeinträchtigungen durch Ein-
träge von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in andere Er-
zeugnisse keine abschließende unionsrechtliche Rege-
lung.

___________________________________________________________________________

84 Vgl. dazu: EuGH, Urt. v. 25.07.2018 – Rs. C-528/16, ECLI:EU:C:2018:583, Rn. 79 bis 81.
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Sie enthält weder eigene Koexistenzregelungen noch ver-
bietet sie den Mitgliedstaaten den Erlass von Koexistenz-
regelungen für NGT-Pflanzen der Kategorie 1.

Zwar sind die Koexistenzvorschriften des Art. 26a der 
Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG für NGT-Pflanzen der 
Kategorie 1 nicht mehr anwendbar. Die Mitgliedstaaten 
dürfen jedoch jedenfalls zum Schutz der ökologischen 
Produktion Koexistenzmaßnahmen zum Schutz vor Ein-
trägen von dafür nicht zugelassenen Produkten treffen. 
Hierauf verweist Erwägungsgrund 33 der NGT-Verord-
nung explizit. Der in diesem Erwägungsgrund genannte 
Schutz besonderer geografischer Gebiete ist nur ein Bei-
spiel, der andere Koexistenzmaßnahmen nicht aus-
schließt. Deshalb können die Mitgliedstaaten zum Schutz 
der ökologischen Produktion dieselben Vorsorgemaß-
nahmen verlangen wie zum Schutz vor sonstigen GVO 
nach Art. 26a der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG.

Diese für Bioprodukte geltenden Regelungen gelten in 
gleicher Weise für andere GVO-freie Produktionsweisen, 
insbesondere für die Herstellung von Lebensmitteln ohne 
Gentechnik.

Damit fehlt es an einer abschließenden unionsrechtlichen 
Regelung der Anforderungen an die Vorsorge gegen we-
sentliche Beeinträchtigungen durch NGT-Pflanzen der 
Kategorie 1.

b) Sonstiger Anwendungsvorrang

Zur Frage, ob und inwieweit einzelnen nationalen Vorsorgean-
forderungen gegen unbeabsichtigtes Vorhandensein von NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 oder ihrer Erzeugnisse der Anwen-
dungsvorrang der NGT-Verordnung entgegengehalten werden 
kann, gilt auch hier, dass die NGT-Verordnung keine Regelung 
enthält, nach der NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in jeglicher Hin-
sicht gleich behandelt werden müssten wie herkömmliche 
Pflanzen [dazu oben C.II.2.b)bb)]. 
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Vielmehr dürfen die Mitgliedstaaten Vorsorgeanforderungen 
zur Vermeidung von Einträgen von NGT-Pflanzen der Katego-
rie 1 in andere Produkte auch dann festlegen, wenn es solche 
Vorsorgeanforderungen zur Vermeidung von Einträgen her-
kömmlicher Pflanzen nicht gibt.

Zum Schutz der ökologischen und der sonstigen gentechnik-
freien Produktion sind insoweit grundsätzlich die gleichen Vor-
sorgeanforderungen gerechtfertigt wie gegen sonstige GVO. 
Das folgt daraus, dass sich die wirtschaftlichen Folgen von Ein-
trägen von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und sonstigen GVO 
für die ökologische und die sonstige gentechnikfreie Produktion 
nicht unterscheiden. Da im Kern auch nach Erlass der NGT-Ver-
ordnung die gleichen Interessenkonflikte bestehen wie zuvor, 
sollte es den Mitgliedstaaten auch erlaubt sein, im Kern die glei-
chen Vorsorgeanforderungen zu erlassen [dazu bereits oben 
C.II.3.a)cc)].

Im Hinblick auf die konventionelle Produktion könnten sich na-
tionale Vorsorgeanforderungen allerdings als mit Unionsrecht 
unvereinbar herausstellen. Dies deshalb, weil Einträge von 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in herkömmliche Erzeugnisse 
nicht mehr zu einer Kennzeichnungspflicht dieser Erzeugnisse 
bezüglich GVO oder NGT 1 führen können. Es kann also keine 
wesentliche Beeinträchtigung durch Begründung der Kenn-
zeichnungspflicht mehr entstehen (vgl. § 36a Abs. 1 Nr. 2 
GenTG). Damit könnten Vorsorgeanforderungen zum Schutz 
der konventionellen Produktion vor Einträgen von NGT-Pflan-
zen der Kategorie 1 unzulässig sein, da sie zur Vermeidung einer 
wesentlichen Beeinträchtigung infolge einer Pflichtkennzeich-
nung nicht mehr erforderlich sind (vgl. § 16a Abs. 1 Satz 1 
GenTG).

Vor diesem Hintergrund haben beispielsweise die Pflicht zur 
Mitteilung eines geplanten Anbaus von NGT-Pflanzen der Kate-
gorie 1 gegenüber Nachbarn (§ 3 Abs. 1 GenTPflEV) sowie Ab-
standsregelungen zum Schutz der ökologischen und der sonsti-
gen gentechnikfreien Produktion (vgl. den 300 m-Abstand für 
gv-Mais gegenüber ökologischem Mais in Nr. 2 Abs. 2 der An-
lage zur GenTPflEV) auch nach Erlass der NGT-Verordnung die 
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gleiche Berechtigung wie zuvor. Damit können sie in gleicher 
Weise wie bisher auch die damit verbundene Einschränkung der 
Wirksamkeit der NGT-Verordnung bzw. der Warenverkehrsfrei-
heit für GVO bzw. NGT-Pflanzen der Kategorie 1 rechtfertigen.

Dagegen könnte eine solche Mitteilungspflicht und eine Ab-
standsregelung beim Anbau von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
zum Schutz der konventionellen Produktion (vgl. den 150 m-
Abstand für gv-Mais gegenüber konventionellem, nicht gene-
tisch verändertem Mais in Nr. 2 Abs. 1 der Anlage zur GenT-
PflEV) nach Erlass der NGT-Verordnung mit Unionsrecht unver-
einbar sein. Sie könnte als qualifizierte Behinderung der prakti-
schen Wirksamkeit der NGT-Verordnung entgegenstehen [vgl. 
dazu oben C.I.2.a)]. Ferner könnte sie als nicht erforderliche 
und damit unverhältnismäßige Schutzmaßnahme mit der Wa-
renverkehrsfreiheit unvereinbar sein [dazu oben C.I.2.b)].

Allerdings gilt auch hier, dass sich eine wesentliche Beeinträch-
tigung nicht nur auf Grund von GVO-spezifischen Kennzeich-
nungspflichten ergeben kann, sondern auch auf Grund der An-
forderungen der Novel-Food-Verordnung. Diese kann, wie dar-
gestellt, schon bei Zweifeln daran, ob eine NGT-Pflanze der Ka-
tegorie 1 oder deren Erzeugnis ein neuartiges Lebensmittel im 
Sinne der EU-Novel-Food-Verordnung 2015/2283 ist, zu erheb-
lichen Mehraufwänden und damit zu einer wesentlichen Beein-
trächtigung bei der Vermarktung eines Erzeugnisses führen 
(vgl. dazu oben C.II.2.c)].

Damit können Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor Einträgen 
von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 oder ihre Erzeugnisse auch 
durch die Anforderungen der EU-Novel-Food-Verordnung 
2015/2283 gerechtfertigt sein.

Ob und inwieweit eine nationale koexistenzbezogene Vorsor-
geanforderung zum Schutz der konventionellen Produktion für 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 auf Grund des Anwendungsvor-
rangs des Unionsrechts unanwendbar ist, ist deshalb jeweils im 
Einzelfall unter Berücksichtigung der Anforderungen der EU-
Novel-Food-Verordnung 2015/2283 zu prüfen.
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c) Fazit

Im Ergebnis enthält die NGT-Verordnung auch im Hinblick auf 
Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor dem unbeabsichtigten 
Vorhandensein von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in anderen 
Erzeugnissen keine abschließende Regelung. Zwar regelt die 
NGT-Verordnung die Unanwendbarkeit der Koexistenzregelun-
gen der Freisetzungsrichtlinie für NGT-Pflanzen der Katego-
rie 1. Sie trifft aber weder eine eigene unionsrechtliche Koexis-
tenzregelung noch verbietet sie es den Mitgliedstaaten, solche 
Regelungen zu treffen.

Im Hinblick auf die ökologische Produktion regelt die NGT-Ver-
ordnung explizit die Fortgeltung des GVO-Verwendungsver-
bots auch im Hinblick auf NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und de-
ren Erzeugnisse. Für den Schutz der ökologischen und sonsti-
gen gentechnikfreien Produktion besteht deshalb nach Erlass 
der NGT-Verordnung das gleiche Schutzbedürfnis wie zuvor. 
Nationale Vorsorgeanforderungen sind deshalb im gleichen 
Umfang gerechtfertigt wie gegen Einträge sonstiger GVO.

Im Hinblick auf den Schutz der konventionellen Produktion kön-
nen sich nationale Vorsorgeanforderungen dagegen möglicher-
weise als mit Unionsrecht unvereinbar erweisen. Denn insoweit 
führt die NGT-Verordnung dazu, dass Einträge von NGT-Pflan-
zen der Kategorie 1 nicht mehr zu einer Kennzeichnungspflicht 
und damit nicht mehr zu einer wesentlichen Beeinträchtigung 
im Sinne des GenTG führen.

Eine wesentliche Beeinträchtigung kann sich jedoch auch dann 
ergeben, wenn Einträge von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in 
Lebensmittel Anforderungen der Novel-Food-Verordnung un-
terliegen. Ob und inwieweit eine nationale Koexistenzregelung 
zum Schutz der konventionellen Produktion gegen Unionsrecht 
verstößt und deshalb unanwendbar ist, muss deshalb im Einzel-
fall geprüft werden.

4. Standortregister

Bezüglich des Standortregisters stellt sich die Frage, ob die beste-
hende nationale Verpflichtung zur Mitteilung von Anbauflächen von 
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GVO an das Standortregister zum Zwecke der Veröffentlichung [dazu 
oben B.II.3.] auch für einen Anbau von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
fortgilt oder auf Grund des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts 
nicht mehr anwendbar ist. Auch hier kommt es darauf an, ob eine ab-
schließende unionsrechtliche Regelung vorliegt [a)] oder ob der An-
wendungsvorrang des Unionsrechts bestimmten Einzelregelungen 
entgegensteht [b)].

a) Keine abschließende Regelung

In Bezug auf das Standortregister ist die Rechtslage vergleich-
bar mit derjenigen für Koexistenzanforderungen nach Art. 26a 
der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG [dazu oben C.II.3.a)aa) 
und bb)]:

Auf der einen Seite ist klar, dass die Mitgliedstaaten nicht mehr 
verpflichtet sind, ein Standortregister auch für den Anbau von 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 einzurichten (vgl. Art. 31 Abs. 3 
der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG). Das folgt aus der Unan-
wendbarkeit der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG auf NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 (Art. 5 Abs. 1 NGT-Verordnung). 

Auf der anderen Seite trifft die NGT-Verordnung keine Rege-
lung dazu, ob und inwieweit die Mitgliedstaaten nach nationa-
lem Recht die Mitteilung von Anbaustandorten von NGT-Pflan-
zen der Kategorie 1 zur Veröffentlichung in einem Standortre-
gister verlangen dürfen. Insbesondere verbietet die NGT-Ver-
ordnung den Mitgliedstaaten ein solches Vorgehen nicht.

Ein Verbot kann auch nicht darin gesehen werden, dass die 
NGT-Verordnung die Einrichtung einer Datenbank über Status-
erklärungen für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 vorsieht (Art. 9 
und Erwägungsgrund 34 NGT-Verordnung). Diese Datenbank 
ersetzt für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 das für sonstige GVO 
vorgesehene Register über genetische Veränderungen85 bzw. 
das Gemeinschaftsregister genetisch veränderter Lebens- und 
Futtermittel.86 Die Datenbank dient damit der grundlegenden 

___________________________________________________________________________

85 Art. 31 Abs. 2 der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG in Verbindung mit der Entscheidung 2004/204/EG über das 
Register für die Erfassung von Informationen über genetische Veränderungen bei GVO.

86 Art. 28 der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 über genetisch veränderte Lebens- und  Futtermittel.
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Information, für welche NGT-Pflanzen der Kategorie 1 Status-
erklärungen vorliegen und welche Eigenschaften diese haben 
(vgl. Art. 9 Abs. 1 NGT-Verordnung). Sie trifft aber keine Aus-
sage zu Anbaustandorten. Sie eignet sich deshalb nicht dafür, 
Einträge von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 zu vermeiden, in-
dem ein hinreichender Abstand zu Anbaustandorten eingehal-
ten werden kann.

Danach kann weder die NGT-Verordnung noch die (für NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 ohnehin nicht mehr anwendbare) Frei-
setzungsrichtlinie als abschließende unionsrechtliche Regelung 
über die Zulässigkeit der Einrichtung von Standortregistern für 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 angesehen werden.

b) Kein sonstiger Anwendungsvorrang 

Auch ein sonstiger Anwendungsvorrang der NGT-Verordnung 
oder sonstiger Unionsvorschriften, der eine Verpflichtung zur 
Mitteilung von Anbaustandorten von NGT-Pflanzen der Kate-
gorie 1 zur Veröffentlichung in einem Standortregister aus-
schließen würde, ist nicht ersichtlich.

Die Regelungen und Ziele der NGT-Verordnung stehen der Ein-
richtung eines solchen NGT 1-Anbaustandortregisters nicht 
entgegen. Wie dargelegt erkennt die NGT-Verordnung das In-
teresse der ökologischen Produktion an der Vermeidung von 
Einträgen von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihrer Erzeug-
nisse in Bioprodukte explizit an (Art. 5 Abs. 2 Satz 1 NGT-Ver-
ordnung). Einen Verstoß gegen die EU-Öko-Basis-Verordnung 
stellen solche Einträge nur dann nicht dar, wenn sie zufällig oder 
technisch nicht zu vermeiden sind (Art. 5 Abs. 2 Satz 1 NGT-
Verordnung). Auch die Zulässigkeit einer sonstigen gentechnik-
freien Produktion, die auch NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und 
deren Erzeugnisse ausschließt, wird durch die NGT-Verordnung 
nicht in Frage gestellt.

Die NGT-Verordnung enthält auch keine Regelungen, durch die 
sichergestellt wird, dass diejenigen, die NGT-Pflanzen der Ka-
tegorie 1 anbauen, Einträge in die ökologische Produktion voll-
ständig vermeiden müssten. Sie geht umgekehrt davon aus, 
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dass die Bioproduzenten für die Vermeidung von Einträgen je-
denfalls mitverantwortlich sind (vgl. Erwägungsgrund 33 Satz 2 
NGT-Verordnung in Verbindung mit Art. 28 EU-Öko-BasisV 
2018/848). Erste und zentrale Voraussetzung für solche eigene 
Vorsorgemaßnahmen durch Bioproduzenten ist allerdings, 
dass sie überhaupt die Möglichkeit haben, von einem Anbau 
von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 zu erfahren.

Da das Unionsrecht hierzu keine Regelungen trifft, verbleibt die 
Kompetenz zur Regelung von Informationspflichten bei den 
Mitgliedstaaten. Insoweit haben die Mitgliedstaaten einen wei-
ten Gestaltungsspielraum, wie sie diese Informationspflicht 
ausgestalten. Sie können regeln, dass derjenige, der NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 anbaut, von sich aus seine Nachbarn 
informieren muss (so § 3 GenTPflEV), oder sie können regeln, 
dass ein Bioproduzent oder ein sonstiger gentechnikfrei wirt-
schaftender Landwirt bei seinen Nachbarn nachfragen muss, ob 
sie NGT-Pflanzen der Kategorie 1 anbauen. Auch dann besteht 
Anlass, zumindest eine Auskunftspflicht des Anbaues von NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 auf Nachfrage zu regeln. 

Entsprechendes gilt für den Schutz der sonstigen gentechnik-
freien Produktion, insbesondere den Schutz der Hersteller von 
Lebensmitteln ohne Gentechnik.

Im Rahmen ihres Gestaltungsspielraums können die Mitglieds-
taaten auch entscheiden, ob und inwieweit sie solche individu-
ellen Informationspflichten durch generelle Mitteilungspflich-
ten gegenüber einem öffentlichen Standortregister ergänzen 
oder ersetzen.

Das Bundesverfassungsgericht hat die Verfassungskonformität 
der geltenden Regelungen über das Standortregister im Hin-
blick auf die Rechtfertigung von Eingriffen in das Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestimmung explizit bestätigt.87

___________________________________________________________________________

87 BVerfG, Urt. v. 24.11.2010, Az. 1 BvF 2/05, BVerfGE 128, 1, 41 ff., Rn. 152 ff., zur Verfassungsmäßigkeit des 
GenTG.
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Vor diesem Hintergrund liegt es nahe, dass auch eine etwaige 
Beeinträchtigung der Warenverkehrsfreiheit durch ein Standor-
tregister für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 gerechtfertigt ist.

Da somit ein nationales Standortregister für den Anbau von 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 zulässig ist, spricht auch nichts 
dagegen, dieses Standortregister wie bisher weiter in das 
Standortregister für GVO zu integrieren, also die Regelungen 
des Standortregisters für GVO auch für NGT-Pflanzen der Kate-
gorie 1 anzuwenden.

Genauso wie bei den Vorsorgepflichten ist die ökologische und 
die sonstige gentechnikfreie Produktion vor Einträgen von 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 genauso schutzwürdig wie vor 
Einträgen sonstiger GVO [vgl. dazu oben C.II.3.a)cc)].

Eine Differenzierung zwischen Schutzmaßnahmen zu Gunsten 
der ökologischen und der sonstigen gentechnikfreien Produk-
tion einerseits und der konventionellen Produktion andererseits 
ist bei den Regelungen für den allgemein zugänglichen Teil des 
Standortregisters nicht erforderlich. Denn auch wenn die Ein-
richtung eines Standortregisters primär dem Schutz der ökolo-
gischen oder sonstigen gentechnikfreien Produktion und ggf. 
der Einhaltung der Anforderungen der EU-Novel-Food-Verord-
nung 2015/2283 dient, fällt es in den Gestaltungsspielraum des 
Gesetzgebers, ob und inwieweit er einen öffentlichen Zugang 
zum Standortregister gewährt. Insoweit gilt für ein Standortre-
gister für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 nichts anderes als für 
ein Standortregister für GVO; auch dessen allgemein zugängli-
cher Teil ist nicht nur für potenziell betroffene Nachbarn, son-
dern öffentlich zugänglich. 

Im Übrigen treffen die Regelungen zum Standortregister für 
GVO ausreichende Regelungen zum Schutz der informationel-
len Selbstbestimmung, indem zwischen einem allgemein zu-
gänglichen Teil des Registers und einem Teil unterschieden 
wird, der nur bei Glaubhaftmachung eines berechtigten Interes-
ses zugänglich ist (§ 16a Abs. 4 und 5 GenTG). 

Insofern könnte der Anwendungsvorrang des Unionsrechts im 
Hinblick auf die beabsichtigte Gleichstellung von NGT-Pflanzen 
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der Kategorie 1 und herkömmlichen Pflanzen dazu führen, dass 
künftig das Interesse eines konventionell wirtschaftenden 
Landwirts nur noch als berechtigtes Interesse für den Zugang 
zum nicht allgemein zugänglichen Teil des Standortregisters 
anerkannt wird, soweit er mit wesentlichen Beeinträchtigungen 
auf Grund der Anforderungen der EU-Novel-Food-Verordnung 
2015/2283 rechnen muss [vgl. § 36a Abs. 1 GenTG und oben 
C.II.2.c)].

c) Fazit

Im Ergebnis steht die NGT-Verordnung der Fortgeltung der Mit-
teilungs- und Veröffentlichungspflichten für das Standortregis-
ter für GVO auch für den Anbau von NGT-Pflanzen der Katego-
rie 1 nicht entgegen.

Auch insoweit trifft die NGT-Verordnung keine abschließende 
Regelung. Zwar sind die Regelungen der Freisetzungsrichtlinie 
2001/18/EG über die verpflichtende Einführung eines Standor-
tregisters für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 nicht mehr an-
wendbar. Die NGT-Verordnung verbietet den Mitgliedstaaten 
aber nicht, ein Standortregister für den Anbau von NGT-Pflan-
zen der Kategorie 1 kraft eigener Regelungskompetenz einzu-
richten oder fortgelten zu lassen.

Einem solchen Anbauregister für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
steht das Unionsrecht auch sonst nicht entgegen. Die sachliche 
Rechtfertigung für ein solches Anbauregister besteht für die 
ökologische und sonstige gentechnikfreie Produktion in glei-
cher Weise fort wie für sonstige GVO. Dies wird in der NGT-Ver-
ordnung für die ökologische Produktion ausdrücklich aner-
kannt. Auch im Hinblick auf die eigene Verantwortung gentech-
nikfreien Produktion zur Vermeidung von Einträgen von NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 muss diesen die Möglichkeit gegeben 
werden, von einem Anbau von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in 
ihrer Nachbarschaft überhaupt zu erfahren. Mangels unions-
rechtlicher Regelungen obliegt es den Mitgliedstaaten, ent-
sprechende Informationspflichten zu regeln. Im Rahmen dieses 
Gestaltungsspielraums ist auch die Errichtung eines Anbaure-
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gisters für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und dessen fortdau-
ernde Integration in das ohnehin bereits bestehende GVO-
Standortregister zulässig.

5. Vertragsbezogene Informationspflichten 

Schon nach den geltenden nationalen Koexistenzregelungen ist der-
jenige, der Produkte in Verkehr bringt, die GVO enthalten oder daraus 
bestehen, verpflichtet, eine Produktinformation mitzuliefern, aus der 
hervorgeht, wie die koexistenzbezogenen Vorsorgepflichten erfüllt 
werden können (§ 16b Abs. 5 GenTG). 

Diese koexistenzbezogene Anforderung gilt, wie dargestellt, auch für 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 fort (dazu oben C.II.3.).

Diese Anforderung impliziert für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und 
ihre Erzeugnisse, dass der Inverkehrbringer seinen Abnehmer darüber 
informieren muss, dass es sich bei dem Produkt überhaupt um NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 oder deren Erzeugnisse handelt.

Insoweit stellt sich die Frage, ob der nationale Gesetzgeber eine sol-
che Informationspflicht überhaupt regeln darf. Ferner ist fraglich, ob 
er die Pflicht auf NGT-Erzeugnisse der Kategorie 1 ausdehnen darf, 
die aus NGT-Pflanzen der Kategorie 1 hergestellt sind, diese aber 
nicht enthalten und nicht daraus bestehen (vgl. die Definition in Art. 3 
Nr. 17 der NGT-Verordnung).

Diese Frage stellt sich vor allem deshalb, weil sich die unionsrechtli-
chen Kennzeichnungspflichten für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 auf 
Saatgut und anderes Pflanzenvermehrungsmaterial beschränken 
(Art. 10 Abs. 1 NGT-Verordnung). Das führt dazu, dass nur noch die 
Erwerber von Saatgut, nicht aber die Erwerber der daraus gewonne-
nen Erzeugnisse anhand der Produktkennzeichnung erkennen kön-
nen, ob es sich bei einer Zutat oder einem sonstigen Vorprodukt um 
eine NGT-Pflanze der Kategorie 1 oder deren Erzeugnis handelt oder 
nicht.

Diese Information ist zum einen für die ökologische und die sonstige 
gentechnikfreie Produktion zentral. Denn im Rahmen dieser Produk-
tion dürfen NGT-Erzeugnisse der Kategorie 1 nicht verwendet wer-
den.
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Zum anderen ist diese Information auch für die Herstellung von Le-
bensmitteln außerhalb der biologischen und gentechnikfreien Pro-
duktion relevant. Denn Lebensmittel, die NGT-Erzeugnisse der Kate-
gorie 1 enthalten oder daraus hergestellt sind, können, wie bereits 
dargestellt neuartige Lebensmittel im Sinne der Novel-Food-Verord-
nung (EU) 2015/2283 sein. Ist das der Fall, dürfen solche Lebensmittel 
nur in den Verkehr gebracht werden, wenn sie als Novel Food zuge-
lassen, in der Unionsliste neuartiger Lebensmittel aufgeführt und 
nach Maßgabe der dort festgelegten Bedingungen und Kennzeich-
nungsvorschriften in den Verkehr gebracht werden. Wenn sich Le-
bensmittelunternehmen bezüglich der Anforderungen nicht sicher 
sind, müssen sie ein Konsultationsverfahren bei der zuständigen Be-
hörde durchlaufen [dazu bereits oben C.II.2.c)].88 Daher besteht auch 
für Lebensmittelhersteller außerhalb der ökologischen oder sonsti-
gen gentechnikfreien Produktion ein rechtlich relevantes und haf-
tungsrelevantes Interesse an der Information darüber, ob ein Erzeug-
nis ein NGT-Erzeugnis der Kategorie 1 ist und wenn ja, welches.

Darüber hinaus ist diese Information für jede sonstige konventionelle 
Produktion relevant, da derjenige, der NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
oder deren Erzeugnisse verwendet, nach Maßgabe der koexistenzbe-
zogenen Regelungen des GenTG Vorsorge dafür zu treffen hat, dass 
Dritte durch die Beimischung oder sonstige Einträge von GVO ein-
schließlich NGT-Pflanzen der Kategorie 1 nicht wesentlich beein-
trächtigt werden (§ 16b Abs. 1 GenTG, vgl. dazu oben C.II.3.).

Schließlich kann diese Information auch für Verbraucher relevant 
sein. Das gilt sowohl im Hinblick auf spezielle Eigenschaften eines 
NGT-Erzeugnisses der Kategorie 1 als auch spezifisch im Hinblick auf 
die Tatsache der Einstufung der NGT-Pflanze als solche.

Auch hier stellt sich die Frage, ob eine solche nationale Informations-
pflicht auf Grund einer abschließenden unionsrechtlichen Regelung 
[a)] oder eines sonstigen Anwendungsvorrangs des Unionsrechts [b)] 
ausgeschlossen ist.

___________________________________________________________________________

88 Vgl. hierzu ausführlich Buchholz, Zur Haftung von Lebensmittelunternehmen im Falle einer Deregulierung vom 
12.12.2024, S. 14 ff., verlinkt unter https://www.ohnegentechnik.org/artikel/rechtsgutachten-haftungsrisiken-
bei-neuer-gentechnik-nicht-auf-eu-lebensmittelwirtschaft-abwaelzen.
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a) Keine abschließende Regelung

Eine abschließende Regelung könnte hier deshalb vorliegen, 
weil die NGT-Verordnung die Kennzeichnungspflichten für 
NGT-Pflanzen explizit regelt. Die Unterschiede der Kennzeich-
nungspflichten für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und deren Er-
zeugnisse von den Kennzeichnungspflichten des sonstigen EU-
Rechts für GVO zeigen klar, dass es sich dabei um eine abschlie-
ßende Regelung der Kennzeichnungspflicht handelt. Jede Er-
weiterung der Kennzeichnungspflicht durch nationales Recht 
ist deshalb ausgeschlossen, weil die NGT-Verordnung die Kenn-
zeichnungspflichten abschließend geregelt hat.

Das bedeutet allerdings noch nicht, dass die abschließende uni-
onsrechtliche Kennzeichnungspflicht jegliche nationale Infor-
mationspflichten ausschließt.

Insbesondere ist anerkannt, dass es im Kaufrecht auch jenseits 
von Kennzeichnungspflichten Aufklärungspflichten des Ver-
käufers gegenüber dem Käufer gibt. So sind Informationspflich-
ten bei Haustürgeschäften und Fernabsatzverträgen mit Ver-
brauchern in Art. 246a § 1 EGBGB explizit gesetzlich geregelt. 
Zu diesen Informationspflichten gehört die Information über 
die wesentlichen Eigenschaften von Waren (Art. 246a § 1 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 EGBGB). Ferner gibt es – auch außerhalb von Ver-
braucherverträgen - eine umfangreiche Kasuistik der Recht-
sprechung dazu, in welchen Fällen bzw. über welche Eigen-
schaften ein Verkäufer den Käufer über bestimmte Eigenschaf-
ten einer Sache von sich aus informieren muss.89

Solche vertraglichen Informations- oder Aufklärungspflichten 
unterscheiden sich von Kennzeichnungspflichten, da sie nicht 
die Aufmachung des Produkts selbst betreffen, sondern nur die 
Umstände seines Inverkehrbringens. Nach dem Keck-Urteil des 
EuGH zur Warenverkehrsfreiheit ist zwischen Produktvorschrif-
ten und Verkaufsmodalitäten zu unterscheiden.90 

___________________________________________________________________________

89 Vgl. dazu Sutschet, in: BeckOK BGB, 77. Ed. 2026, BGB § 241 Rn. 83.
90 EuGH, Urteil vom 24.11.1993, Rs. C-267/91 u.a., Slg. 1994, I-6097.
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Produktvorschriften beziehen sich auf die „Merkmale der Er-
zeugnisse“, etwa auf die Aufmachung, Ausstattung, Bezeich-
nung, Etikettierung, Form, das Gewicht, die Verpackung und 
die Zusammensetzung von Waren.91 Der Produktbezug ist be-
reits gegeben, wenn die Möglichkeit besteht, dass eine Anpas-
sung des Produkts erforderlich werden könnte.92 Ein produkt-
bezogenes Warenverkehrshindernis liegt vor, wenn der auslän-
dische Anbieter gezwungen wird, seine im Herkunftsland recht-
mäßig praktizierten Aktionsparameter den Erfordernissen des 
Bestimmungslandes anzupassen, und dadurch Anpassungskos-
ten entstehen, die einem Marktzutritt unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten entgegen stehen.93

„Verkaufsmodalitäten“ meint dagegen vor allem Vorschriften 
über die räumlichen und zeitlichen Voraussetzungen und an-
dere Umstände, unter denen Waren vertrieben werden können 
und die Ausdruck „landesweiter oder regionaler, sozialer und 
kultureller Besonderheiten“ sind.94 Verkaufsmodalitäten, die 
für alle betroffenen Wirtschaftsteilnehmer gelten, die ihre Tä-
tigkeit im Inland ausüben, sind von den Anforderungen der Wa-
renverkehrsfreiheit ausgenommen sofern sie den Absatz der in-
ländischen Erzeugnisse und der Erzeugnisse aus anderen Mit-
gliedstaaten rechtlich wie tatsächlich in der gleichen Weise be-
rühren.95

Informations- oder Aufklärungspflichten sind danach als Ver-
kaufsmodalitäten einzustufen und von Produktvorschriften zu 
unterscheiden, für die strengere unionsrechtliche Anforderun-
gen bestehen.

Solche Informations- und Aufklärungspflichten bestehen nach 
ständiger Rechtsprechung der deutschen Zivilgerichte jeden-
falls aufgrund der allgemeinen schuldrechtlichen Rücksichtnah-
mepflicht (§ 241 Abs. 2 BGB) hinsichtlich aller Umstände, die 
den Vertragszweck des anderen vereiteln können und daher für 
seinen Entschluss von wesentlicher Bedeutung sind, sofern er 

___________________________________________________________________________

91 Leible/T. Streinz, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, 86. EL September 2025, AEUV Art. 34 Rn. 80 m.w.N.
92 Leible/T. Streinz, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, 86. EL September 2025, AEUV Art. 34 Rn. 94 m.w.N.
93 Leible/T. Streinz, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, 86. EL September 2025, AEUV Art. 34 Rn. 81 m.w.N.
94 Leible/T. Streinz, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, 86. EL September 2025, AEUV Art. 34 Rn. 79 m.w.N.
95 EuGH, Urt. v. 24.11.1993 – verb. Rs. C-267/91 und C-268/91, ECLI:EU:C:1993:905, Rn. 15 f.
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die Mitteilung nach Treu und Glauben unter Berücksichtigung 
der Verkehrsauffassung redlicherweise erwarten darf.96 Der 
Käufer darf insbesondere Aufklärung über kaufrelevante Eigen-
schaften erwarten, die er nicht selbst, z.B. durch Besichtigung 
der Kaufsache, wahrnehmen kann.97 Dazu gehören beim Ver-
kauf eines Pkw beispielsweise Aufklärung darüber, ob es sich 
um einen Unfallwagen oder ein reimportiertes Fahrzeug han-
delt.98 Unabhängig von einer solchen Aufklärungspflicht liegt 
ein Sachmangel vor, wenn sich eine Kaufsache nicht für die 
nach dem Vertrag vorausgesetzte oder die gewöhnliche Ver-
wendung eignet (§ 434 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
BGB).

Vor diesem Hintergrund können schon aufgrund der Anforde-
rungen des Kaufrechts vertragsrechtliche Informationspflich-
ten über den Status einer Pflanze oder eines Erzeugnisses als 
NGT-Pflanze oder NGT-Erzeugnis der Kategorie 1 bestehen. 
Das gilt zum einen dann, wenn der Verkäufer weiß oder damit 
rechnet, dass der Käufer das Erzeugnis für die ökologische oder 
sonstige gentechnikfreie Produktion verwenden will. Zum an-
deren dann, wenn das Erzeugnis zur Herstellung von Lebens-
mitteln verwendet werden soll und dafür möglicherweise eine 
Zulassung als Novel Food erforderlich, aber noch nicht erteilt 
und auch nicht verbindlich festgestellt ist, dass keine Zulassung 
als Novel Food erforderlich ist.

Darüber hinaus besteht, wie dargestellt, auch die Pflicht zur 
Mitlieferung einer Produktinformation zur Erfüllung der koexis-
tenzbezogenen Vorsorgepflichten gemäß § 16b Abs. 5 GenTG 
als nationale Verpflichtung für sonstige GVO neben den Kenn-
zeichnungsanforderungen der Freisetzungsrichtlinie 
2001/18/EG und den Verordnungen 1829/2003 und 1830/2003 
fort. Für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 gilt sie fort (s.o.).

___________________________________________________________________________

96 Vgl. Ellenberger, in: Grüneberg, BGB, 85. Aufl. 2026, § 123 Rn. 5b m.w.N.; Grüneberg, in: Grüneberg, BGB, 85. 
Aufl. 2026, § 311 Rn. 40 m.w.N.; BGH, Urt. v. 01.02.2013, Az. V ZR 72/11, NJW 2013, 1807, Rn. 8, zur Aufklä-
rungspflicht bezüglich der Mieterträge eines Grundstücks; Urt. v. 11.11.2011, Az. V ZR 245/10, NJW 2012, 846, 
Rn. 6, zur Aufklärungspflicht bezüglich des Verlaufs der Grundstücksgrenze.

97 So BGH, Urt. v. 02.02.1996, Az. V ZR 239/94, NJW 1996, 1339, 13340 m.w.N.
98 Vgl. Ellenberger, in: Grüneberg, BGB, 85. Aufl. 2026, § 123 Rn. 7 m.w.N.
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Die in Art. 10 NGT-Verordnung vorgesehene Kennzeichnungs-
pflicht für Pflanzenvermehrungsmaterial, das NGT-Pflanzen 
der Kategorie 1 enthält oder aus solchen besteht, ist damit we-
der nach ihrem Wortlaut noch nach ihrem Regelungszweck eine 
abschließende unionsrechtliche Regelung, die solchen kauf-
rechtlichen Aufklärungspflichten entgegensteht.

Demnach ist eine explizite gesetzliche Regelung auf nationaler 
Ebene zur näheren Bestimmung der Informationspflicht bei der 
Abgabe von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 oder ihrer Erzeug-
nisse an Dritte nicht durch eine abschließende unionsrechtliche 
Regelung ausgeschlossen.

b) Kein sonstiger Anwendungsvorrang

Eine Informationspflicht bei der Abgabe von NGT-Pflanzen der 
Kategorie 1 oder ihrer Erzeugnisse könnte dann als unzulässige 
Beschränkung der praktischen Wirksamkeit der auf Pflanzen-
vermehrungsmaterial beschränkten Kennzeichnungspflicht der 
NGT-Verordnung eingestuft werden, wenn sie einer nationalen 
Erweiterung der Kennzeichnungspflicht auf sonstige Erzeug-
nisse gleichkäme.

Das wäre denkbar, wenn eine nationale Informationspflicht 
über den NGT-Status von Erzeugnissen auch dann gelten 
würde, wenn ein berechtigtes Interesse des Erwerbers nicht er-
kennbar wäre.

Wie dargelegt kann sich das berechtigte Interesse des Erwer-
bers an dieser Information auch für die konventionelle Produk-
tion bereits daraus ergeben, dass der Verwender von NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 die für diese fortgeltenden Koexis-
tenzanforderungen zum Schutz der ökologischen und sonsti-
gen gentechnikfreien Produktion sowie zur Einhaltung der An-
forderungen der EU-Novel-Food-Verordnung 2015/2283 einhal-
ten muss.

Auch sonst kann eine Informationspflicht über den NGT-Status 
gerechtfertigt sein. Beispielsweise kann die genetische Verän-
derung Auswirkungen auf die für die jeweilige Verwendung re-
levanten Eigenschaften des Erzeugnisses haben. So könnte bei 
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Holz aus NGT-Pflanzen der Kategorie 1 die genetische Verän-
derung Auswirkungen auf dessen Eigenschaften als Werk-, Bau- 
oder Brennstoff haben.

Nach alledem dürfte sich eine solche Informationspflicht über 
den NGT-Status von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und deren 
Erzeugnisse in den meisten Fällen durch ein entsprechendes be-
rechtigtes Informationsbedürfnis rechtfertigen lassen.

Im Hinblick auf solche nationalen Informationspflichten stellt 
sich ferner die Frage ihrer Vereinbarkeit mit den unionsrechtli-
chen Grundfreiheiten, insbesondere der Warenverkehrsfrei-
heit.

Mit Urteil vom 13.10.1993 entschied der EuGH, dass die Waren-
verkehrsfreiheit einer von der Rechtsprechung eines Mitglieds-
taats aufgestellten Regel nicht entgegensteht, die eine Aufklä-
rungspflicht für reimportierte Kraftfahrzeuge im Rahmen vor-
vertraglicher Beziehungen vorsieht. Der EuGH sah darin nicht 
einmal eine Maßnahme gleicher Wirkung, weil die mit der Auf-
klärungspflicht verbundene potenzielle Behinderung des Mark-
tes zu ungewiss und zu mittelbar sei, als dass sie geeignet wäre, 
den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu behindern.99 

Diese Rechtsprechung dürfte auf die gesetzliche Regelung ei-
ner entsprechenden Aufklärungspflicht für NGT-Pflanzen der 
Kategorie 1 und deren Erzeugnisse übertragbar sein. 

c) Fazit

Im Ergebnis steht die NGT-Verordnung der Regelung einer ver-
traglichen Aufklärungspflicht über den Status von NGT-Pflan-
zen der Kategorie 1 und deren Erzeugnisse bei deren Verkauf an 
Dritte jedenfalls dann nicht entgegen, wenn der NGT-1-Status 
der Pflanze bzw. des Erzeugnisses für seine Verwendung durch 
den Dritten relevant sein kann. Das ist nicht nur der Fall, wenn 
ein Erzeugnis für die ökologische oder sonstige gentechnikfreie 
Produktion oder als oder für Lebensmittel verwendet werden 

___________________________________________________________________________

99EuGH, Urteil vom 13.10.1993, C-93/92, CMC Motorrad Center, Beck RS 2004, 77911, Rn. 12 f., zu einer Aufklä-
rungspflicht bezüglich Einschränkungen der Gewährleistung beim Parallelimport von Kraftfahrzeugen. Vgl. 
hierzu kritisch Müller-Graff, in: Von der Groeben/Schwarze/Hatje/Terhechte, EU-Recht, 8. Aufl. 2025, AEUV 
Art. 34 Rn. 165.
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soll oder das Lebensmittel wegen der genetischen Veränderung 
als Novel Food eingestuft werden kann, sondern auch dann, 
wenn der Erwerber der NGT-Pflanzen der Kategorie 1 oder ihrer 
Erzeugnisse Vorsorgemaßnahmen zum Schutz Dritter vor un-
beabsichtigten Einträgen treffen muss. Deshalb gilt die für GVO 
bereits geregelte Pflicht zur Mitlieferung einer Produktinforma-
tion über die Erfüllung der koexistenzbezogenen Vorsorge-
pflichten (§ 16b Abs. 5 GenTG) auch für NGT-Pflanzen der Kate-
gorie 1 fort.

Auch insoweit trifft die NGT-Verordnung keine abschließende 
Regelung. Zwar sind die Regelungen der NGT-Verordnung über 
die Pflichtkennzeichnung abschließend. Das schließt aber ver-
tragliche Aufklärungspflichten nicht aus, da diese keine Pro-
duktvorschriften sind, die Anforderungen an die Aufmachung 
des Produkts stellen, sondern davon zu unterscheidende Ver-
kaufsmodalitäten. Sie ergeben sich aus nationalem Zivil-, ins-
besondere Kaufrecht. Da es kein abschließendes unionsrechtli-
ches Kaufrecht gibt, bleibt die Regelung von Informations-
pflichten auf nationaler Ebene zulässig. Deshalb ist auch die gel-
tende Regelung über Produktinformationen in § 16b Abs. 5 
GenTG trotz abschließender unionsrechtlicher Regelung der 
Pflichtkennzeichnung von GVO zulässig.

Einer solchen Informationspflicht steht die NGT-Verordnung 
auch sonst nicht entgegen. Das berechtigte Interesse des Er-
werbers an dieser Information liegt bei der ökologischen und 
der sonstigen gentechnikfreien Produktion auf der Hand. Für 
die konventionelle Produktion ergibt sich das berechtigte Inter-
esse an der Information bereits daraus, dass der Verwender von 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 die für diese fortgeltenden Ko-
existenzanforderungen zum Schutz der ökologischen und sons-
tigen gentechnikfreien Produktion Dritter sowie zur Einhaltung 
der Anforderungen der EU-Novel-Food-Verordnung 2015/2283 
einhalten muss.

6. Naturschutzrecht

Naturschutzrechtliche Beschränkungen der Verwendung von GVO in 
und um naturschutzrechtlich geschützte Gebiete dienen primär dem 
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Schutz der Natur. Sie sind keine Koexistenzregelungen mit dem Ziel 
des Ausgleichs der wirtschaftlichen Interessen verschiedener Markt-
teilnehmer. Ihre Zulässigkeit richtet sich deshalb bereits bisher und 
auch künftig für die der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG unterfallen-
den GVO nicht nach den koexistenzbezogenen Regelungen des 
Art. 26a dieser Richtlinie, sondern primär nach dem unionsrechtlichen 
und nationalen Naturschutzrecht. Die Mitgliedstaaten haben aller-
dings auch insoweit etwaige Grenzen ihres Regelungsspielraums 
durch die für GVO geltenden Vorschriften des EU-Sekundärrechts 
und die Grundfreiheiten, insbesondere die Warenverkehrsfreiheit, zu 
beachten.

Die naturschutzrechtlichen Regelungen für GVO in Deutschland gel-
ten – genauso wie die koexistenzbezogenen Regelungen – grundsätz-
lich auch für NGT-Pflanzen der Kategorie 1. § 35 BNatSchG verweist 
für die Definition der Freisetzungen von GVO auf die Definition der 
Freisetzung im Gentechnikgesetz (§ 3 Nr. 5 GenTG) und damit mittel-
bar auf dessen Definition von GVO (§ 3 Nr. 3 GenTG). Diese schließt 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 ein (vgl. dazu oben C.). Entsprechendes 
gilt für die naturschutzrechtlichen Anbauverbote und -beschränkun-
gen der Länder (dazu oben B.III.).

Damit gelten die naturschutzrechtlichen Anforderungen an GVO 
auch für NGT-Pflanzen der Kategorie 1, soweit ihnen der Anwen-
dungsvorrang des Unionsrechts nicht entgegensteht.

Auch für das Naturschutzrecht stellt sich damit die Frage, ob die An-
wendung der für GVO geltenden naturschutzrechtlichen Regelungen 
auf Grund einer abschließenden unionsrechtlichen Regelung [a)] oder 
eines sonstigen Anwendungsvorrangs des Unionsrechts [b)] ausge-
schlossen ist.

a) Keine abschließende Regelung

Zum Naturschutzrecht, insbesondere dem Schutz von Natura-
2000-Gebieten, macht die NGT-Verordnung im Regelungsteil 
keine Vorgaben. Den Erwägungsgründen lässt sich nur entneh-
men, dass NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse 
u.a. horizontalen Rahmen wie den Naturschutzvorschriften un-
terliegen, wie es bei herkömmlichen Pflanzen und Erzeugnissen 
der Fall ist (Erwägungsgrund 31 der NGT-Verordnung).
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Die unionsrechtlichen Naturschutzvorschriften finden sich vor 
allem in der FFH-Richtlinie 92/43/EWG, der Vogelschutzrichtli-
nie 2009/147/EG, der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 über inva-
sive gebietsfremde Arten und neuerdings die Verordnung (EU) 
2024/1991 über die Wiederherstellung der Natur. Diese Rege-
lungen konzentrieren sich auf Mindestanforderungen an den 
Schutz von Arten und natürlichen Lebensräumen und Gebieten 
von gemeinschaftlichem Interesse (vgl. die Begriffsbestimmun-
gen in Art. 2 der FFH-Richtlinie 92/43/EWG). Sämtliche dieser 
Regelungen sind auf die Umweltkompetenz der Union gestützt, 
sodass sie sie nur Mindestanforderungen enthalten. Sie hindern 
die Mitgliedstaaten schon aufgrund der Vorgaben der EU-Ver-
träge nicht daran, verstärkte Schutzmaßnahmen beizubehal-
ten oder zu ergreifen, solange diese mit den Vorgaben der EU-
Verträge vereinbar sind (Art. 193 AEUV). Das wird im sekundär-
rechtlichen Naturschutzrecht teilweise explizit wiederholt.100

Ferner lässt sich dem Gutachten 2/00 des EuGH entnehmen, 
dass die Harmonisierung des Gentechnikrechts durch die Frei-
setzungsrichtlinie 2001/18/EG den Geltungsbereich des Cartagena-
Protokolls über die Biologische Sicherheit „jedenfalls nur ganz 
partiell abdeckt“.101 Damit enthält auch die Freisetzungsrichtli-
nie keine abschließende Regelung aller Aspekte des Umgangs 
mit GVO, sondern deckt nur den Teilbereich der absichtlichen 
Freisetzung und des Inverkehrbringens von GVO im Binnen-
markt ab, nicht aber den Bereich des Naturschutzes.

Das Cartagena-Protokoll über die Biologische Sicherheit von 
2000 (CPB) regelt Entwicklung, Handhabung, Transport, Ver-
wendung, Weitergabe und Freisetzung von lebenden veränder-
ten Organismen (Art. 2 Abs. 2 CPB). Es handelt sich um ein Pro-
tokoll zur Konkretisierung des Übereinkommens über die biolo-
gische Vielfalt von 1992 (CBD, vgl. die in der Präambel des CPB 
genannten Art. 19 Abs. 3 und4, Art. 8 Buchst. g und Art. 17 CBD). 
Letzteres ist eine im Kern naturschutzrechtliche Regelung im 
Bereich des Umweltschutzes 

___________________________________________________________________________

100 Art. 14 der Vogelschutzrichtlinie 2009/147/EG, Art. 23 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 über invasive ge-
bietsfremde Arten.

101 EuGH, Gutachten v. 06.12.2001– Gutachten 2/00, (Cartagena-Protokoll), ECLI:EU:C:2001:664, Leitsatz 6 am 
Ende und Rn. 46.
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Deshalb musste nach dem eingangs genannten Gutachten 2/00 
des EuGH der Beschluss der EU zur Annahme des CPB auf die 
mit den Mitgliedstaaten geteilte Umweltkompetenz der dama-
ligen Europäischen Gemeinschaft gestützt werden. Die EU 
durfte sich nicht auf ihre ausschließliche Kompetenz im Bereich 
der gemeinsamen Handelspolitik stützen.

Damit handelt es sich weder bei der NGT-Verordnung noch bei 
den unionsrechtlichen Naturschutzvorschriften um abschlie-
ßende Regelungen, die nationalen Beschränkungen zur Ver-
wendung von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 aus Gründen des 
Naturschutzes ausschließen könnten.

b) Kein sonstiger Anwendungsvorrang

Da eine Einschränkung der naturschutzrechtlichen Regelungs-
kompetenzen der Mitgliedstaaten diesbezüglich durch Sekun-
därrecht nicht ersichtlich ist, ist die Zulässigkeit nationaler 
Maßnahmen primär an den Anforderungen der Warenverkehrs-
freiheit zu messen. 

Insoweit können die mitgliedstaatlichen Beschränkungen für 
den Anbau von GVO als Verwendungsbeschränkungen und da-
mit als Maßnahmen gleicher Wirkung eingestuft werden, wenn 
die marktbehindernde Wirkung nicht zu ungewiss und zu mit-
telbar ist [vgl. dazu oben C.I.2.b)].

Als marktbehindernde Maßnahmen können sie durch zwin-
gende Erfordernisse des Allgemeininteresses in Gestalt des 
Umweltschutzes gerechtfertigt sein.102 

Insofern gelten dieselben Gründe, die ein räumlich begrenztes 
Verwendungsverbot oder eine Verwendungsbeschränkung für 
GVO aus Gründen des Naturschutzes vorsehen, für NGT-Pflan-
zen der Kategorie 1 in gleicher Weise wie für sonstige GVO. Es 
ist ein legitimes Ziel des Naturschutzes, bestimmte geschützte 
Gebiete von menschlichen Eingriffen möglichst frei zu halten. 
Das gilt auch für Eingriffe durch die Verwendung von NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 oder sonstiger GVO.

___________________________________________________________________________

102 von der Groeben/Müller-Graff, 8. Aufl. 2025, AEUV Art. 34 Rn. 173, 224 m.w.N.
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NGT-Pflanzen der Kategorie 1 stellen unabhängig von ihrer 
Freistellung von den Anforderungen der GVO-Vorschriften der 
EU weiter GVO dar. Sie sind nicht Teil der natürlichen biologi-
schen Vielfalt. Soweit das Naturschutzrecht das Verbot oder die 
Beschränkung der Verwendung sonstiger GVO rechtfertigt, gilt 
daher die gleiche Rechtfertigung auch für NGT-Pflanzen der Ka-
tegorie 1. Ihr Anbau oder Inverkehrbringen kann vergleichbare 
Auswirkungen auf den Erhalt der natürlichen biologischen Viel-
falt haben wie der Anbau und das Inverkehrbringen sonstiger 
GVO. 

Die mit der NGT-Verordnung beabsichtigte Gleichstellung von 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 mit herkömmlichen Pflanzen 
kann die naturschutzrechtliche Regelungsbefugnis der Mit-
gliedstaaten schon aus kompetenzrechtlichen Gründen nicht 
einschränken.

Die NGT-Verordnung ist insbesondere auf die Zuständigkeit der 
EU für die Bereiche Landwirtschaft, Binnenmarkt und Gesund-
heitsschutz gestützt (Art. 43, 114 und 168 AEUV, vgl. die Präam-
bel der NGT-Verordnung). Damit fällt es in die Kompetenz der 
EU, die Gleichstellung von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 mit 
herkömmlichen Pflanzen für den Bereich der Landwirtschaft, 
des Binnenmarktes und den Gesundheitsschutz zu regeln. Ob 
und inwieweit die Mitgliedstaaten NGT-Pflanzen der Katego-
rie 1 im Bereich des Naturschutzes, der ein originärer Bereich 
des Umweltschutzes ist, mit natürlichen Wildpflanzen oder her-
kömmlichen Kulturpflanzen gleichstellen wollen, bleibt dage-
gen der Kompetenz der Mitgliedstaaten überlassen. Denn wie 
dargelegt können unionsrechtliche Regelungen zum Umwelt- 
und insbesondere Naturschutz verstärkte Schutzmaßnahmen 
der Mitgliedstaaten nicht ausschließen (Art. 193 AEUV).

Aus der NGT-Verordnung lässt sich damit nur ableiten, dass na-
turschutzrechtliche Regelungen der Mitgliedstaaten die prakti-
sche Wirksamkeit der durch die NGT-Verordnung bewirkten 
Harmonisierung des Binnenmarktes nicht unverhältnismäßig 
beeinträchtigen dürfen. Ähnliches gilt für die Warenverkehrs-
freiheit.
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Diese Grenze gilt für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in gleicher 
Weise wie für sonstige GVO. Deren Inverkehrbringen ist auf an-
dere Art und Weise (nämlich mit dem Erfordernis einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung vor erstmaliger Freisetzung), aber im 
Hinblick auf den Naturschutz gleichermaßen beschränkten 
Umfang durch die Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG und die 
Verordnungen (EG) Nr. 1829/2003 und 1830/2003 unionsrecht-
lich abschließend geregelt.

Hieraus lässt sich schließen, dass die Mitgliedstaaten ihre natur-
schutzrechtlichen Beschränkungen der Verwendung von GVO 
in gleicher Weise für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 aufrecht er-
halten dürfen wie für sonstige GVO.

Für die Zwecke dieses Rechtsgutachtens kann dahinstehen, ob 
und inwieweit die geltenden naturschutzrechtlichen Beschrän-
kungen für GVO mit den Anforderungen der Warenverkehrs-
freiheit vereinbar sind. Fraglich und möglicherweise in beson-
derer Weise rechtfertigungsbedürftig ist insoweit vor allem das 
flächendeckende Anbauverbot für GVO in Bayern und Hessen 
(Art. 11b BayNatSchG, § 18 HeNatG, dazu oben B.III.). Wenn 
und soweit dieses aber für sonstige GVO zulässig ist, dürfte es 
in gleichem Umfang auch für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 zu-
lässig sein.103

c) Fazit

Im Ergebnis steht die NGT-Verordnung der weiteren Anwen-
dung naturschutzrechtlicher Verbote und Beschränkungen der 
Verwendung von GVO auf NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und 
deren Erzeugnisse nicht entgegen. 

Das Unionsrecht enthält keine abschließende Regelung des Na-
turschutzrechts. Vielmehr sind die Mitgliedstaaten schon kraft 

___________________________________________________________________________

103 Das bayerische landesweite GVO-Anbauverbot ist abweichend vom Hessischen Anbauverbot explizit auf die 
Opt-out-Regelung gemäß Art. 26b der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG in der Fassung der Änderungsrichtli-
nie 2015/412 gestützt (Landtags-Drucksache 18/1816, S. 14). Da diese Regelung für NGT-Pflanzen der Katego-
rie 1 nicht anwendbar ist, dürfte die Anwendbarkeit des bayerischen GVO-Anbauverbotes auf NGT-Pflanzen 
der Kategorie 1 davon abhängen, ob Art. 26b der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG konstitutiven Charakter 
hat, also einen ansonsten nicht vorhandenen Regelungsspielraum der Mitgliedstaaten eröffnet, oder ob er nur 
deklaratorischen Charakter hat, also nur klarstellt, dass den Mitgliedstaaten hier ein eigener Regelungsspiel-
raum verbleibt.
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der EU-Verträge berechtigt, verstärkte Schutzmaßnahmen 
zum Zwecke des Naturschutzes zu ergreifen.

Zur Gewährleistung der praktischen Wirksamkeit der Regelun-
gen der NGT-Verordnung und der Warenverkehrsfreiheit kön-
nen naturschutzrechtlichen Beschränkungen und Verboten 
zwar Grenzen gesetzt sein. Diese reichen für NGT-Pflanzen der 
Kategorie 1 aber nicht weiter als für sonstige GVO. Denn die 
durch die NGT-Verordnung bezweckte Gleichstellung von NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 mit herkömmlichen Pflanzen erstreckt 
sich nicht auf die naturschutzrechtliche Gleichstellung. Sie darf 
sich schon kompetenzrechtlich nur auf eine landwirtschafts-, 
binnenmarkt- und gesundheitsrechtliche Gleichstellung mit 
herkömmlichen Pflanzen erstrecken.

Die geltenden naturschutzrechtlichen Beschränkungen für die 
Verwendung von GVO gelten danach auch nach Geltungsbe-
ginn der NGT-Verordnung für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in 
gleicher Weise wie für sonstige GVO.

III. Ergebnis

Die NGT-Verordnung steht nationalen Koexistenzregelungen für NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse nicht entgegen. Das gleiche 
gilt für naturschutzrechtliche Beschränkungen des Anbaus oder der sonsti-
gen Verwendung von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 oder ihrer Erzeugnisse 
in geschützten Gebieten nach nationalem Recht.

Nationale Koexistenzregelungen für GVO sowie naturschutzrechtliche Be-
schränkungen für GVO gelten auch nach Geltungsbeginn der NGT-Verord-
nung weiterhin für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse. Dies 
deshalb, weil NGT-Pflanzen der Kategorie 1 weiterhin GVO sind und die 
NGT-Verordnung nur die Geltung von EU-Vorschriften für GVO auf NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 ausdrücklich ausschließt (Art. 5 Abs. 1 NGT-Ver-
ordnung), nicht aber die Anwendung nationaler Vorschriften für GVO. Nati-
onale Vorschriften für GVO dürfen nur dann und nur insoweit nicht mehr auf 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse angewendet werden, 
als ihnen der Anwendungsvorrang des Unionsrechts entgegensteht.

Aufgrund des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts dürfen die nationalen 
Regelungen über die Zulassung und die Pflichtkennzeichnung von GVO für 
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NGT-Pflanzen der Kategorie 1 nach Geltungsbeginn der NGT-Verordnung 
nicht mehr angewendet werden. Insoweit enthält die NGT-Verordnung eine 
abschließende Regelung, die die Anwendung von entgegenstehendem na-
tionalen Recht ausschließt.

Die NGT-Verordnung steht nationalen Koexistenzregelungen für NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse nicht entgegen, weil es keine 
abschließende unionsrechtliche Regelungen für die Koexistenz von NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse einerseits und anderen Pflan-
zen und Erzeugnissen andererseits gibt. Im Rahmen der geteilten Zustän-
digkeiten der EU und der Mitgliedstaaten für die Bereiche Landwirtschaft, 
Binnenmarkt, Gesundheits- und Umweltschutz (Art. 4 Abs. 2 AEUV) behal-
ten die Mitgliedstaaten ihre Gesetzgebungskompetenz, sofern und soweit 
die Union ihre Zuständigkeit nicht ausgeübt hat (Art. 2 Abs. 2 Satz 2 AEUV).

Die NGT-Verordnung enthält kein Verbot nationaler Koexistenzregelungen 
für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse. Die NGT-Verord-
nung verweist auf die Regelung der EU-Öko-Basisverordnung, wonach na-
tionale Koexistenzregelungen für die biologische Produktion ausdrücklich 
zulässig sind (Erwägungsgrund 33 der NGT-Verordnung in Verbindung mit 
Art. 29 Abs. 7 EU-Öko-Basisverordnung 2018/848). Diese Regelung der EU-
Öko-Basisverordnung ist nicht auf den in Erwägungsgrund 33 der NGT-Ver-
ordnung beispielhaft genannten Schutz bestimmter geografischer Gebiete 
wie Inselregionen beschränkt, sondern hat den gleichen weiten Anwen-
dungsbereich wie die koexistenzbezogene Regelung des Art. 26a Abs. 1 der 
Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG. Daraus, dass die Freisetzungsrichtlinie 
2001/18/EG nur noch für NGT-Pflanzen der Kategorie 2, aber nicht mehr für 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 gilt, ergibt sich lediglich, dass die koexistenz-
bezogenen Regelungen in Art. 26a der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG 
nicht mehr gelten. Daraus ergibt sich aber kein Verbot nationaler Koexis-
tenzregelungen für NGT-Pflanzen der Kategorie 1. 

Da nationale Koexistenzregelungen für die ökologische Produktion zulässig 
bleiben, gilt Entsprechendes für die sonstige gentechnikfreie Produktion, 
insbesondere für die Herstellung von Lebensmitteln ohne Gentechnik. Denn 
entsprechende freiwillige nationale Kennzeichnungsregelungen sind nach 
allgemeiner Auffassung kraft eigener nationaler Zuständigkeit und ohne 
unionsrechtliche Ermächtigung zulässig. Da sie für den Aspekt der Gentech-
nik die gleichen Ziele verfolgen wie die ökologische Produktion müssen für 
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sie in gleicher Weise wie für die ökologische Produktion auch nationale Ko-
existenzregelungen zulässig sein.

Es mag sein, dass bestimmte nationale Koexistenzmaßnahmen für GVO 
zum Schutz der konventionellen Produktion vor Einträgen von NGT-Pflan-
zen der Kategorie 1 wegen des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts 
nicht mehr anwendbar sind, wenn sie die praktische Wirksamkeit der NGT-
Verordnung qualifiziert beeinträchtigen und nicht gerechtfertigt sind. Das 
kommt insbesondere für Informationspflichten und Abstandsregelungen 
bezüglich eines benachbarten konventionellen Anbaus in Betracht, da Ein-
träge von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in konventionelle Pflanzen anders 
als von sonstigen GVO nicht mehr zu einer Kennzeichnungspflicht führen 
können. Deshalb droht bei einem benachbarten konventionellen Anbau an-
ders als bei einer ökologischen oder sonstigen gentechnikfreien Produktion 
kein Verlust der Kennzeichnungsmöglichkeit als ökologisch oder ohne Gen-
technik. Eine wesentliche Beeinträchtigung kann sich jedoch ergeben, wenn 
Einträge von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in Lebensmittel Anforderungen 
der EU-Novel-Food-Verordnung 2015/2283 unterliegen und diese Anforde-
rungen für NGT-Erzeugnisse nicht erfüllt sind, so dass die Lebensmittel 
nicht mehr ohne Prüfung oder Zulassung nach der Novel-Food-Verordnung 
in den Verkehr gebracht werden dürfen. Ob und inwieweit eine nationale 
Koexistenzregelung zum Schutz der konventionellen Produktion gegen 
Unionsrecht verstößt und deshalb unanwendbar ist, muss deshalb im Ein-
zelfall geprüft werden. 

Auch die nationalen Regelungen zur nachbarrechtlichen Abwehr und zur 
Haftung bei Nutzungsbeeinträchtigungen durch GVO bleiben für NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 und ihre Erzeugnisse anwendbar. Das Unionsrecht 
enthält generell keine nachbarrechtlichen Regelungen. Eine abschließende 
unionsrechtliche Regelung kommt deshalb nicht in Betracht. Auch sonst 
steht weder die NGT-Verordnung noch die Warenverkehrsfreiheit einem 
nachbarrechtlichen Schutz der ökologischen oder sonstigen gentechnik-
freien Produktion vor wesentlichen Beeinträchtigungen entgegen. Für die 
konventionelle Produktion kommt eine Haftung für das unbeabsichtigte 
Vorhandensein von NGT-Pflanzen der Kategorie 1 in anderen Erzeugnissen 
nach deutschem Recht in Betracht, wenn sie jenseits des in § 36a Abs. 1 Nr. 2 
GenTG genannten Regelbeispiels des Entstehens einer GVO-Kennzeich-
nungspflicht zu einer wesentlichen Beeinträchtigung führt. Das kann insbe-
sondere dann der Fall sein, wenn ein NGT-Erzeugnis der Kategorie 1 unter 
die Novel-Food-Verordnung fällt (siehe oben).
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Die NGT-Verordnung steht einem Fortbestehen der Mitteilungs- und Veröf-
fentlichungspflicht der Anbaustandorte für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
im Standortregister nicht entgegen. Art. 29 Abs. 7 EU-Öko-Basisverord-
nung 2018/848 bestätigt die Kompetenz der Mitgliedstaaten zur Festlegung 
von Koexistenzmaßnahmen zum Schutz der ökologischen Produktion 
(siehe oben). Die Kompetenz der Mitgliedstaaten zur Festlegung von Ko-
existenzmaßnahmen zum Schutz der gentechnikfreien Produktion ergibt 
sich unmittelbar aus der zwischen Union und Mitgliedstaaten geteilten Zu-
ständigkeit für die Landwirtschaft und den Binnenmarkt (siehe oben). Im 
Rahmen dieser Kompetenzen steht es den Mitgliedstaaten frei, zu regeln, 
wie benachbarte Betriebe über Anbaustandorte informiert werden müssen. 
Dafür können die Mitgliedstaaten auf Basis nationaler Regelungen auch 
weiterhin das Standortregister für GVO verwenden. Die Unanwendbarkeit 
der Freisetzungsrichtlinie 2001/18/EG führt lediglich dazu, dass die Mit-
gliedstaaten nicht mehr verpflichtet sind, Anbaustandorte von NGT-Pflan-
zen der Kategorie 1 in einem Standortregister nach Art. 31 Abs. 3 der Frei-
setzungsrichtlinie 2001/18/EG zu veröffentlichen. Sie schränkt das Recht der 
Mitgliedstaaten zur Regelung  einer verpflichtenden Anzeige von An-
baustandorten von NGT-Pflanzen der Kategorie 1  im nationalen Recht aber 
nicht ein.

Die Kompetenz der Mitgliedstaaten zur Regelung von Koexistenzmaßnah-
men umfasst auch die Möglichkeit, vertragliche Informations- und Aufklä-
rungspflichten über den NGT-Status von Erzeugnissen bei der Abgabe sol-
cher Erzeugnisse an Dritte zu regeln. Solche Regelungen unterscheiden sich 
von Kennzeichnungspflichten dadurch, dass sie keine Produktvorschriften, 
sondern Verkaufsmodalitäten sind. Sie können sich schon nach geltendem 
Recht aus allgemeinen zivilrechtlichen Regelungen über Aufklärungspflich-
ten ergeben. Die NGT-Verordnung steht der ausdrücklichen gesetzlichen 
Regelung solcher Aufklärungspflichten jedenfalls dann nicht entgegen, 
wenn ein berechtigtes Interesse des Käufers an dieser Information bestehen 
kann. Das ist nicht nur der Fall, wenn ein Erzeugnis für die ökologische oder 
sonstige gentechnikfreie Produktion oder als oder für Lebensmittel verwen-
det werden soll oder das Lebensmittel wegen der genetischen Veränderung 
als Novel Food eingestuft werden kann, sondern auch dann, wenn der Er-
werber der NGT-Pflanzen der Kategorie 1 oder ihrer Erzeugnisse Vorsorge-
maßnahmen zum Schutz Dritter vor unbeabsichtigten Einträgen treffen 
muss. Deshalb gilt die für GVO bereits geregelte Pflicht zur Mitlieferung ei-
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ner Produktinformation über die Erfüllung der koexistenzbezogenen Vor-
sorgepflichten (§ 16b Abs. 5 GenTG) auch für NGT-Pflanzen der Kategorie 1 
fort.

Die NGT-Verordnung steht der weiteren Anwendung naturschutzrechtli-
cher Verbote und Beschränkungen der Verwendung von GVO auf NGT-
Pflanzen der Kategorie 1 und deren Erzeugnisse nicht entgegen. Das Uni-
onsrecht enthält keine abschließende Regelung des Naturschutzrechts. 
Vielmehr sind die Mitgliedstaaten schon kraft der EU-Verträge berechtigt, 
verstärkte Schutzmaßnahmen zum Zwecke des Naturschutzes zu ergrei-
fen.

Zur Gewährleistung der praktischen Wirksamkeit der Regelungen der NGT-
Verordnung und der Warenverkehrsfreiheit können naturschutzrechtlichen 
Beschränkungen und Verboten zwar Grenzen gesetzt sein. Diese reichen für 
NGT-Pflanzen der Kategorie 1 aber nicht weiter als für sonstige GVO. Die 
durch die NGT-Verordnung bezweckte Gleichstellung von NGT-Pflanzen 
der Kategorie 1 mit herkömmlichen Pflanzen verlangt keine naturschutz-
rechtliche Gleichstellung. Sie darf sich schon kompetenzrechtlich nur auf 
eine landwirtschafts-, binnenmarkt- und gesundheitsrechtliche Gleichstel-
lung mit herkömmlichen Pflanzen beziehen.


